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    In einer kleinen, verglasten Kabine im Bundesarchiv in Koblenz nahm diese Recherche ihren Anfang. Dort können die Benutzer verfilmte Akten, sogenannte Mikrofiches, einsehen. Im Jahr 2005 erforschte ich als Doktorandin der Politikwissenschaften die Kontrolle des Bundesnachrichtendienstes. Mich interessierte, ob und wie die Parlamentarier den Geheimdienst bis 1978 überwachten. Einer der wichtigen Akteure war der damalige CSU-Bundestagsabgeordnete Karl Theodor zu Guttenberg, der Großvater des gleichnamigen Bundesverteidigungsministers (2009–2011) im Kabinett von Angela Merkel. Guttenberg war parlamentarischer Staatssekretär im Bundeskanzleramt während der Amtszeit von Kurt Georg Kiesinger. In seinen Unterlagen fanden sich Briefe, die eine ganz andere Geschichte – fern der Kontrolle – erzählten.


    Ich entdeckte den Hinweis, dass die Unionsparteien 1969 einen eigenen Nachrichtendienst gründen wollten. Guttenberg korrespondierte mit einem mir damals unbekannten BND-Mitarbeiter, Hans Christoph von Stauffenberg. Die beiden trieb dieselbe Sorge um: Die Freiheit in Westdeutschland, meinten sie, sei in Gefahr. Sie hielten das Programm von Bundeskanzler Willy Brandt (SPD), »Wandel durch Annäherung«, für fahrlässig. Die »wahren« Absichten des Ostens müsse ein eigener Nachrichtendienst für CDU- und CSU-Abgeordnete, konservative Journalisten und Wirtschaftsführer aufdecken. Der zweite Grund für einen eigenen Nachrichtendienst bestand aus ihrer Sicht darin, dass die sozialliberale Koalition ihren Einfluss mit der Regierungsübernahme im Bundesnachrichtendienst geltend machte. Die konservativen Geheimdienstmitarbeiter sahen sich zunehmend in der Defensive. Leiter des neuen Dienstes wurde schließlich 1970 Hans Christoph von Stauffenberg.


    Bald reiste ich wieder nach Koblenz und stellte einen neuen Benutzerantrag. Ich ahnte nicht, dass nun ein mehrjähriges Recherche-Abenteuer beginnen sollte. Vor allem wollte ich erfahren, warum die beiden Freunde die Wirklichkeit im Jahre 1969 ganz anders beurteilten, als es mir geläufig war: Warum sie den Regierungswechsel von den Konservativen zu den Sozialdemokraten nicht als normalen parlamentarischen Prozess, sondern als mögliches Ende der Demokratie sahen. Ich entdeckte, dass Guttenberg und Stauffenberg nicht allein agierten, sondern Freunde, Helfer und Geldgeber hatten. Gleichzeitig verstand ich immer mehr, was die Gruppe antrieb, wie ihre Mitglieder die Welt wahrnahmen. Mehr und mehr ließ sich aus den Akten zahlreicher Archive ihr Netzwerk rekonstruieren, das sich als privat tarnte, um mit konspirativen Mitteln Politik zu machen. Zudem kooperierte ihr Nachrichtendienst mit anderen, sogar internationalen Partnern gegen Brandts Politik. Weder ihr Ziel noch ihre Mittel stellten die Akteure je in Frage.


    Ihr Handeln stützte sich auf einen Irrtum: Die sozialliberale Regierung wollte weder die Westbindung aufheben noch ein neutrales Deutschland schaffen.


    Die Recherche zeigte: Stauffenbergs Informationsdienst war nicht die einzige privat organisierte nachrichtendienstliche Organisation. Er selbst hatte bereits in den späten 1940er und frühen 1950er Jahren einen privaten Dienst geleitet, wenn auch nicht derart konspirativ.


    Private Nachrichtendienste gibt es wohl ebenso lange wie die staatlichen Pendants. Sie stehen meistens im Dienst von Einzelinteressen. So halfen zum Beispiel Informanten Jakob Fugger, dem bedeutenden Kaufmann der Renaissance, sein Wirtschaftsimperium auszubauen.1 Der Industrielle Friedrich Flick ließ sich über seinen firmeninternen Nachrichtendienst in den 1940er Jahren Auslandsinformationen beschaffen.2 Der Schweizer Fotograf Hans Hausamann erweiterte 1935 seinen Pressedienst um militärische Nachrichtenbeschaffung und klärte gegen den Kriegsgegner Nazideutschland auf.3


    Erforscht sind diese Organisationen selten. Wie schreibt der Wissenschaftler Stephan Blancke 2011: »Private Geheimdienste stellen ein bisher kaum in der Politikwissenschaft thematisiertes Phänomen dar. Auch in anderen Disziplinen wie der Geschichtswissenschaft finden sich keine nennenswerten Untersuchungen.«4 Doch warum sollten die privaten Dienste besser untersucht sein als die offiziellen? Nach wie vor gibt es wenige wissenschaftliche Ausarbeitungen zur Geschichte des Bundesnachrichtendienstes.5 Dies wird erst die unabhängige Historikerkommission für die Geschichte des Bundesnachrichtendienstes in den nächsten Jahren ändern, die 2011 ihre Arbeit aufgenommen hat.6 Sicherlich wird die Aktenöffnung des BND auch andere Forscher ermutigen, sich diesem Feld zu widmen.


    Stauffenbergs Dienst war in Wirklichkeit eine Mischung aus privatem Dienst und Nachrichtendienst einer Partei. Für letzteren gab es ebenso Vorbilder. Manchmal mussten Politiker konspirativ arbeiten, weil die Regierung ihre Organisation verboten hatte, beispielsweise nach den Sozialistengesetzen im Deutschen Kaiserreich. Gleiches gilt für die demokratischen Parteien in der Zeit des Nationalsozialismus. Ebenso mussten SPD, CDU, FDP und DGB im Untergrund ihre Anhänger in der DDR unterstützen. Dafür gründeten sie die Ostbüros, die ebenso im Geheimen operierten.


    1969 – zur Anfangszeit des Stauffenberg-Dienstes – verfügten zudem einige Bundestagsabgeordnete über Erfahrungen aus dem Exil oder dem Widerstand gegen den Nationalsozialismus, wo sie verdeckt agieren mussten. Für diese Politiker lag es nahe, weiterhin auf konspirative Wege zu setzen, falls das Misstrauen zum politischen Gegner zu groß wurde. Der Dienst ist somit auch ein Zeichen dafür, dass sich noch keine demokratische Normalität eingestellt hatte.


    Vielleicht erklärt dies auch, warum das Archiv für christlich-demokratische Politik in Sankt Augustin, das die Überlieferung der CDU verwaltet, die Akten zum Stauffenberg-Dienst jahrzehntelang gesperrt hatte. Ich stellte 2012 zusammen mit der Wochenzeitung »Die Zeit« einen Antrag auf Akteneinsicht. Das Archiv prüfte die Dokumente und hob die Versiegelung auf.


    Laut Archiv waren die Unterlagen einst versiegelt worden, weil nicht klar gewesen sei, ob ihr Inhalt auf nachrichtendienstlichem Wege – also vom Bundesnachrichtendienst – beschafft worden war. Anlass für diese Vermutung war ein Artikel des Nachrichtenmagazins »Spiegel«7 von 1982 gewesen. Durch die Öffnung der Akten gelang es, alle Berichte des Dienstes von 1970 bis 1982 einzusehen – für die Forschung ein riesiger Fortschritt. Es gibt aber weiterhin Akten zum Personal und zur Finanzierung, die mit Verweis auf Persönlichkeitsrechte gesperrt bleiben.8


    Weitaus länger wartete ich auf die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik. Fünf Jahre dauerte die Prüfung, weil es sich um Kopien von BND-Dokumenten handelte, die erst freigegeben werden mussten. Umso größer war die Freude, auch diese Akten nutzen zu können.


    Ich habe alle vom Dienst verfassten Berichte, die in den Archiven überliefert sind, eingesehen. Insgesamt wertete ich mehrere tausend Seiten Material aus. Somit kann die Geschichte des Informationsdienstes von Hans Christoph von Stauffenberg erstmals umfassend erzählt werden. Anhand der Akten lässt sich zeigen, dass es sich nicht um eine private Gruppe von ehemaligen BND-Mitarbeitern handelte, sondern dass der Dienst als politisches Instrument für die CDU/CSU konzipiert und von den Parteien finanziert wurde. Die Arbeit war teils sehr erfolgreich, und einige Berichte hatten sogar international politisches Gewicht.
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    EINE UNMÖGLICHE

    MISSION


    Warum ein ehemaliger BND-Mitarbeiter Reden schreibt


    Hans Christoph von Stauffenberg sucht nach passenden Worten für die Tagung der praktizierenden Tierärzte. Grußworte schreiben, das ist neu für ihn. Er sitzt an seinem Schreibtisch in der bayerischen Staatskanzlei, und ihm steht der Sinn nach anderem – wenige Tage zuvor hat der Sozialist Salvador Allende die Präsidentschaftswahlen in Chile gewonnen. Lieber würde Stauffenberg an diesem Septembertag 1970 daher die westliche Welt vor dem Kommunismus retten.1 Dafür hat er nun aber erst nach Feierabend Zeit.


    Noch wenige Monate zuvor war das anders: Der Freiherr arbeitete beim Bundesnachrichtendienst (BND), dem deutschen Auslandsnachrichtendienst. Dort war die »Gefahr aus dem Osten« das wichtigste Thema oder, wie die Fachleute sagen würden, das entscheidende Aufklärungsgebiet der Agenten. Ohne den Kalten Krieg hätten die Amerikaner nicht die sogenannte Organisation Gehlen gegründet, die Vorläuferorganisation des BND. Und ohne die Auseinandersetzung zwischen den Machtblöcken hätte die deutsche Regierung den Geheimdienst 1956 nicht als Bundesbehörde übernommen. Ohne den Kampf um die Vorherrschaft zwischen Ost und West wäre der Auslandsnachrichtendienst nicht entstanden. Zumindest nicht in dieser Form.


    Stauffenberg »rettete« als BND-Mitarbeiter die Welt eher von seinem Schreibtisch aus und nicht wie James Bond: Er wertete Meldungen aus, schrieb Berichte für die Zentrale des Geheimdienstes in Pullach bei München. Auf Fotos wirkt er wie ein aristokratischer Intellektueller: schmal, mittelgroß, die blonden widerspenstigen Haare per Mittelscheitel gebändigt, stets korrekt gekleidet mit Jackett und Krawatte.


    Antikommunisten2 wie Stauffenberg galten stets als ideale BND-Mitarbeiter. Bis im Oktober 1969 die Mehrheit im Kanzleramt wechselte: Erstmals seit der Gründung der Bundesrepublik regieren nun Sozialdemokraten das Land. Manche Geheimdienst-Mitarbeiter glauben, dass sie Worte wie »Bedrohung« oder »Gefahr« ab sofort besser vermeiden sollten, jedenfalls wenn von den Machthabern in der Sowjetunion, der DDR oder Polen die Rede ist. Aus den ehemaligen Feinden sind zwar keine Freunde geworden, die Regierung will jedoch einen Wandel. Der neue Kurs der Entspannung zwischen West und Ost verlangt andere Vokabeln. Kritiker würden sagen: »freundliche Worte«.


    Dem Zeitgeist will sich der 58-Jährige nicht anpassen. Den BND-Mitarbeiter schreckt die Vorstellung, die Sowjetunion könnte ihren Einfluss bis in die Bundesrepublik ausbauen. Das jedenfalls ist Stauffenbergs Vorstellung von neuer Ostpolitik nach Art der Sozialdemokraten. Er fürchtet einen Verrat deutscher Interessen, und dass das Land den Schutz der Amerikaner verliert. Dem will er widerstehen, daher trieb es den Baron aus seinem geheimen Beruf hinaus.3 Er hat größere Pläne: Mit ehemaligen BND-Kollegen will er einen eigenen »Kleinen Dienst« gründen – für Menschen, die denken wie er. Vor allem will er den konservativen Parteien helfen, sie mit Nachrichten aus dem Ausland aufklären. Die Politiker von CDU und CSU sollen informiert sein, was der Kanzler Willy Brandt tatsächlich mit den Machthabern im Osten abspricht. Und ob der Sozialdemokrat nicht gar den Frieden in Europa aufs Spiel setzt.


    Das ist der Grund, warum Stauffenberg seit dem 1. August 1970 vormittags nicht mehr die Weltlage in passende Worte kleidet, sondern nach gefühlvollen Sätzen für Glückwunschtelegramme oder Beileidsschreiben sucht.4 Er hat eine Stelle im Referat Grußworte der Bayerischen Staatskanzlei gefunden, unterstützt vom CSU-Vorsitzenden Franz Josef Strauß.5 Statt Vorlagen für den Bundeskanzler verfasst er dort Reden für den Ministerpräsidenten Alfons Goppel. Die »linke Gefahr« aus dem Osten muss er in seiner Freizeit bannen. Stauffenberg ist jedoch voller Hoffnung, den konservativen Parteien helfen zu können.


    Rückblende


    Hans Christoph von Stauffenberg kommt am 7. Oktober 1911 als jüngstes von fünf Geschwistern im württembergischen Rißtissen im Familienschloss zur Welt.6 Ganz privat war es hier nie, sondern immer auch politisch. Seine Vorfahren engagierten sich vom Königreich Württemberg bis zur Bundesrepublik in verschiedenen Parteien und Zirkeln. Der Großvater Franz August Schenk von Stauffenberg war Präsident des Bayerischen Landtags und Vizepräsident des Reichstags. Gebildet, liberal und diplomatisch begabt, gründete er die Deutsche Freisinnige Partei. Er engagierte sich gegen die Todesstrafe, gegen eine Fortschreibung der Sozialistengesetze und wurde so zu einem Gegenspieler Otto von Bismarcks. Sein Sohn Franz Schenk von Stauffenberg hingegen war ein konservativer Monarchist, Kommandeur und Genossenschaftsgründer.7 Als einziger Sohn, der das Erwachsenenalter erreichte, musste er eines Tages die Ländereien der Familie übernehmen. Bald hatte der 23-Jährige nicht nur die heimischen Güter in Geislingen bei Balingen, Rißtissen und Wilflingen im Blick. Er unterstützte auch andere, sich wirtschaftlich zu entwickeln: 1909 wurde er Mitgründer und Vorsitzender des gemeinnützigen Energie-Unternehmens Oberschwäbische Elektrizitätswerke (OEW).8 In den 1920er Jahren half er, die Stuttgarter Milchwerke, später die Omira Milchwerke, zu gründen.9 Privat hatte der Landwirt und Unternehmer ebenso Erfolg. 1903 heiratete er im Bonner Münster Huberta Berta Gräfin Wolff-Metternich – Hans Christoph von Stauffenbergs Mutter. Eine schöne, elegante Frau, wie eine Fotografie verrät.10 Franz von Stauffenberg widmete sich nach dem Vorbild seines Vaters ebenso der Politik. Von 1906 bis zum Beginn des Ersten Weltkriegs war er Mitglied der Ritterschaft, der Ersten Kammer des Stuttgarter Landtags.


    In diese sichere Welt hinein wird Hans Christoph geboren. Drei Jahre später existiert sie schon nicht mehr: Der Vater tauscht die zivile Kleidung gegen die Uniform des Bayerischen Infanterie-Regiments und zieht in den Ersten Weltkrieg. Auf ihn wartet die Westfront, die Hölle der Schützengräben von Verdun. Wenige Männer kommen zurück; die Fronterlebnisse haben sie für immer verändert, so auch Franz von Stauffenberg. 1918 wird zu seinem Schicksalsjahr: Im März schwer verwundet, kehrt er als halbseitig Gelähmter nach Hause zurück.11 In ihm brodelt der Hass auf den Friedensvertrag von Versailles.


    Die Folgen des Ersten Weltkriegs markieren einen tiefen Einschnitt für die Lebenswelt des Adels: Er verliert für immer seine jahrhundertelange Beteiligung an der Macht des Staates. Die Novemberrevolution 1918 beendet die Monarchie, und eine wackelige wie umstrittene Demokratie entsteht. Die Reichsmark der Deutschen verliert in den frühen 1920er Jahren täglich an Wert. Die Schande, allein am Ausbruch des Krieges schuld zu sein, und das Ächzen unter den Reparationsleistungen bieten den idealen Nährboden für aufbegehrende Nationalisten. All das führt wohl dazu, dass sich Franz von Stauffenberg der neugegründeten Deutschnationalen Volkspartei (DNVP) anschließt. Die Fraktion lehnt den Parlamentarismus ab. Ihre Anhänger eint die »Trauer um das Deutsche Kaisertum«; sie rufen auf zu Sittlichkeit, Christentum, Ehe und Familie und zum Schutz des Privateigentums. Die Sozialisten – oder gar die Bolschewisten – sind ihre erklärten Feinde.12 Franz von Stauffenberg wird 1924 Mitglied des Reichstags, erst für die DNVP, dann für den Bauern- und Weingärtnerbund.13


    Passend zu dieser politischen Haltung engagiert er sich in der Adelsvereinigung Gemeinsamer Ausschuss von Industrie und Landwirtschaft, kurz Gäa. Sie bildet die wichtigste Plattform der politischen Rechten in Süddeutschland. Ihre Mitglieder aus Adel, Industrie und Landwirtschaft vereint Reichtum, Einfluss und konservative, teils rechtsextreme Gesinnung.14 Vor allem mit der militärischen Niederlage beschäftigen sich die Anhänger. Sie geben der Revolution die Schuld, die den »siegreichen Truppen« in den Rücken gefallen sei, bekannt wird diese Argumentation als »Dolchstoßlegende«. Vor allem die Sozialdemokraten und die Kommunisten sehen die Mitglieder des Zirkels als Gefahr. Franz von Stauffenberg trifft bei den Sitzungen der Gäa seine Verwandten Georg Enoch zu Guttenberg, Mitglied der Ersten Kammer des Bayerischen Landtags, und Karl Ludwig zu Guttenberg, einen konservativen Publizisten. Die Familien Guttenberg und Stauffenberg eint ihre katholische, konservative und monarchistische Einstellung.15


    __________


    


    Bei dem Namen Stauffenberg denkt jeder wohl zuerst an Claus Graf von Stauffenberg, den Offizier der deutschen Wehrmacht, der am 20. Juli 1944 Hitler töten wollte. Claus war nur vier Jahre älter als sein Vetter zweiten Grades, Hans Christoph Freiherr von Stauffenberg. Die Familiensitze liegen nicht weit voneinander entfernt. Ihre Urgroßmütter und Urgroßväter waren Brüder und Schwestern. Einer der Stauffenbergs erhielt die Würde des Grafenstandes, der andere nicht. So teilt sich die Linie bis heute. Die Freiherren leben vor allem im württembergischen Rißtissen und Wilflingen, die Grafen an ihrem Stammsitz im bayerischen Jettingen.


    Claus und Hans Christoph von Stauffenberg kennen sich seit ihrer Kindheit. Mindestens einmal im Jahr trifft sich die Familie.16 Anfang der 1930er Jahre schlagen die Vettern sehr unterschiedliche Lebenswege ein: Claus von Stauffenberg geht aus Überzeugung zur Reichswehr, Hans Christoph von Stauffenberg studiert Archäologie, Kunstgeschichte und Geschichte und tritt bereits im Mai 1933 in die NSDAP ein.17 Hans Christophs Vater Franz zögert hingegen mit dem Parteieintritt bis 193718 und verliert so zwei seiner Ämter, den Vorsitz bei den Oberschwäbischen Elektrizitätswerken und den Vorstandsposten bei der Norddeutschen Hagelversicherung.19 Allerdings lässt er sich 1933 als Gast der NSDAP in den Reichstag wählen, ab sofort nur noch eine Pseudo-Volksvertretung.


    


    


    
      
    

    


    1937 soll sich Hans Christoph von Stauffenberg bereits innerlich vom Nationalsozialismus lösen. Er legt das erste juristische Staatsexamen ab und beginnt als Volontär bei der Dresdner Bank. Im November 1937 heiratet er die Britin Camilla Mildred Nichola Acheson. Zwei Jahre später bricht der Zweite Weltkrieg aus. In späteren Jahren erzählt Hans Christoph von Stauffenberg, er habe sich gegen eine militärische Karriere entschieden, um kein Offizier unter Hitler zu werden.20 Dabei verschweigt er, dass ihn die Wehrmacht 1939 als nicht fronttauglich ausgemustert hatte. Schuld ist eine chronische Krankheit. Seine Ausbildung beim Infanterie-Regiment 397 in Berlin-Tempelhof endet schon nach vier Monaten – als Patient des Lazaretts.21 Mehr als ein Jahr arbeitet er wieder als Zivilist bei der Wirtschaftsgruppe Groß- und Außenhandel in Berlin als Länderreferent.22


    1942 beruft ihn die Wehrmacht erneut ein, dieses Mal zur Sanitäts-Ersatz-Abteilung der Luftwaffe. Doch pflegt er keine Kranken, sondern arbeitet als Dolmetscher.23 Qualifiziert hat sich Stauffenberg durch sein fließendes Englisch, damals eine Seltenheit bei einem Deutschen.


    Auch sein Vater sammelt kriegswichtige Informationen: Er betreibt militärische Spionage für das Amt Abwehr der Wehrmacht in Stuttgart.24 Die Abteilung im ehemaligen württembergischen Kriegsministerium beschäftigt sich mit Sabotage und Sonderaufgaben vor allem in der Schweiz. Sie bildet junge, rechtsnationale Männer aus, die im Falle eines Angriffs Partisanen-Gruppen bilden sollen.25


    Weg in den Widerstand


    Schon in den 1930er Jahren lernt Hans Christoph von Stauffenberg als Student den Juristen Helmuth James Graf von Moltke in London kennen.26 Dieser leitet zehn Jahre später eine der wichtigsten Widerstandsgruppen gegen das NS-Regime. Die Gestapo bezeichnet die Anhänger nach seinem Gut in Schlesien als Kreisauer Kreis. Die Gruppe aus Adeligen, Sozialisten, Protestanten und Katholiken will Hitler nicht töten, sondern gefangennehmen und ihm den Prozess machen. Neben Moltke ist Peter Graf Yorck von Wartenburg der wichtigste Kopf des Kreises.27 Ihre Vision eines Staates nach Hitler trägt durchaus sozialistische Züge und wird eingebettet in ein vereinigtes Europa.


    Moltke hofft im September 1941, Hans Christoph von Stauffenberg könne ihm einen Kontakt zu Claus von Stauffenberg vermitteln. Dieser ist mittlerweile in das Oberkommando des Heeres der Wehrmacht aufgerückt. Hans Christoph von Stauffenberg überbringt seinem Vetter Claus den Wunsch Moltkes, ihn für den Widerstand gegen Hitler zu gewinnen. Doch damals lehnt Claus von Stauffenberg einen Umsturz ab und lässt Moltke ausrichten: »Während des Krieges darf man so was nicht machen, vor allem nicht während eines Krieges gegen die Bolschewisten. Aber dann, wenn wir nach Hause kommen, werden wir mit der braunen Pest aufräumen.«28 Später ändert er seine Meinung und trifft sich mit Moltke.29


    Hans Christophs Vater Franz schließt sich schon 1939 einem Verschwörer-Kreis gegen Hitler an.30 Er hält Kontakt zu Carl Friedrich Goerdeler, einem führenden Vertreter des konservativen Widerstandes und ehemaligen Parteikollegen der DNVP. Franz von Stauffenberg sichert Goerdeler zu, nach einem Mordanschlag auf Hitler die landwirtschaftliche Verwaltung Württembergs zu übernehmen.31


    Teilt Hans Christoph von Stauffenberg auch die Gedanken des Widerstandes, in die Attentatspläne seines Vetters Claus ist er nicht eingeweiht. Mittlerweile hat ihn die Wehrmacht in die Auswertestelle West in Oberursel bei Frankfurt versetzt. Hier befragt er amerikanische und britische Kriegsgefangene der Luftwaffe.32 Am 20.Juli1944, dem Tag, an dem eine Bombe Hitler töten soll, beschließen Hans Christoph von Stauffenberg und seine Frau Camilla, ins Theater zu gehen. Sie sehen in Bad Homburg »Die Hochzeit des Figaro«. Plötzlich tritt jemand auf die Bühne und sagt: »Etwas Erschreckendes ist passiert. Es gab einen Mordanschlag auf den Führer.«33


    Das Ehepaar Stauffenberg ahnt, was nun folgen wird: die Rache der Nationalsozialisten. Innerhalb kurzer Zeit bilden 400 Beamte die Sonderkommission 20. Juli und nehmen Hunderte Verdächtige fest. Auch die Familien der Verschwörer werden verhaftet, »Sippenhaft« hieß das im NS-Jargon.34 Hans Christoph von Stauffenbergs Frau Camilla lebt zu der Zeit mit den Kindern bei ihrem Schwiegervater Franz von Stauffenberg auf dem Familiensitz in Wilflingen. Sie reist nach der Theateraufführung dorthin zurück und wird mit ihrem Schwiegervater von der Gestapo ins Gefängnis nach Hechingen gebracht, 60 Kilometer südlich von Stuttgart.35 Ihre größte Sorge gilt den Kindern, die mit den Gouvernanten auf dem Schloss in Wilflingen geblieben sind. Der jüngste der drei kleinen Söhne ist nur wenige Monate, der älteste vier Jahre alt.36 Die SS hat das Anwesen besetzt und dort einige Vertreter der geflohenen französischen Vichy-Regierung untergebracht. Das Vermögen von Franz von Stauffenberg lassen sie sperren.37


    Hans Christoph von Stauffenberg kehrt nach der Theateraufführung in seine Dienststelle zurück. Der 32-Jährige verbrennt zur Sicherheit einige Briefe. Am Morgen holen ihn Mitarbeiter der Gestapo ab. Sie bringen ihn in das Polizeigefängnis in Frankfurt am Main. Er erinnert sich später: »Sie brachten mich in den Keller. Ich wartete, ob sie die Pistole an meinen Kopf halten würden. Aber sie taten es nicht. Sie sperrten die Türen der Zelle ab. Ich schaute nach Blut an den Wänden. Dann bin ich auf der harten Holzbank eingeschlafen.«38


    Auf der Liste des Reichssicherheitshauptamtes zur Sonderkommission 20. Juli steht er als Nummer 324.39 Für ihn war der wohl schärfste NS-Inquisitor vorgesehen: Dr. Karl Neuhaus, Leiter des Kirchenreferats des Reichssicherheitshauptamtes, ein ehemaliger evangelischer Religionslehrer. Bei Verhören soll er einen Folterknecht an seiner Seite gehabt haben.40 Dass es soweit nicht kommt, davor rettet Stauffenberg der Kommandeur bei seiner Luftwaffendienststelle in Oberursel. Der Vorgesetzte erwirkt, dass sein Untergebener bis Oktober 1944 bei ihm im Lager in militärische Haft kommt. So wird Stauffenberg an seinem Arbeitsplatz gefangengehalten, kann arbeiten und einem halbwegs normalen Leben nachgehen.41


    Im Herbst 1944 endet seine Haft, auch seine Frau und sein Vater sind wieder frei. Doch nun versucht das Reichssicherheitshauptamt auf andere Weise, Hans Christoph von Stauffenberg loszuwerden: Er wird an die Front zur Sanitätskompanie der Fallschirmjäger ins Rheinland versetzt, obwohl ihm – wie ein Kamerad nach dem Krieg schildert – »jegliche gesundheitlichen und ausbildungstechnischen Voraussetzungen«42 dafür fehlen. Lange muss Stauffenberg nicht an der Front sein: Die amerikanischen Truppen dringen schnell zum Einsatzort von Stauffenberg vor. Sie nehmen ihn am 5.März1945 im südlichen Rheinland – in der Nähe von Euskirchen – gefangen. Über ein Lager in Belgien gelangt Stauffenberg nach Großbritannien ins Camp in Bourton-on-the-Hill in Gloucestershire.43 Im Dezember 1945 kehrt er aus der Kriegsgefangenschaft heim – zurück auf das Familiengut in Rißtissen.44


    Ideen für ein neues Deutschland


    Die Folgen des Krieges haben seine Heimat verändert: Zahllose Vertriebene aus den ehemaligen Ostgebieten suchen eine Unterkunft, das Essen ist knapp. Während andere sich nur um das eigene Überleben kümmern können, will Hans Christoph von Stauffenberg über die Zukunft nachdenken, das Land aufbauen, es politisch gestalten. Er widmet sich, dem Vorbild seiner Vorfahren folgend, der Politik, bewegt sich in einigen politischen Zirkeln, die damals überall entstehen: Da ist zunächst der Laupheimer Kreis – benannt nach dem wenige Kilometer von Rißtissen entfernten Städtchen. Dessen Anhänger liefern wichtige Impulse zu Verteidigungs- und Sicherheitsfragen für die Adenauer-Regierung.45 Stauffenberg wird außerdem Sekretär der Gesellschaft Oberschwaben, die die Region kulturell, wissenschaftlich und wirtschaftlich entwickeln will. Damit nicht genug: Stauffenberg gehört der Gesellschaft Imshausen an, einem überparteilichen Kreis von Werner Trott zu Solz, dessen Bruder Adam die Nationalsozialisten als Verschwörer des 20. Juli 1944 hingerichtet haben.46


    Stauffenberg will noch mehr Verantwortung. Er übernimmt den Vorsitz der Deutschen Union, einer Sammlungsbewegung, die im Januar 1949 aus verschiedenen Zirkeln entsteht. Daher finden sich auf der Gründungsversammlung Sozialdemokraten wie Christdemokraten, ehemalige Anhänger des NS-Regimes wie auch deren Verfolgte ein. Schwer lässt sich das Programm erfassen, das liegt wohl am Anspruch der Organisation, über alle Grenzen von Parteien und Weltanschauungen hinweg »undoktrinär« vermitteln zu wollen. Zum Gründungstreffen in Braunschweig erscheinen 61 Delegierte.47 Stauffenberg verkündet ein umfangreiches Programm: Er setzt auf ein geeintes Europa statt auf Nationalismus, spricht sich für eine Landreform aus, will ein Zweiparteiensystem und ein Mehrheitswahlrecht. Die Deutsche Union soll für alle politischen Parteien offen sein und Gesetzesinitiativen über alle Fraktionen hinweg vermitteln. Er fühlt sich berufen, für die junge Generation die Stimme zu heben, die sich, wie er meint, in der neuen Parteienwelt nicht aufgehoben fühle. »Wir wollen keine Partei werden«48, betont er. Im Gegenteil, die Deutsche Union soll als Alternative zur Parteienlandschaft fungieren.


    Diese Position missfällt der britischen Besatzungsmacht. Die Alliierten propagieren im Gegensatz dazu eine Parteiendemokratie.49 Die Mitarbeiter der britischen Kontroll-Kommission, die Partei-Lizenzen vergeben und Versammlungen genehmigen, forschen nach, ob die Deutsche Union wirklich demokratisch ist. Der Chef ihrer Aufklärungsabteilung ist bald überzeugt, das Konzept der Gruppe öffne die Tür für radikale Nationalisten oder »neutralistisch« gesinnte Neo-Nazis. Ein halbes Jahr später warnt die Kontroll-Kommission, rechtsextremistische Anhänger würden in der Deutschen Union mehr und mehr die Oberhand gewinnen.50


    Die Rechten bringen die Deutsche Union in der Tat in Verruf: Manche Journalisten behaupten, Stauffenbergs Organisation sei in Wahrheit neofaschistisch und nationalbolschewistisch. Diese Vorwürfe weist der Angegriffene stets zurück.51 Die britische Kontroll-Kommission nimmt Stauffenberg ausdrücklich in Schutz und bezeichnet ihn als »den wohl einzig Liberalen der Bewegung« 52.


    Auch der Verfassungsschutz in Nordrhein-Westfalen beginnt, die Deutsche Union zu beobachten. Vor allem wegen des Gerüchts, der sogenannte Bruderrat ehemaliger hochrangiger Nationalsozialisten unterwandere sie.53 Auch Stauffenberg werden Kontakte unterstellt, beweisen lassen sie sich nicht. 54


    Die Deutsche Union verliert zunehmend an Einfluss, die Anhänger wechseln in andere Gruppen und Parteien. Hans Christoph von Stauffenbergs Idee einer Sammlungsbewegung setzt sich nicht durch. Auch privat muss er eine Niederlage hinnehmen, seine Ehe zerbricht. Ein Jahr später heiratet Camilla von Stauffenberg Axel Freiherr von dem Bussche-Streithorst, der zum engen Widerstandskreis des 20. Juli 1944 gehört hat.


    Beruflich zieht es Stauffenberg fort nach Neubeuern in Oberbayern. Dort hatte einst seine Patentante Julie Freifrau von Wendelstadt mit ihrer Schwägerin das Knaben-Internat Neubeuern gegründet.55 Hans Christoph von Stauffenberg war hier zur Schule gegangen. Die Nationalsozialisten hatten den Schulbetrieb geschlossen. Stauffenberg setzt sich für den Wiederaufbau des Internats ein, erst als Gründungsmitglied der Stiftung, dann ab 1952 als Stiftungsvorstand und Schulleiter. Seine Söhne folgen ihm als Schüler. Fünf Jahre später geht diese Episode bereits wieder zu Ende. Er will für die Deutsche Partei in den Bundestag einziehen. Die Partei ist am rechtskonservativen Rand angesiedelt und engagiert sich für ehemalige Wehrmachtsangehörige und Vertriebene.56 Doch der sichere Listenplatz geht an einen anderen. Stauffenbergs Parlamentskarriere in Bonn zerschlägt sich. Er entscheidet sich 1957 für einen anderen Weg: für den deutschen Auslandsgeheimdienst BND.


    

  


  
    

    GEHEIME

    VERBINDUNGEN


    Karl Theodor zu Guttenberg und der BND


    Anders als Hans Christoph von Stauffenberg gelingt es 1957 dessen Freund und Verwandten, wovon er geträumt hat: Karl Theodor Freiherr zu Guttenberg wird mit 36 Jahren CSU-Bundestagsabgeordneter. Ihn prägen sein christlicher Glaube, die Tradition der Familie und die schmerzhaften Erfahrungen des Nationalsozialismus.57 Seinen Vater Georg Enoch zu Guttenberg, einen überzeugten Monarchisten, holten die Männer der Schutzstaffel (SS) schon 1934 – ließen ihn aber nach Tagen des Verhörs wieder frei. Sein Onkel Karl Ludwig zu Guttenberg gehörte zweifellos zu den wichtigsten Persönlichkeiten des NS-Widerstandes. Die Geheime Staatspolizei (Gestapo) nahm ihn als Verschwörer des missglückten Attentats auf Adolf Hitler am 20. Juli 1944 gefangen und ermordete ihn.


    Auch der Krieg forderte der Familie Guttenberg Tribut ab: Erst starb Karl Theodors Vater an Kriegsfolgen, dann sein Bruder an der Front. Er selbst wurde als einer der letzten Soldaten aus dem Kessel von Stalingrad ausgeflogen. Später musste er an anderen Fronten weiterkämpfen.58 Während seiner Kriegsgefangenschaft in Großbritannien wollte Karl Theodor zu Guttenberg seinen Beitrag für den Widerstand leisten: Er wurde Sprecher des Soldatensenders Calais, mit dem die Briten deutschsprachige Propaganda verbreiteten. Auf diese Weise versuchte Guttenberg, die deutschen Truppen zur Aufgabe zu bewegen. Das sahen seine politischen Feinde später als Verrat am Vaterland an.59


    Sein politischer Weg begann in der Lokalpolitik: Bereits mit Anfang 30 wird er Landrat im oberfränkischen Stadtsteinach. Guttenberg findet, christliche Politik müsse auch die täglichen Sorgen der Menschen ernst nehmen.60 Im Bundestag reüssiert er jedoch vor allem mit seinem Talent für internationale Fragen: Er reist als Mitglied des Auswärtigen Ausschusses nach Kanada, Thailand und Taiwan, trifft Politiker wie Charles de Gaulle und John F. Kennedy. Bald kennen viele Deutsche den großen Parlamentarier mit der hohen Stirn, nach hinten gekämmten Haaren, Walross-Schnauzer und Pfeife im Mund.


    Guttenberg spaltet die Menschen in ihrem Urteil: Manche bewundern und verehren ihn als Gentleman. Seine Gegner halten ihn für einen reaktionären Reichsritter, der die Interessen der kleinen Leute nicht vertreten könne.61 Manche nennen ihn einen Antikommunisten oder Deutsch-Nationalen.62 Freunde hingegen sehen in ihm eine moralische Instanz. Seine Intelligenz – mit 16 Jahren legte er das Abitur ab63 – bezweifelt niemand.


    Spätestens mit seiner Rede im Herbst 1959 im Bundestag kristallisiert sich Guttenbergs Rolle für das kommende Jahrzehnt heraus – als Gegner des Deutschlandplans der SPD. Die Opposition hat damals ein Strategiepapier zur Wiedervereinigung verfasst. Demnach soll in Mitteleuropa eine Zone ohne Militär und Atomwaffen entstehen; Bundesrepublik und DDR sollen gar zu einem neutralen Staat verschmelzen. Herbert Wehner, in der SPD-Bundestagsfraktion verantwortlich für Deutschlandfragen, schlägt eine Gesamtdeutsche Konferenz vor.64 Es beginnt ein heftiger persönlicher Kampf zwischen Guttenberg und den Befürwortern des Deutschlandplans. Der CSU-Abgeordnete hält nichts von einem Staat »in der Mitte zwischen der kapitalistischen Demokratie und der sozialistischen Diktatur«65. Es dürfe keine »Mischform zwischen Knechtschaft und Freiheit« geben.66 Dafür muss er sich als »Scharfmacher« titulieren lassen. Guttenberg betont stets, dass er sich nicht als bloßer Antikommunist oder Antifaschist sieht, sondern als Verteidiger der Freiheit.67 Nicht alle politisch Interessierten verstehen diese feine Unterscheidung: Er will nicht einfach etwas ablehnen, sondern auf einem anderen Konzept, dem der Freiheit, beharren. Diese Grundüberzeugung wird ihn bis an sein Lebensende begleiten.


    Jemand, der ähnlich denkt, ist der neue Chef von Hans Christoph von Stauffenberg, der Präsident des Bundesnachrichtendienstes, Reinhard Gehlen. Schon für Hitlers Generalstab beobachtete er die Lage beim sowjetischen Gegner: Er leitete die Dienststelle Fremde Heere Ost. Ab 1946 baute Gehlen unter der Regie der Amerikaner einen Nachrichtendienst gegen die kommunistische Gefahr auf. Die Adenauer-Regierung übernahm den Dienst zehn Jahre später als eigene Behörde – der Bundesnachrichtendienst entstand.


    Guttenbergs politische Sorge ist somit Gehlens Lebensaufgabe. Noch in seinen Erinnerungen warnt der erste BND-Präsident, nur nicht die »zersetzende Wirkung der kommunistischen Ideologie«68 zu unterschätzen. Ihn treibt wie Guttenberg das Ziel an, die Freiheit des Westens zu verteidigen. So überrascht es nicht, dass Gehlen im Jahr des Mauerbaus, 1961, dem CSU-Abgeordneten einen Brief schreibt. Er lädt ihn zum Gedankenaustausch ein.69 Nur wenige, selbst wichtige Politiker, lernen den Mann an der Spitze des Geheimdienstes näher kennen: Er vermeidet Bilder und schirmt sein Gesicht mit einer Sonnenbrille ab. Den Schnurrbart hat er immer sorgfältig gestutzt.70 Auf dem Kopf, passend zum Klischee, trägt er gerne einen Schlapphut, der seine Halbglatze verbirgt.71


    Guttenberg muss sein Gesprächsangebot angenommen haben: Er verfügt bald über einen guten Kontakt zu einem engen Vertrauten, ja einem Freund Gehlens – Wolfgang Langkau leitet die Beschaffung, also die Abteilung, die alle Informationen sammelt. 72 Wenn Gehlen einen Auftrag zu vergeben hat, der besonderes Fingerspitzengefühl erfordert, wählt er ihn. So schickt er Langkau als Verbindungsoffizier zum israelischen Geheimdienst Mossad, eine heikle Mission nach den Jahren des Holocaust.73 Langkau geht stets die wenigen Schritte von seinem Büro zu Gehlen, um mit ihm und seinen engen Mitarbeitern zu Mittag zu essen.74 Er gehört somit zum engsten Machtzirkel in Pullach.


    Wenige Bilder existieren von ihm in der Öffentlichkeit. Der Geheimdienstmitarbeiter soll an den Schauspieler Alec Guinness erinnert haben, der die Figur des Agenten George Smiley von John le Carré mimte75: ein kleiner, hagerer Mann mit schütterem grauen Haar, ausgeprägten Geheimratsecken und riesigem dunklen Brillengestell.76 Die, die ihn kannten, beschreiben ihn als einen leisen Menschen, dessen Verstand seine Worte unter Kontrolle hielt. Dem Analytiker Langkau gelingt es 1961, einen hochrangigen BND-Mitarbeiter als Agenten des sowjetischen Geheimdienstes zu überführen. Spötter titulieren den Generalmajor der Reserve, Jahrgang 1903, gerne auch als »Geheimhaltungsfetischisten«.77 Die Autorin Mary Ellen Reese beschreibt ihn spöttisch: »Er liebte es noch mehr als Gehlen, im Schatten zu operieren. Seine Gegner behaupteten, er betrachte sich als so geheim, dass er sich einrede, er existiere eigentlich gar nicht. Außerdem neigte er zur Konspiration – es hieß, er habe gelegentlich die Tür seines Büros abgeschlossen und nur auf ein verabredetes Klopfzeichen geöffnet.«78 Und noch einen zweiten Spitznamen verleihen ihm seine Mitarbeiter: »Doktor der Operationen«,79 weil er es liebt, mit Agenten zu arbeiten.


    Im Auftrag des Präsidenten führt Langkau auch noch den Strategischen Dienst des BND. Diese Sonderabteilung hat für die weitere Geschichte eine große Bedeutung, weil ihr Schicksal mit dem Stauffenbergs verknüpft ist. Sie soll – untergebracht im Haus Nummer 3680 in Pullach – nur aus einem kleinen, vom übrigen Haus abgetrennten Korridor bestanden haben.81 Die Mitarbeiter des Strategischen Dienstes beobachten die sowjetische Westpolitik und die amerikanische Sicherheitspolitik.82 Wichtig sind auch deren Verbündete, die Länder des Warschauer Paktes und der Nato. Daher geraten die DDR, Polen und die CSSR ebenso in den Fokus wie Frankreich, England und Italien.83


    Zubringer der Informationen sind vor allem einflussreiche Politiker, Wirtschaftslenker und Militärs. Sie verfügen über besonders gute Zugänge zu höchsten Kreisen der Gesellschaft, der Diplomatie und der politischen Elite.84 Im Geheimdienstjargon heißen sie Sonderverbindungen. Erst mit der Zeit wird der Kontakt enger, das heißt, der Geheimdienst führt sie, erteilt ihnen Aufträge. Oft bleibt es auch beim Gedankenaustausch. Manche bezeichnen Langkaus Strategischen Dienst daher kurz als Gruppe Sonderverbindungen.85 Es braucht nicht viel Phantasie, um zu erkennen, warum die Zuträger einen Sonderstatus innerhalb des BND besitzen. Niemand in ihrer Position darf – und will – als Agent arbeiten. Das wäre zu riskant und geradezu unmöglich. Ein bekannter Politiker kann sich nicht mit einem falschen Namen ausweisen oder Tage verschwinden, um einen Kontaktmann zu treffen. Aber er weiß, was ihm sein ausländischer Amtskollege bei einem Glas Wein an der Bar anvertraut hat. Das erzählt er dann zum Beispiel Langkau – für eine Aufwandsentschädigung oder gar ein Honorar. Ausländische Geheimdienstpartner wie die Franzosen sollen allerdings nachgefragt haben, ob das denn wirklich Spionage sei. 86


    Der BND-Präsident Gehlen, seine Mitarbeiter Langkau und Stauffenberg sowie der CSU-Abgeordnete Guttenberg sind sich in ihrem Kurs gegenüber dem Osten einig. Das mag erklären, warum Guttenberg bald von seiner Verbindung profitiert: Langkau schickt ihm regelmäßig Unterlagen zu. Er erhält sogar Originalmeldungen, keine offiziellen BND-Berichte, mit Geheimhaltungsstempel und Nummer.87 Wie üblich richtet sich Langkau nach den Interessen seiner Leser. Guttenberg bekommt Informationen zur Deutschlandpolitik, der SPD und ihren internationalen Verbindungen sowie zu Fragen des Vatikans.88 Das entspricht Gehlens eigenem Handeln: Er legt Wert darauf, Vertrauensmänner und -frauen in allen Parteien zu haben.89 Im Austausch bekommen die Politiker Exklusives. Doch Langkaus Beziehung zu Guttenberg wird darüber hinausgehen.


    

  


  
    

    DAS MISSTRAUEN

    BEGINNT


    Wehner und Bahr

    unter Beobachtung


    Guttenbergs und Langkaus Verbindung wird enger, als 1966 die Sozialdemokraten erstmals in die Regierung aufrücken und mit der CDU/CSU eine Große Koalition bilden. Nicht alle sozialdemokratischen Minister sind aus der Perspektive von BND-Präsident Reinhard Gehlen politisch zuverlässig – allen voran Herbert Wehner, nun Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen. Gehlen kauft ihm seine Wandlung vom ehemaligen Kommunisten zum Demokraten nicht ab.


    Wehner war 1927 KPD-Mitglied geworden, zog in den sächsischen Landtag ein und brachte es innerhalb weniger Jahre zum Sekretär des Vorsitzenden Ernst Thälmann. Mit der Machtübernahme der Nationalsozialisten begann für ihn ein Leben im Untergrund. Er musste konspirativ für seine politischen Ziele arbeiten. Als dies zu gefährlich wurde, ging er Ende der 1930er Jahre ins Exil nach Moskau. Mit anderen kommunistischen Emigranten wohnte er im Hotel »Lux«. Der sowjetische Diktator Josef Stalin wollte zu der Zeit seine Partei von angeblich Abtrünnigen »säubern«, setzte dabei darauf, dass sie einander belasteten. So wurden aus Gesinnungsfreunden Menschen, die einander bespitzelten und verdächtigten. Mitarbeiter des sowjetischen Geheimdienstes gingen im Hotel »Lux« ein und aus und notierten die Vorwürfe. Später verschwanden Parteigenossen von Wehner aus ihren Zimmern. Ihnen standen Verhöre unter Folter bevor und Gerichtsverfahren, deren Urteil schon feststand – Arbeitslager oder gar die Todesstrafe. Wehner konnte sich diesem grausamen Spiel nicht entziehen. Um sein Leben zu retten, belastete er Parteigenossen.90 In der Nachkriegszeit argumentierte er, nur das preisgegeben zu haben, was die Befrager aus seiner Sicht schon wussten.


    Gehlen irritiert jedoch vielmehr, dass die Kommunistische Internationale (Komintern) Wehner 1941 dann den Auftrag gab, die Kommunistische Partei in Deutschland wieder aufzubauen. Bei den Vorbereitungen in Schweden verhaftete ihn die Polizei wegen Spionage für die Sowjetunion. Der BND-Präsident sieht deshalb in ihm einen Agenten der Komintern, gar den Leiter eines Spionagerings.91 Und so jemand soll die deutsch-deutschen Beziehungen verantworten? Für Gehlen klingt das unmöglich.


    Nach dem Krieg war Wehner zur SPD gewechselt. Die Kommunisten hatten ihn wegen angeblichen Parteiverrats ausgeschlossen, Wehner hatte sich innerlich von ihnen gelöst. Der damalige Chef der SPD, Kurt Schumacher, bat ihn dennoch, die Gründe für seinen Sinneswandel darzulegen. Wehners »Notizen« liest Gehlen immer wieder, sie überzeugen ihn nicht. Seine Zweifel füllten mindestens eine Geheimdienstakte.92


    Der BND-Präsident ist nicht nur skeptisch, für ihn verfolgt der Sozialdemokrat in Wahrheit hinter den Kulissen ein geheimes Programm.93 Gehlen sieht als erste Phase den von Guttenberg so heftig kritisierten Deutschlandplan. Mit der Regierungsverantwortung in der Großen Koalition habe Wehner die nächste Stufe erreicht. Ziel, so Gehlen, sei die Regierungsübernahme der SPD und bald danach eine Verständigung mit dem Osten. Deutschlands Freiheit wäre dann aus Sicht des BND-Chefs verloren.


    Gehlens Sicht ist nicht die von Guttenberg: Der CSU-Abgeordnete nimmt Wehner seine Wandlung zum Demokraten ab, er hat ihn näher kennengelernt, als sie sich zusammen für das Regierungsbündnis ihrer Parteien engagierten. Im Oktober 1961 sondierten sie die Chancen einer Großen Koalition. Nach einem Abendessen im Hause Wehner notiert sich Guttenberg: »Mit diesem Mann bin ich in entscheidenden Fragen einig.«94 1966 ist ihr Projekt Große Koalition Wirklichkeit geworden.


    Wehner ist nicht der einzige, der dem BND-Präsidenten gefährlich erscheint. Ihn beunruhigt ebenso der neue Planungschef im Auswärtigen Amt, Egon Bahr. Gehlen wirft ihm vor, schon als Pressesprecher des Berliner Senats »geheime Kontakte in Ost-Berlin«95 wahrgenommen zu haben. Von Bahr stammt die Formulierung »Wandel durch Annäherung«, die er 1963 in der politischen Akademie in Tutzing zum ersten Mal zur Diskussion stellt. Dass er damit beim Geheimdienst Misstrauen erregte, überrascht den Sozialdemokraten in der Rückschau nicht. Mancher habe Annäherung falsch verstanden und als »rote Volksfront« interpretiert.96


    Auch der Chef Bahrs, Vizekanzler und Außenminister Willy Brandt (SPD), erscheint manchem Konservativen fragwürdig – wegen seiner unehelichen Geburt, seiner linkssozialistischen Jugend und seiner Untergrundarbeit im norwegischen und schwedischen Exil. Selbst Kanzler Kurt Georg Kiesinger (CDU) gelingt es nicht, ein offenes und vertrauensvolles Verhältnis zu Brandt zu finden.97 Zum ersten sozialdemokratischen Justizminister, Gustav Heinemann, besitzt der BND ebenso Unterlagen.98


    Doch was unternimmt ein Präsident eines Auslandsnachrichtendienstes, wenn er die Gefahr des Landesverrats innerhalb der eigenen Regierung sieht? Er sucht sich Verbündete. Da kommt Guttenberg ins Spiel. Kiesinger schafft 1967 den Posten eines parlamentarischen Staatssekretärs im Kanzleramt und entscheidet sich für den CSU-Politiker. Nun hat der BND-Mitarbeiter Wolfgang Langkau einen Vertrauten in der Regierungszentrale. Langkau schlägt Guttenberg vor, er solle in wichtigen Dingen weiterhin die Originalmeldungen von ihm bekommen.99 So muss sich der CSU-Abgeordnete nicht allein auf die reguläre BND-Berichterstattung verlassen. Langkau fürchtet vermutlich bereits, dass mit dem Einzug der Sozialdemokraten in die Regierungsverantwortung kritische Meldungen über den Osten spärlicher werden könnten. Vorsorglich weist er darauf hin, es könne zwischen seinen Meldungen und den offiziellen Dokumenten eine »Akzentverschiebung«100 geben. Diesen »kurzen Dienstweg« wird Langkau auch nutzen, wenn er vorfühlen will, ob eine heikle Information für den Bundeskanzler geeignet sein könnte.101 Auch Guttenberg betont, er sei in »Erwartung einer fruchtbaren und engen weiteren Zusammenarbeit«. 102


    Ein Jahr später übernimmt noch ein Kritiker einer neuen Ostpolitik eine Schlüsselposition in der Regierung: Karl Carstens, zuvor Staatssekretär im Auswärtigen Amt und im Verteidigungsministerium, wird Chef des Kanzleramts. Erst in den 1970er Jahren als Bundestagsabgeordneter und CDU/CSU-Fraktionsvorsitzender wird seine deutschlandpolitische Haltung öffentlich bekannter. Er könnte somit ein weiterer Kandidat für Gehlens politische Bastion gegen einen dem Osten zugewandten Kurs sein.


    __________


    


    Der erste Akt im Misstrauens-Drama zwischen den Regierungspartnern beginnt im November 1967. Damals reisen drei Sozialdemokraten nach Rom: Leo Bauer, früher Mitglied der KPD, jetzt SPD und von Beruf Journalist, Egon Franke, Vorsitzender des Bundestagsausschusses für gesamtdeutsche und Berliner Fragen, und der Informationschef der Partei, Fried Wesemann. Sie wollen mit hochrangigen Funktionären der Kommunistischen Partei Italiens (KPI) sprechen, darunter mit deren späterem Chef Enrico Berlinguer103 und den Mitgliedern des Zentralkomitees, Sergio Segre und Carlo Galluzzi. Die italienischen Kommunisten sind bekannt dafür, dass sie sich vom offiziellen Kurs Moskaus freischwimmen möchten. Bauer, Franke und Wesemann wollen wohl auch sondieren, welche Bedingungen der Osten für eine zukünftige Entspannungspolitik stellen würde.104 Dieser Programmpunkt der Reise interessiert auch den BND.


    Daher bleibt die Zusammenkunft nicht so vertraulich, wie KPI und SPD hoffen. Langkau entdeckt in einem Kirchenblatt zu dem Treffen eine Notiz. Sofort versucht er, Näheres herauszufinden. Er fragt bei Mitgliedern der Christdemokratischen Partei Italiens, Democrazia Cristiana (DC), die als Quelle im Kirchenblatt genannt war, nach. Sie bestätigen den unverhohlenen Vorwurf, die SPD versuche über die KPI eine Verbindung Richtung Osten aufzubauen. Langkau schreibt im Dezember einen Bericht für Kanzler Kiesinger und Guttenberg.105 Noch ein weiterer BND-Mitarbeiter sammelt Material, befreundete Geheimdienste ergänzen die Dokumente.106 Das SPD-KPI-Gespräch sorgt für heftigen Aufruhr bei den Nachrichtendiensten. Dies auch, weil der BND-Präsident nicht der Ansicht ist, die beiden Parteien hätten sich allein zum Gedankenaustausch getroffen. Er glaubt, die Zusammenkunft sollte dem Zweck dienen, über Italien »Fäden zur SED und damit auch zur Staatsführung der DDR« 107 zu knüpfen. Als Indizien wertet er, dass zwei der Gesprächspartner – Segre und Galluzzi – im Dezember 1967 zur SED-Spitze nach Ost-Berlin reisen. Dort berichten sie von ihrem Gespräch mit der SPD.108 Spätestens beim Gegenbesuch der Ostdeutschen in Italien sieht sich Gehlen bestätigt. Seiner Meinung nach braut sich eine Verschwörung zusammen. Ende Januar 1968 treffen sich die Delegationen erneut, nun in München zum Weißwurstessen im Hotel »Bayerischer Hof«.109 Neu dabei ist Egon Bahr.


    Kanzler Kurt Georg Kiesinger stellt Wehner zur Rede. Der Sozialdemokrat schickt ihm daraufhin seine Version der Italienkontakte. Demnach soll die KPI ihre eigenständige Rolle betont und sich nur für eine deutsche kommunistische Partei engagiert haben, da die KPD seit 1956 verboten war.110


    Mit diesem Wissen und den BND-Informationen im geistigen Gepäck startet der Kanzler im Februar 1968 zum Staatsbesuch nach Italien. Für Kanzler Kiesinger ist dies sicherlich eine innere Zerreißprobe. Wem soll er trauen? Auf wen hören? Mit ihm reist Vizekanzler und Außenminister Willy Brandt, den die Informanten des BND in Rom nicht aus den Augen lassen. Laut den Geheimdienstberichten nach der Reise soll KPI-Chef Luigi Longo abermals den Vorstoß für eine deutsche kommunistische Partei unternommen haben. Im Gegenzug wolle er für die SPD Kontakte in osteuropäische Länder vermitteln.111


    Es wundert nicht, dass die Berichte Kiesinger sehr verärgern. Die Sozialdemokraten empören sich, vom Geheimdienst beobachtet worden zu sein. Sie argumentieren, die Gespräche seien eine Angelegenheit der Partei gewesen. Der Konflikt zeigt, dass die beiden Koalitionspartner, je mehr die SPD versucht, eine Idee für eine neue Ostpolitik zu entwerfen, sich desto mehr auseinanderbewegen. In den Augen Gehlens grenzt die Politik der SPD bereits an einen Verrat deutscher Interessen.112


    So machen mehrere Zeitungen im April 1968 mit einer aufsehenerregenden Schlagzeile auf: In den vergangenen Monaten habe es zwischen der SPD und der Kommunistischen Partei Italiens (KPI) Geheimgespräche gegeben. Im CSU-nahen »Bayernkurier« kann der Bürger lesen, erst der BND habe das Kanzleramt über das »Ungeheuerliche« unterrichtet.113


    __________


    


    Kurz darauf kommt es im BND zu tiefgreifenden Veränderungen. Karl Carstens, Chef des Kanzleramtes, schickt den 66-jährigen Gehlen zum 1.Mai1968 in den Ruhestand. Auch Langkaus Zeit im Geheimdienst geht zu Ende und damit die seines Strategischen Dienstes. Gerhard Wessel wird neuer BND-Präsident. Er kennt Gehlen schon aus Zeiten bei Fremde Heere Ost und der amerikanischen Vorläuferorganisation des BND. In den 1950er Jahren hatten sich ihre Wege getrennt. Wessel wechselte zum Amt Blank, dem Vorläufer des Verteidigungsministeriums, und von dort zur Bundeswehr. Er begleitete unter anderem die Gründung des Militärischen Abschirmdienstes (MAD). Später wurde der Generalleutnant zum ständigen Militärausschuss der Nato berufen. Bei der Amtsübergabe hat sich der 54-Jährige bereits von Gehlen entfernt. Er verbreitet diplomatische Weltläufigkeit und militärische Strenge zugleich. Carstens hat mit ihm große Pläne: Er will den Dienst klarer gliedern, neues Personal gewinnen, die Datenverarbeitung verbessern und vieles mehr.114 Zudem warten zahlreiche Beschwerden von verärgerten BND-Mitarbeitern auf eine Antwort. Carstens gibt dem neuen Präsidenten eine Experten-Kommission zur Unterstützung. 115


    Im späten Herbst 1968 gibt es weiteren Ärger. Man könnte auch sagen, das Misstrauens-Drama in Sachen SPD geht weiter. Journalisten des »Bayernkuriers« und der konservativen »Welt am Sonntag« melden, der Planungschef des Auswärtigen Amtes, Egon Bahr, unterhalte eine Verbindung zu Mitgliedern des Zentralkomitees der SED. Die »Welt am Sonntag« schreibt, sie habe »aus zuverlässiger Quelle (erfahren), dass der Bundesnachrichtendienst über die Tonbandaufnahme eines längeren Geheimgespräches verfügt, das Bahr zu einem früheren Zeitpunkt im SED-Zentralkomitee in Ost-Berlin geführt hat«.116 Ein brisanter Vorwurf. Bahr bestreitet vehement, zu Geheimgesprächen in die DDR gereist zu sein. »Das ist alles von Anfang bis Ende erstunken und erlogen«,117 empört er sich damals im »Spiegel«. Walter Ulbricht, den Vorsitzenden des Staatsrats der DDR, und Otto Grotewohl, den ersten Ministerpräsidenten, habe er zuletzt 1945 getroffen. Seitdem habe er keine Gespräche mehr im Osten geführt.


    Kiesinger bittet Carstens nachzuforschen, woher das ominöse Material stamme. Der fragt beim BND an und bekommt drei Tage später zwei Meldungen vom November 1968 zugeschickt. Sie geben den Inhalt von Gesprächen wieder, die Informanten des Geheimdienstes mit SED-Funktionären geführt hatten. Das ist für die Zuträger Routine. Seit 1965 halten sie Kontakt zum Machtzentrum der DDR und berichten immer wieder über angebliche Kontakte zwischen SPD und SED.118 Diese beiden Meldungen, notiert sich Carstens, gab die Geheimdienst-Zentrale weder an das Kanzleramt noch an andere Stellen der Bundesregierung ab.119 Nach Ansicht des BND handelt es sich um lanciertes Material, das heißt von der DDR mit Absicht gestreute Informationen, um Unruhe in der Regierung auszulösen. Außerdem gelingt es dem Kanzleramtschef, eine Abschrift des fragwürdigen Tonbands zu erhalten. Carstens schlägt Kiesinger vor, Bahr um eine Aufzeichnung seiner Ostkontakte zu bitten.


    Der Sozialdemokrat schreibt tatsächlich die Liste und bespricht sie mit dem Kanzler – ebenso die Abschrift des Tonbands. Der Regierungschef findet die Aufnahme »außerordentlich lückenhaft«, sie bestehe »eigentlich nur aus Wortfetzen«120. Einzige Erkenntnis ist, dass zwei oder drei Deutsche mit mindestens einem Russen sprechen. Wo die Unterhaltung stattfand, wer die Männer waren, bleibt im Dunkeln. Die angeblichen Beweise gegen Bahr sind somit entkräftet. In seiner Autobiografie vermutet Bahr, das Tonband könne bei einem Empfang sowjetischer Journalisten am Berliner Kurfürstendamm aufgenommen worden sein – also im Westen.121 Bahr leitete damals das Presse- und Informationsamt des Landes Berlin.


    Carstens bleibt dennoch skeptisch.122 Im Sommer 1969 erhält der Kanzleramtschef eine Meldung aus Prag: Bahr habe sich dort mit zwei Mitgliedern der SED-Führung, Albert Norden und Paul Verner, getroffen.123 Zwei Journalisten sollen Zeuge gewesen sein. Carstens legt die Dokumente zu den Akten.


    Langkau bestreitet stets, Bahr bespitzelt und über ihn ein Dossier angelegt zu haben.124 Wahrscheinlich erreichte ihn das Material ohne Auftrag: Im Geheimdienstjargon nennt man das Randerkenntnisse oder Gelegenheitsinformationen.125 Wenn die BND-Informanten über die italienischen Kommunisten oder die DDR berichteten und SPD-Politiker erwähnten, fand das seinen Weg nach Pullach. Es handelt sich in dem Fall strenggenommen nicht um gezieltes Bespitzeln. Das hinderte die Geheimdienstmitarbeiter nicht daran, aus den zufälligen Erkenntnissen Berichte mit politischer Brisanz zu verfassen.


    Die wichtigsten Mahner vor der Gefahr aus dem Osten, Gehlen und Langkau, sind 1969 schon im Ruhestand. Das hat Folgen für Guttenberg. In einer Studie im Nachlass des Kanzleramtschefs Konrad Adenauers, Hans Globke, heißt es: »Wesentliche politische Meldungen kamen nachweislich nicht mehr ins Kanzleramt.«126 Schlimmer noch, Brandt und Bahr hätten eine ihnen genehme Person für die BND-Abteilung politische Auswertung durchgesetzt. Wer die Schrift verfasst hat, ist nicht überliefert.


    Guttenbergs Verwandter Hans Christoph von Stauffenberg meint ebenfalls, den Einfluss des Außenministers Willy Brandt und seines Planungschefs Egon Bahr zu spüren. Guttenberg plant daher den SPD-Einfluss im Geheimdienst zu »überspielen«127. Wie der CSU-Politiker sich das vorstellt, steht in der Studie in Globkes Nachlass: Zusammen mit Carstens soll er geplant haben, »eine noch in Teilen bestehende politisch-strategische Sondergruppe verfügbar« 128 zu halten. Damit ist wohl Langkaus ehemaliger Strategischer Dienst gemeint oder zumindest ein Teil von ihm. Die Idee war – glaubt man der Studie –, der Gruppe ein unmittelbares Vortragsrecht im Kanzleramt einzuräumen.129 Ob sie dem BND ein- oder angegliedert werden solle, sei offengeblieben.130


    Dabei quälen Guttenberg zu der Zeit eigentlich ganz andere Sorgen – sehr persönliche. Der Feind im eigenen Körper hatte sich langsam gezeigt. Erst spürte der 48-Jährige ein unregelmäßiges Zucken im rechten Oberschenkel. Später setzte es sich im linken fort. Dann ergriff es die Oberarme, Rücken, Brust und Bauch. Seine Arbeit im Kanzleramt ließ ihn die Zeichen der Krankheit lange ignorieren. Nun, nach zwei Jahren, gelingt ihm das nicht mehr. Die Energie schwindet, das Gehen fällt zunehmend schwer.131


    Ein Neurologe in den USA diagnostiziert bei dem vierfachen Familienvater die Muskelkrankheit Amyotrophe Lateralsklerose, kurz ALS. Ein Todesurteil. Seine Lebenserwartung schmilzt im Besprechungszimmer der amerikanischen Mayo-Klinik auf zweieinhalb Jahre zusammen. Es gibt keine Therapie, sagt der Mediziner ihm und seiner Frau. Eines Tages werden alle lebenswichtigen Muskeln versagen. Erst wird Guttenberg nicht mehr gehen und sprechen können, später nicht mehr schlucken, am Ende nicht mehr atmen. Und das alles wird er bei vollem Bewusstsein erleben.


    In seinen Erinnerungen beschreibt Guttenberg den Schock der Diagnose: »Seither frage ich mich manchmal, ob ich mir zu viel zugemutet habe; ob es nicht manchmal klüger ist, nicht alles wissen zu wollen; ob ich mir nicht vormache, ein Held sein zu müssen, der ich dann doch nicht sein werde, wenn sich meine Ahnung bestätigen sollte.«132


    In der Konsequenz: Guttenberg gibt schweren Herzens seinen fränkischen Wahlkreis Forchheim zur Bundestagswahl im September 1969 ab. Er hatte ihn stets für die CSU gewonnen; nun entscheidet er sich für die Landesliste, so dass er seine Arbeit im Bundestag beenden und jemand anderes aus seiner Partei nachrücken kann. Guttenberg weiß, für seine politischen Pläne bleibt ihm wenig Zeit.


    Der Verlust der

    CDU/CSU-Regierungsmacht


    Bald wird es nicht mehr reichen, den Einfluss der SPD zu überspielen. Am 28. September 1969 hofft SPD-Spitzenkandidat Willy Brandt, im dritten Anlauf die Bundestagswahl endlich zu gewinnen. Sein Berater Egon Bahr macht ihm Mut: »Wenn es jetzt ernst wird, bist du nicht mehr eine Figur der Geschichte, sondern machst sie.«133


    Zunächst fließt der Tag sonntäglich gemütlich dahin. Für die Kandidaten vergeht die Zeit quälend langsam. Kiesinger versammelt am späten Nachmittag im Kanzlerbungalow Berater, Wegbegleiter und seine Familie. Es gibt belegte Brote, die Stimmung wirkt fast gelöst. Gemeinsam warten sie auf die ersten Hochrechnungen. Mit dabei ist Guttenberg. Er gehört zum engsten Kreis des Kanzlers.


    Vermutlich denkt der parlamentarische Staatssekretär an die vergangenen Jahre der Großen Koalition zurück. Was einst als hoffnungsvolles Projekt von ihm und Wehner gestartet worden war, geht heute zu Ende. 1966 wollten SPD und CDU noch gemeinsam die gesellschaftlichen Umbrüche im Land bewältigen. Die Studenten sollten sich beruhigen und nicht mehr gegen die Lage an den Universitäten oder den Vietnamkrieg protestieren. Das war ein Trugschluss. Viele überkam das Gefühl, die Regierung habe zu viel Macht, es gebe keine wirkliche Opposition. Erst recht, weil die Regierung im Mai 1968 die umstrittenen Notstandsgesetze verabschiedete: Ab sofort konnte sie bei einer inneren Krise Polizisten oder gar Soldaten einsetzen. Das rief bei Gewerkschaften und einigen Sozialdemokraten Erinnerungen an die Kaiserzeit wach, wo das Militär gegen demonstrierende Arbeiter vorging. Gemeinsam mit Studentengruppen starteten sie einen Sternmarsch auf Bonn mit dem Titel: »Treibt Bonn den Notstand aus – wehrt euch!«134 Ebenso schlecht kam der Vorschlag einiger Parlamentarier der SPD und CDU an, das Mehrheitswahlrecht einzuführen. Dies hätte ein Regierungs-Aus für die kleinen Parteien – damals die FDP – bedeutet.


    Viele junge Bürger wünschen sich Reformen, wie das Wahlrecht ab 18 Jahren und mehr Zugang zu Bildung. Die junge Generation räumt mit den Tabus der Nachkriegszeit auf: Sie wollen mit ihren Eltern deren Vergangenheit im Nationalsozialismus bereden. Andere schrecken Mutter und Vater mit langen Haaren und dem Wunsch nach einem Leben in einer Kommune statt einer Familie. Der Aufbruch in eine neue Zeit zeigt sich selbst im gemächlichen Bonn: Manche Studenten sitzen im Park am Poppelsdorfer Schloss nahe der Bonner Universität und lesen Karl Marx oder die Mao-Bibel. Ein Teil der Protestierer versteht sich gar als außerparlamentarische Opposition, im Bundestag sehen sie ihre Ansichten nicht vertreten.


    Wer glaubt, dass Guttenberg als Katholisch-Konservativem das Verständnis für das Lebensgefühl der jungen Protestierer vollständig fehlt, der irrt. Zwar lehnt er ihr linkes Weltbild ab, doch lässt ihn ihre Kritik nicht kalt. Er nennt es einen »Protest gegen eine Gesellschaft, in der die Kassen voll und die Herzen leer sind« 135. Nur wünscht er sich sicherlich, dass sich ihre Herzen nicht mit Marxismus, sondern mit christlichen Werten füllen.


    Die Studentenbewegung bereitet Guttenberg am Wahltag keine Sorgen. Zumal deren junge Anhänger sich mit den Sozialdemokraten noch nicht verbündet haben, wie das bei der Wahl 1972 der Fall sein wird. Der CSU-Politiker weiß aber, dass beim Spitzenkandidaten Brandt ein Masterplan für eine neue Ostpolitik in der Schublade liegt. Einer, der ihn – wie schon beschrieben – und seinen Freund Stauffenberg beunruhigt.


    Die ersten Hochrechnungen von ARD und ZDF geben jedoch den Konservativen Zuversicht, dass es soweit nicht kommen wird. Sie wiegen sich in dem Glauben, ihre zwanzigjährige Regierungsverantwortung fortsetzen zu können. Die Hoffnung wächst von Meldung zu Meldung.136 Die ersten ausgezählten Stimmen zeigen einen Vorsprung der CDU/CSU von 6 Prozentpunkten gegenüber der SPD. Die FDP verliert und liegt bei 5,2 Prozent. Die Liberalen, das weiß Kiesinger, werden über die nächste Regierung entscheiden. Auch er glaubt nicht, dass es wieder eine Große Koalition geben wird. Angeblich, so verdichten sich die Gerüchte im Kanzlerbungalow, wollen mindestens zehn liberale Abgeordnete im Falle eines Falles nicht für Brandt stimmen.137


    Kiesinger schöpft Mut. Im Bonner Wahlstudio feiert ihn das Publikum schon als Sieger. Der amerikanische Präsident Richard Nixon schickt ein Glückwunschtelegramm. Die Stimmung trägt ihn – bis Helmut Kohl, damals Landesvorsitzender der CDU in Rheinland-Pfalz, Kiesingers persönlichem Referenten Hans Neusel einen Zettel mit dem amtlichen Endergebnis zusteckt. Die ernüchternde Botschaft: Die FDP kann sich aussuchen, mit wem sie regieren will.138 Eine Große Koalition hatte der CDU-Geschäftsführer bereits um 20 Uhr öffentlich abgelehnt.


    Kohl versucht, den unwirschen Kiesinger aus dem Blickfeld der Kameras zu rücken. Erst der strahlende Sieger, dann der politische K.o.-Schlag, so nennt es Kohl in seinen »Erinnerungen«.139 Nur die Jugendorganisation der CDU will weiter an ihren Sieger Kiesinger glauben und feiert ihn mit einem Fackelzug.140 Dem ist das nur noch peinlich.


    Um 23.45 Uhr passiert, was Guttenberg und Stauffenberg befürchtet haben: Brandt erklärt sich zum Sieger. Das zeigt, dass er sich die Unterstützung der FDP bereits gesichert hat. Er wagt sich auf die »Schneedecke, die noch ohne Spuren ist« 141, wie Bahr es ausdrückt. Die neue Ostpolitik, die »delikate Mission«142, wie sie der »Spiegel« nennt, kann beginnen. Und gleichfalls ihr Kampf gegen sie.


    

  


  
    

    EIN VERLOCKENDES

    ANGEBOT


    Langkaus Idee eines eigenen

    Nachrichtendienstes


    Noch während der Abstimmung im Parlament über den Bundeskanzler am 21. Oktober 1969 will sich Kurt Georg Kiesinger nicht mit seiner Niederlage abfinden.143 Im Stillen hofft er vielleicht, dass Brandt doch nicht alle nötigen Stimmen bekommen wird. Nach zwanzig Jahren Regierungsverantwortung kann der Abschied von der Macht für die CDU/CSU-Politiker nur ein schwerer sein. Besonders dürfte Kiesinger erbittern, dass seine Partei bei der Wahl die meisten Stimmen gewonnen hat, aber trotzdem nun die Verliererin sein soll.


    Die Wahl fällt knapp aus: Brandt übertrifft die absolute Mehrheit um zwei Stimmen. Die SPD-Parlamentarier brechen in stürmischen Jubel aus, stehen auf, klatschen. Brandt bleibt still und umarmt wortlos Wehner, der von nun an die SPD-Fraktion leiten wird.144 Kiesinger wirkt wie erstarrt, ihm gelingt es nicht, seinem Nachfolger als erster zu gratulieren. Die Niederlage schmerzt. Erst der CDU-Fraktionsvorsitzende Rainer Barzel bugsiert ihn in Richtung seines Nachfolgers.145 Das »Abenteuer einer Mini-Koalition«,146 so Guttenberg, kann beginnen.


    Bei der Staffelübergabe im Kanzleramt holt die ehemaligen Koalitionspartner die Vergangenheit ein. Der scheidende Chef des Kanzleramtes, Carstens, übergibt seinem sozialdemokratischen Nachfolger einen besonderen Stapel Akten. Sie tragen den Titel »die Ostkontakte MD (Ministerialdirigent) Bahrs«.147 Der Inhalt wird Carstens’ Nachfolger Horst Ehmke besonders interessieren, zumal einige Berichte als geheim eingestuft sind. In den Akten zu Bahr findet er ein erstes Indiz, dass der Auslandsgeheimdienst seine Befugnisse lange Zeit überschritten und sich in die Innenpolitik eingemischt hat. Ehmke ahnt noch nicht, dass sich das Thema für ihn zu einem Dauerbrenner entwickeln wird. Mit dem 42-Jährigen übernimmt gleichwohl ein Politiker die Leitung der Regierungsgeschäfte, der keine Angst vor Auseinandersetzungen hat. Oft wird an seine polemische Kritik erinnert, er werde die Regierungszentrale »mit dem Maschinengewehr« aufräumen. Laut Bahr soll ihn FDP-Chef Walter Scheel so charakterisiert haben: »Der Kollege Ehmke löst fast alle Probleme, die er schafft.« 148 Die ruhigen Zeiten im Palais Schaumburg sind mit Ehmkes Antritt auf jeden Fall gezählt. Die in der BND-Zentrale in Pullach ebenso.


    Ehmke allein als robusten Aufräumer zu sehen wäre kurzsichtig. Die Wochenzeitung »Die Zeit« nennt ihn ein »umstrittenes Wunderkind«149. Zweifellos gilt der ehemalige Justizminister der Großen Koalition als fachlich versiert und ehrgeizig. Vor seiner politischen Laufbahn war er Professor für öffentliches Recht, hatte in Princeton, USA, studiert. Wohlmeinende loben seinen Tatendrang und seine Kompetenz.


    Brandts Kanzleramtschef übernimmt mit seiner neuen Aufgabe nun auch die Aufsicht über den Auslandsnachrichtendienst, eine Tatsache, die Gehlen noch im Ruhestand in Nervosität versetzt – wieder aus Sicherheitsbedenken. Ehmke ist in zweiter Ehe mit einer Tschechin, Maria Hlavacova, verheiratet. Als Studentin hatte sie am Prager Frühling teilgenommen und danach ihr Land verlassen.150 Nach den Sicherheitsbestimmungen, so der Ex-BND-Chef, hätte Ehmke daher niemals Zugang zu geheimen Informationen bekommen dürfen. Er ereifert sich: »Alle Bedenken waren jedoch mit der seltsamen Behauptung weggewischt worden, es sei unwahrscheinlich, ja ausgeschlossen, dass sich östliche Nachrichtendienste in erpresserischer Absicht an große Tiere heranmachen würden.«151 Wie sich später beim Kanzler-Spion Günter Guillaume zeigen wird, irrt sich Gehlen in dieser Einschätzung nicht.


    Als Karl Theodor zu Guttenberg das Kanzleramt 1969 verlässt, erfährt seine Nachfolgerin Katharina Focke nichts von den bei ihm vorhandenen Dokumenten des Misstrauens. Auf viele der Berichte hatte der parlamentarische Staatssekretär die Worte »eigene Akten« geschrieben – so wie viele Politiker dies handhaben. Auf diese Weise wandern sensible Unterlagen statt in die dienstliche Ablage ins private Archiv. Auch Informationen zu Focke werden später in Guttenbergs Akten landen.


    Während Brandt und seine Minister ihre Ämter übernehmen, bekommt Guttenberg Post von seinem Bekannten Langkau. Der ehemalige BND-Mitarbeiter könnte sich eigentlich einem entspannten Lebensabend zuwenden. Stattdessen bietet er am 6. Oktober 1969 dem Politiker an, seine ehemaligen Informanten für CDU und CSU wieder in Aktion zu setzen.152 Sie verfügten über Verbindungen in den USA, Frankreich, Österreich, Italien, dem Vatikan, arabischen Ländern, Jugoslawien, Rumänien, der CSSR und bei der UNO. Nun, ist Langkau überzeugt, könne er »einen Beitrag für das europäische Überleben«153 leisten. Er versichert in seiner typischen Ausdrucksweise, seine Quellen seien »durch jahrelange, gegenseitig persönliche Wertschätzung gesichert«.154 Für die SPD-FDP-Regierung wollten sie nicht arbeiten.155


    Was Langkau verschweigt: Die sozialliberale Koalition hat auch nicht die Absicht, sie alle als Informanten weiter zu beschäftigen. Der neue BND-Präsident Wessel und die Experten-Kommission hatten den Strategischen Dienst und die Sonderverbindungen untersucht. Ihr Urteil: Die Zuträger bekommen für das, was sie leisten, zu viel Geld. Im Bericht der Kommission steht, die »laufenden Vergütungen in zum Teil nicht unbeträchtlicher Höhe« stünden in einem Missverhältnis zur Leistung.156 Das Ergebnis: Wessel soll, heißt es offiziell, die meisten dieser Kontakte schon 1969 gelöst haben.157


    Langkaus Informanten verfolgen somit neben ihrer politischen Überzeugung sicher auch ein finanzielles Interesse. Guttenberg wird die Lage mancher Sonderverbindung bekannt gewesen sein. Für einen der 1969 Entlassenen, Johannes Schauff, setzte er sich noch als parlamentarischer Staatssekretär ein. Es handelte sich um einen guten Bekannten von ihm. Während der Zeit des Nationalsozialismus musste der ehemalige Zentrumsabgeordnete des Reichstags Deutschland verlassen. Schauff suchte Schutz im brasilianischen Exil und gründete eine noch heute bestehende Siedlung. Nach dem Krieg widmete er sich internationalen Aufgaben. Der 66-Jährige ist 1969 unter anderem Mitglied des kulturpolitischen Beirates des Auswärtigen Amtes und des Institutes für internationale Solidarität der Konrad-Adenauer-Stiftung. Zudem gehört er der Kommission für Gerechtigkeit und Frieden, lateinisch Justitia et Pax, des Vatikans an.158 Guttenberg setzte einen Protestbrief an Carstens auf, er müsse sich für Schauff verwenden, immerhin unterhalte dieser beste Beziehungen zu den italienischen Christdemokraten (DC). Und er erwähnte dessen Berichte über die Gespräche zwischen der SPD und den italienischen Kommunisten. Guttenberg appellierte somit geschickt an ihr gemeinsames Interesse. Das half – erst besprach sich der Kanzleramtschef mit Wessel. Dann traf sich der BND-Präsident mit Schauff. Guttenberg erhielt wenig später ein Dankesschreiben von Wessel: »Ich jedenfalls bin dankbar, dass dieses, letztlich wohl durch Ihre Initiative angeregte Treffen mir endlich ein klares Bild vermittelt hat, das mich in die Lage versetzt, die Verbindung mit allem, was dazugehört, unverändert fortführen zu können.«159 Andere Sonderverbindungen hatten weniger Glück und Unterstützer.


    An Personen wie Schauff denkt Langkau, als er der CDU/CSU-Opposition sein Angebot unterbreitet. Er schlägt vor, eine Kernbasis eines »echten geheimen Nachrichtendienstes im Sinne eines – zunächst winzigen – NSC(National-Security)-Stabes für eine künftige CDU/CSU-Regierung«160 zu schaffen. Was meint er damit? Warum verweist er auf den Nationalen Sicherheitsrat der Vereinigten Staaten? Ganz sicher soll dies beeindrucken. Vielleicht auch Insider daran erinnern, dass das amerikanische Gremium ebenso darauf abzielt, den internationalen Kommunismus zurückzudrängen. Und er will zum Ausdruck bringen, dass er nicht nur an geheimdienstliche Informationen denkt, sondern zum Beispiel an Nachrichten aus den Botschaften oder von militärischen Experten. Daher liegt Langkaus Kostenvoranschlag bei 750.000 Mark pro Jahr.161


    Wie der CSU-Abgeordnete Guttenberg reagiert, als er den Brief liest, wissen wir nicht. Ihn beschäftigt vermutlich die Regierungserklärung Brandts. Genauer ein Satz des neuen Kanzlers: »Auch wenn zwei Staaten in Deutschland existieren, sind sie doch füreinander nicht Ausland; ihre Beziehungen zueinander können nur von besonderer Art sein.«162 Diese Worte beängstigen Guttenberg. Bisher hat noch nie ein westdeutscher Regierungschef von zwei deutschen Staaten gesprochen. Kiesinger vermied als Kanzler stets den Eindruck, er könne im Entferntesten daran denken, die DDR völkerrechtlich und politisch als Staat anzuerkennen. 1967 hatte er auf ein Gesprächsangebot163 des Vorsitzenden des Ministerrats der DDR, Willi Stoph, geantwortet: »Sie fordern mich auf, von den ›Realitäten‹ auszugehen. Die Realität, die Sie und ich anerkennen müssen, ist der Wille der Deutschen, ein Volk zu sein.«164 Stoph forderte damals eine »gleichberechtigte Zusammenarbeit«; es sei »an der Zeit, die Beziehungen zwischen beiden deutschen Staaten zu normalisieren«.165


    Stophs Angebot per Brief hatte auch der BND analysiert. Für die Auswerter in Pullach stand fest, dass es ein vereinigtes Deutschland aus Sicht der DDR nur geben könne, wenn sich die Bundesrepublik an deren System sozial und wirtschaftlich angeglichen hätte. In Frieden und Freiheit, schlussfolgerte der Geheimdienst, sei das nicht zu erreichen. In der Analyse heißt es: »Chancen für Deutschland böte nur eine grundlegende Änderung der Weltlage so zu Ungunsten der Sowjets.«166 Aus diesem Grund malt Langkau auch in seinem Angebot 1969 die Gefahr eines Krieges an die Wand – der könnte das europäische Überleben am meisten bedrohen. Jeden diplomatischen Erfolg, so seine Furcht, könne der Osten militärisch für sich nutzen.


    Guttenberg lehnt die Auffassung von zwei deutschen Staaten auch aus moralischen Gründen ab. In seinen Erinnerungen notiert er sich, aus Deutschland sei schon einmal Unheil über die Welt gekommen. Damals sei die Grenze zwischen dem demokratischen Rechtsstaat und einem totalitären Verbrecherstaat aufgehoben worden.167 Er weist damit auf die Zeit des beginnenden Nationalsozialismus hin. 1972 wird er an Brandt schreiben: »Die erste deutsche Demokratie ging zugrunde, weil die Demokraten der Mitte und der Rechten die Gefahr des braunen Faschismus nicht sahen oder nicht sehen wollten. Die zweite deutsche Demokratie, unsere Bundesrepublik, ist heute in ihrem Selbstverständnis und damit in ihrer Existenz gefährdet, weil nun die Demokraten der Linken die Gefahr des roten Faschismus verharmlosen.«168


    Daher lässt er Langkaus Angebot eines eigenen Nachrichtendienstes nicht in der Schublade verschwinden. Er macht sich auf den Weg, Mitstreiter zu suchen.


    Guttenberg trifft sich im Herbst zunächst mit Kiesinger, dem CSU-Vorsitzenden Franz Josef Strauß und Hans Globke, dem früheren Vertrauten des ersten Bundeskanzlers Konrad Adenauer.169 Globke kennt sich in Fragen des BND bestens aus. Zuerst als Staatssekretär des Kanzleramtes, später als dessen Chef hatte er von 1950 bis 1963 eng mit Gehlen zusammengearbeitet: Er sorgte dafür, dass die Bundesregierung die amerikanische Vorläuferorganisation als Behörde übernahm.170 Danach führte Globke die Dienstaufsicht über den Auslandsnachrichtendienst. Manche bezeichneten ihn als graue Eminenz. Er galt stets als bestens informiert, loyal gegenüber Adenauer und als geräuschloser wie effizienter Kanzleramtschef. Ebenso bekannt war er für seine eigene Vergangenheit als Ministerialbeamter im Nationalsozialismus, weil er zu dieser Zeit einen Kommentar zu den »Nürnberger Rassegesetzen« verfasst hatte. Das zog in der Nachkriegszeit kritische Presseberichte und Diskussionen im Parlament nach sich. Die DDR verurteilte ihn 1963 in Abwesenheit zu lebenslanger Haft.


    Adenauer stand jedoch unbeirrt zu ihm. Und der BND unterstützte seinen Kontrolleur und informierte ihn eingehend171 über seine Kritiker. Besonders viele Geheimdienst-Berichte zu seiner Vergangenheit erhielt Globke zwischen 1961 bis 1963. Damals stand in Frage, ob der Kanzleramtschef nicht doch im Prozess gegen den Organisator der Judenvernichtung, Adolf Eichmann, in Jerusalem aussagen müsste. Ein Teil dieser BND-Analysen bleibt Forschern bis heute verschlossen.172


    Globkes Zeit im Kanzleramt liegt 1969 schon sechs Jahre zurück. Anfang Oktober – verrät sein Terminkalender – trifft er sich zweimal kurz hintereinander mit Langkau.173 Es überrascht auf den ersten Blick, dass Globke bei den Verhandlungen überhaupt eine Rolle spielt, vermutlich weil der 71-Jährige nach wie vor in die CDU-Finanzen eingebunden ist. Ein eigener Nachrichtendienst wird viel Geld kosten, weiß Guttenberg. Da passt es gut, dass Globke bis zu seinem Tod 1973 ein Sonderkonto für die Parteivorsitzenden führt, nun für Kiesinger.174


    Schnell ist klar: ein eigener Nachrichtendienst braucht einen Chef. Als Ersten nimmt die Gruppe um Guttenberg den BND-Mitarbeiter Hans Langemann in den Blick. In einer vertraulichen Aufzeichnung stehen die Gründe: »Langemann ist langjähriges CSU-Mitglied und aus seiner Zeit in Pullach besonders mit dem Sonder-Nachrichten-Netz vertraut, um das es hier geht.«175 Mittlerweile leitet Langemann die BND-Abteilung in Rom.


    Was ist über den Geheimdienstmitarbeiter bekannt? Im Zweiten Weltkrieg hatte er einen Kopfschuss überlebt und einen gelähmten Nerv zurückbehalten, der sein Gesicht schief wirken lässt. Seine Vorgesetzten bescheinigen Langemann besondere nachrichtendienstliche Leidenschaft. Andere bezeichnen ihn als »exotisch« und als beamtenuntypisch. Vermutlich meinen sie: sehr risikoliebend.176


    Der Kontakt zum BND soll sich einst aus seiner Dissertation »Das Attentat – eine kriminalwissenschaftliche Studie zum politischen Kapitalverbrechen«177 ergeben haben. 1957 nahm der ehemalige Mitarbeiter der Staatsanwaltschaft Düsseldorf in Pullach seinen Dienst auf. Der 32-Jährige kam zuerst zur Gegenspionage.178 Die Abteilung versuchte, feindliche Agenten für den eigenen Dienst anzuwerben. Später sollten sie ihren ersten Auftraggeber ausspionieren – ein riskantes, doppeltes Spiel. Im November 1961 wechselte Langemann zum Strategischen Dienst von Langkau. Dort kümmerte er sich zunächst wieder um Gegenspionage und Sicherheit.179 Gut zwei Jahre später entdeckte er seine wahre Passion, Geheimdienstoperationen weltweit. Langemann bezeichnete seine Aufgabe als »außenpolitische Schwerpunktaufklärung«.180 So setzte ihn sein Chef mal in Fernost, dann wieder in den USA oder in Südamerika ein.


    Mit dem Ende des Strategischen Dienstes schickte ihn der BND nach Italien. In Rom leitete er die dortige Residentur, das sind quasi die Botschaften des Geheimdienstes im Ausland. Aus dieser Arbeit will Langemann nun 1969 aussteigen. Offiziell, weil er das Klima nicht verträgt, andere meinen, weil seine Tarnung aufgeflogen ist.181


    Doch der Bonner Zirkel um Guttenberg kommt zu spät, um ihn für den Nachrichtendienst von CDU und CSU zu werben. Der bayerische Kultusminister Ludwig Huber bemüht sich bereits zur selben Zeit um Langemann: Der CSU-Politiker will ihn als auslandsnachrichtendienstlichen Berater der Olympischen Spiele 1972 in München gewinnen.182 Die Idee soll auf den Präsidenten des Organisations-Komitees der Olympischen Spiele, Willi Daume, zurückgehen.183 Langemanns offizielle Aufgabe wird sein, Angriffe auf die Spiele frühzeitig zu erkennen, zum Beispiel von fremden Geheimdiensten oder Extremisten.


    Langemann lockt der Wechsel auch, weil er auf diese Weise beruflich aufsteigen kann.184 Im Auslandsnachrichtendienst wäre das in absehbarer Zeit undenkbar gewesen. Langemanns Entscheidung für die Olympischen Spiele wird sich in Zukunft für den Kreis um Guttenberg als positiv herausstellen.


    Die Wahl fällt nun auf Hans Christoph von Stauffenberg, Langemanns Kollegen. Er arbeitet in einer verdeckten Münchner BND-Außenstelle. Von seinem kleinen Büro geben die Mitarbeiter regelmäßig Hinweise an die Zentrale in Pullach, was die Agenten beschaffen sollen. Im Jargon des Dienstes nennt sich das Steuerungshinweise – die Hauptaufgabe des damals 58-Jährigen.185 Langemann bezeichnet ihn als »außenpolitisch nahezu höchst begabt«.186


    Stauffenberg hat bereits einen privaten Dienst geleitet. Als er in den 1940er und zu Beginn der 1950er den Vorsitz der Deutschen Union innehatte, gab er auch deren Publikation, die »Europa-Briefe«, heraus. Bei ihnen handelte es sich um einen privaten Informationsdienst. Als privaten Informationsdienst wird Stauffenberg auch den nun folgenden Nachrichtendienst für die CDU und CSU bezeichnen. In der Tat gibt es ein paar Ähnlichkeiten zwischen den »Europa-Briefen« und dem Projekt gegen die Ostpolitik: Beide stützen sich auf Gleichgesinnte im Ausland, und die vertraulichen Meldungen sind stets einem exklusiven Kreis von Lesern vorbehalten.187 »Der Inhalt ist nur für den Empfänger bestimmt«, hatte Stauffenberg warnend am Fuße jeder Seite im Jahr 1949 geschrieben.


    Doch hatten die »Europa-Briefe« auch einen nachrichtendienstlichen Hintergrund? Bei genauer Lektüre lassen sich einige Meldungen aus der DDR mit solchem Charakter entdecken. Ob sie wirklich von Geheimdiensten stammten oder von den Anhängern der Deutschen Union aus der DDR zugeliefert wurden, lässt sich nicht klären. Ein Beispiel aus den »Europa-Briefen« vom August 1953: »Seit dem 18. Juli werden planmäßige sowjetische Truppenverstärkungen festgestellt, die über Frankfurt/Oder [her]einkommen und vorwiegend nach Mitteldeutschland und in den Raum Berlin geleitet werden. Der Antransport beträgt seither pro Tag durchschnittlich zwei Transporte von je 100 Achsen.«188 In anderen Ausgaben berichten die anonymen Verfasser über neue Munitionsdepots in Stendal oder Tiefbunker in Templin – durchaus keine zivilen Meldungen. Einmal heißt es, die Auswertung beruhe auf dem »Intelligence Digest« – so hieß der Tages-Report der CIA für die amerikanischen Regierungsmitglieder während der 1950er und 1960er Jahre.189 Zweifellos hatten die »Europa-Briefe« eine ganz andere Funktion als der im Jahre 1970 angedachte Dienst gegen die Ostpolitik: Sie wollten nicht nur informieren, sondern offensiv die Parteipolitik der Deutschen Union transportieren. Dazu gehörte auch Stimmungsmache gegen die Nürnberger Prozesse, die die Autoren als Siegerjustiz190 brandmarkten.191


    Tarnung ist alles


    Globke, Guttenberg, Langkau und Stauffenberg überlegen gemeinsam, wie sie den neuen Nachrichtendienst organisieren wollen. Ihnen sitzt die Zeit im Nacken, weil ihre Informanten dringend einen neuen Arbeitgeber brauchen, diese wollen ja nicht für die neue Regierung arbeiten. »Es ist Eile geboten, weil das gesamte Netz nur noch für eine Übergangsfrist von einigen Wochen erhalten werden kann«, 192 steht in einer vertraulichen Aufzeichnung. Ende 1969, heißt es, würden einige Verträge und Abmachungen auslaufen. Daher argumentiert Guttenberg, eine »nicht erkennbar werdende Überleitung«193 wäre nur bei schnellem Handeln garantiert. Wie das funktionieren soll, verrät die Aufzeichnung nicht. Langkau unterstützt Guttenberg in seinem Zeitplan: Nichts sei schwieriger, als einmal abgeschaltete oder hingehaltene Quellen wieder zu motivieren. »Eine schnelle Entscheidung spart auf alle Fälle späteres Geld«, 194 schlussfolgert der ehemalige BND-Mitarbeiter.


    Bereits im November 1969 steht fest: Guttenberg ist bereit, die politische Führung des Informationsdienstes zu übernehmen und auch die späteren Meldungen weiterzuleiten. Stauffenberg und zwei seiner BND-Mitarbeiterinnen sollen das Zentrum bilden. Guttenberg plädiert dafür, sie weiter im öffentlichen Dienst zu beschäftigen, wegen ihrer erworbenen Rechte, zum Beispiel in Sachen Kündigungsschutz.195 Sie sollen gut dotierte Stellen bekommen – BAT Ia, IIa und VI. Der CSU-Politiker favorisiert, Stauffenberg und die Sekretärinnen an das geplante Büro für die Olympischen Spiele 1972 anzubinden. Zu diesem Zeitpunkt ist jedoch offen, ob das Bundesinnenministerium Hans Langemann zum auslandsnachrichtendienstlichen Berater der Spiele ernennen wird oder ihn das Land Bayern allein übernehmen muss. Alternativ zur Olympia-Lösung kann sich Guttenberg auch vorstellen, das Sekretariat an die bayerische Landesvertretung in Bonn anzuhängen. Dafür spreche die größere Nähe zu den Politikern, also den Abnehmern der Meldungen und Berichte.


    Das Sekretariat braucht zudem eine übergeordnete Behörde. Dafür nimmt Guttenberg den Verfassungsschutz in den Blick. Das hat aus seiner Sicht einen großen Vorteil: »Auf diese Weise wäre es möglich, die jungen Mitarbeiter des BND in diesem Netz weiterarbeiten zu lassen, die so ihre bisherige Stellung als öffentlich Bedienstete nicht verlieren dürfen.« 196


    Wie auch immer müsse eine echte Legende her, damit es später zu keiner, wie es in der Aufzeichnung steht, »böswilligen Kritik an der Bayerischen Regierung«197 kommen könne. Von außen müsse es sich stets um eine »private Angelegenheit« handeln und nicht um einen CDU/CSU-Informationsdienst. Eine kluge Tarnung, die zur Zeit seiner Existenz nie gelüftet werden wird. Dazu trägt sicher bei, dass nur Globke, Guttenberg, Langkau und Stauffenberg in die inneren Zusammenhänge eingeweiht sind. Zudem sterben Guttenberg und Globke bereits zu Beginn der 1970er Jahre. Für Langkau und Stauffenberg als Ex-Geheimdienstmitarbeiter ist strenge Vertraulichkeit üblich.


    Auch in Sachen Finanzen haben die vier Gründer Ende 1969 bereits Zusagen: 100.000 Mark von der norddeutschen Industrie, ebenso viel von der CDU, 50.000 Mark könnten von der CSU kommen, und die süddeutsche Wirtschaft soll sich mit 100.000 Mark beteiligen. Guttenberg notiert auch, dass die norddeutsche Wirtschaft erst zahlen wolle, wenn die Parteien dies ebenso täten.198 Bereits damals gibt es den Wunsch, den Dienst rein privat – ohne Parteispenden – zu finanzieren. Er wird sich erst Jahre danach erfüllen.199


    In Langkaus Händen liegt die inhaltliche Planung. Darin hat er wohl Routine, soll er doch einer der wenigen im BND unter Gehlen mit einem eigenen Etat gewesen sein. Die von ihm geschätzten Kosten haben es in sich: Für die Mindestfinanzierung von 500.000 Mark pro Jahr könnten die Informanten nur aus den westlichen Ländern Nachrichten liefern. Sollten Meldungen aus dem Osten, der DDR oder von den kommunistischen Parteien Italiens und Österreichs hinzukommen, würde dies zusätzlich 1.000.000 Mark kosten. Letzteres bietet Langkau optional an. Bei den Zusagen der Parteien und der Industrie können sich die vier Gründer des Dienstes aber ausrechnen, dass selbst die kleinere Lösung schwer zu meistern sein wird. Es erklärt, warum der Dienst in den ersten Jahren mit zahlreichen Meldungen aus den USA und nur vereinzelten aus Ost-Berlin aufwarten kann.


    Der ehemalige BND-Mitarbeiter Langkau fächert die geplanten Gesamtkosten außerdem nach den einzelnen Informanten auf – mit ihren Decknamen versteht sich. Langkau würde niemals die wahren Namen seiner verdeckten Mitarbeiter auflisten. Auch Stauffenberg bezeichnet er mit dessen Decknamen Scheffer. Die zwölf Informanten sollen im Durchschnitt 2200 Mark monatlich plus Reisekosten erhalten. Spitzenverdiener wird demnach Petrus. Er soll auch über ein eigenes Büro mit Sekretärin verfügen. Die Liste mit den Decknamen verrät, in welchem Gebiet die Zuträger sich bewegen sollen: Demnach kümmert sich Dut um die USA, Frankreich und Italien, Grete um Europa und Petrus um Ost-Europa und den Nahen Osten. Chris, Norbert und Hervier berichten aus den USA. Hiking nimmt sich Österreich vor. In Fernost arbeitet Xaver. Urbino und Kolb decken die Kirchen ab. Mosaik ist die Verbindung zur Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, kurz EWG.200 Stauffenbergs Büro soll außerdem alle politisch »erreichbaren Informationen« sammeln.


    Der Plan steht, doch vorerst nur auf dem Papier. Guttenberg, Globke, Langkau und Stauffenberg müssen nun viele Gespräche führen. Sie brauchen mehr politische Unterstützer und zahlungskräftige Finanziers.


    

  


  
    

    EHMKES REFORMEN


    Wird der BND »politisiert«?


    Hinter geschlossenen Türen beraten SPD und CDU im Dezember 1969 über die Zukunft des BND – natürlich getrennt. Die Mitglieder des sozialdemokratischen Arbeitskreises für Staatsschutzfragen erkennen schnell, dass ihr Einfluss in Pullach bisher gegen null geht. Im Sitzungs-protokoll halten sie selbstkritisch fest: »Der Sozialdemokratischen Partei ist es seit Übernahme der Organisation Gehlen in die Regie des Bundes nicht gelungen, im BND Fuß zu fassen und auch nur eine einzige führende Position in dieser Organisation zu besetzen.«201 Jetzt sehen sie ihre Chance gekommen, das zu ändern: Zahlreiche leitende Geheimdienstmitarbeiter stehen kurz vor ihrer Pensionierung. Daher gelte es, jeden Anlass zu nutzen, um »Führungspositionen dieses Nachrichtendienstes mit geeigneten und bewährten Personen zu besetzen«202 – allen voran die vakante Stelle des Vizepräsidenten. Diese hatte Horst Wendland bis zum 8. Oktober 1968 inne. An jenem Tag erschoss sich der 56-Jährige in seinem Büro. Sein Selbstmord soll Sinnbild der damaligen Lage des Geheimdienstes gewesen sein. Seitdem, so der BND-Mitarbeiter Langemann, stehen »die Zeichen auf Sturm«.203 In der Regierungszentrale heißt es, Wendland habe unter Depressionen gelitten.204


    Kanzleramtschef Horst Ehmke will BND-Präsident Gerhard Wessel daher »eine neue Mannschaft«205 geben: Sie soll nicht nur die Vertrauenskrise im Dienst beenden, sondern ebenso die politische Einstellung der Regierung teilen. Letzteres verdrießt die konservativen Geheimdienstmitarbeiter wie Stauffenberg, die das schlicht eine Politisierung des Nachrichtendienstes nennen. So wird der BND-Vizeposten bald an einen Neuling im nachrichtendienstlichen Geschäft gehen, Dieter Blötz. Der ist zu dem Zeitpunkt Geschäftsführer des SPD-Landesverbandes in Hamburg und kann als einzige passende Qualifikation vorweisen, Leiter des Innenausschusses der dortigen Bürgerschaft zu sein. Ein Parteifunktionär erhält somit eine leitende BND-Position. Auch die Zentralabteilung wird ein Fachfremder übernehmen und ein angeblicher FDP-Sympathisant in Zukunft die Abteilung Nachrichtenbeschaffung leiten.206


    Zunächst muss sich Ehmke noch mit einem anderen heiklen Fall beschäftigen – den sogenannten Prominenten-Akten. Diese Sammlungen über Menschen aus Politik und Wirtschaft werden gerne auch als BND-Dossiers bezeichnet. Sie führte der Geheimdienst damals seit Jahren, vermutlich seit der Organisation Gehlen zu Beginn der 1950er Jahre. Nur der Präsident und seine engste Mitarbeiterin konnten auf die Akten zugreifen. Die Akten enthielten Auszüge aus der Personenenzyklopädie Wer ist wer?, Zeitungsausschnitte, manchmal heikle Vorwürfe wie Bettgeschichten, Anschuldigungen aus dem Osten oder Kontakte zu kommunistischen Organisationen sowie Besprechungsnotizen.207 Somit handelte es sich um eine Mischung von meist harmlosen öffentlichen Informationen und geheimdienstlichem Klatsch. Wenn Gehlen nach Bonn reiste, ließ er sich die zugehörige Akte kommen und machte sich Notizen. Solche Dossiers gab es zu Politikern wie Willy Brandt, Kurt Georg Kiesinger, Erich Mende und Franz Josef Strauß oder Unternehmern wie Philipp Rosenthal.208


    Gehlens Nachfolger Wessel hatte nach seinem Amtsantritt diese Akten einsammeln lassen. 209 Einen Teil ließ er sofort vernichten, einen anderen gab er an die Unterabteilung Sicherheit und die Zentralkartei weiter.210 Den Rest, 54 Akten, lagerte er in seinem persönlichen Sicherheitsraum ein. Doch was soll mit ihnen geschehen? Wessel sucht das Gespräch mit dem Kanzleramtschef und rät ihm, die Akten zu vernichten. Ehmke hingegen möchte sich zuerst einen Eindruck verschaffen, was die ominösen Dossiers, von denen er schon gerüchteweise gehört hat, beinhalten. Er wählt je eine Person jeder Partei aus. Die Unterlagen bringt der BND-Präsident zur nächsten Besprechung mit. Ehmke findet ihren Inhalt nicht relevant und ordnet an, sie zu vernichten.211


    Vergangenheitsbewältigung betreibt der Kanzleramtschef ebenso in einer weiteren BND-Angelegenheit: Er befragt die Journalisten, die den neuen Staatssekretär im Bundeskanzleramt und Bevollmächtigten der Bundesregierung in Berlin, Egon Bahr, belastet hatten. Entrüstet sollen sie die Vorwürfe zurückgewiesen haben.212


    

  


  
    

    UMSTRITTENER ANFANG


    Bahrs Weg nach Moskau


    Hans Langemann, Hans Christoph von Stauffenberg und ihre Unterstützer müssen sich beeilen: neue Arbeitsplätze für die BND-Mitarbeiter finden, Geld organisieren und Informanten werben. Sie befinden sich in einem Wettlauf: Die sozialliberale Regierung will ihr Konzept für eine Verständigung mit dem Osten sofort umsetzen und keinen Tag ungenutzt verstreichen lassen. Staatssekretär Egon Bahr bezeichnet es als einen »Marathonlauf«213 in Sachen neuer Ostpolitik. Kanzler Willy Brandt und sein Vertrauter wollen schneller sein als die Skeptiker in der eigenen Bürokratie oder im diplomatischen Apparat. Dort bekleiden nach wie vor zahlreiche Sympathisanten der ehemaligen Regierung ihre Posten. Ebenso meinen Brandt und Bahr, rascher handeln zu müssen, als die Einwände der Parteifunktionäre von SPD und FDP sie ausbremsen können. Das werden ihnen Kritiker später vorwerfen – zu viel Hektik angesichts der Tragweite ihres Anliegens, finden diese.


    Zudem wollen Brandt und Bahr hinter geschlossenen Türen statt auf dem offenen Marktplatz der Politik verhandeln und setzen parallel auf vertrauliche Kanäle: Mit dem Nationalen Sicherheitsberater des amerikanischen Präsidenten, Henry Kissinger, hat Bahr bereits eine abgeschirmte Verbindung, einen sogenannten Back Channel, vereinbart. Der Kontakt soll Vertrauen schaffen, einen direkten Draht des Kanzlers ins Weiße Haus sicherstellen. Auch Kissinger will vermeiden, dass allzu viele in der Administration jeden Schritt der Entspannungsbemühungen verfolgen und kritisieren können. Der Kanal hat seinen ersten Test im Januar 1970 bereits bestanden: Einen Tag nach der Regierungsübernahme teilte der US-Präsident Richard Nixon Kanzler Brandt streng geheim mit, wann er in Helsinki mit der Sowjetunion über strategische Waffen verhandeln will.214


    Einen Tag vor Heiligabend 1969 erhielt Bahr den Wink, einen ähnlichen Kanal zur anderen Supermacht aufbauen zu können: Der sowjetische Journalist Waleri Lednew, Korrespondent der Zeitung »Sowjetskaja kultura«, suchte Bahr als Emissär der sowjetischen Regierung auf. Seine Botschaft: Die Machthaber im Kreml seien bereit zu einem vertraulichen Meinungsaustausch jenseits der »bürokratischen Strukturen«215 und vor offiziellen Verhandlungen.216 Am Heiligen Abend bestätigte Bahr Lednew, der Kanzler begrüße den vertraulichen Draht zu Leonid Breschnew, dem Chef der Kommunistischen Partei der Sowjetunion (KPdSU). Bald schon werden sowohl nach Washington wie nach Moskau die geheimen Meldungen hin- und hergehen.


    Von all dem bekommen Langkau und Stauffenberg nichts mit – noch nicht. Die Parteiführungen von CDU und CSU haben sich bisher keine Meinung zu einem eigenen Nachrichtendienst gebildet. Auch Langemanns Schicksal ist weiterhin ungeklärt. Er ist aus der Abteilung in Rom in die BND-Zentrale nach Pullach zurückgekehrt und wartet.217 Die Politiker sind offensichtlich mit anderem beschäftigt – zum Beispiel mit dem Bericht des Kanzlers zur Lage der Nation.


    Im Bundestag streiten die Abgeordneten Stunde um Stunde über Formulierungen und ihre genaue Aussage in Sachen Ostpolitik. Das zähe Ringen verdeckt, dass sich SPD und CDU in manchem durchaus einig sind. Prinzipiell wollen beide, dass sich Ost und West auf einen Gewaltverzicht einigen. Und sicher stehen Regierung und Opposition hinter Reise-Erleichterungen für die Menschen im geteilten Land.


    Die Frage ist nur, welchen Preis die Sowjetunion dafür fordern wird und welchen die Parteien zahlen wollen. Sie müssen sich fragen: Sind wir bereit, die Oder-Neiße-Grenze zu akzeptieren? Oder uns gar von den ehemaligen deutschen Gebieten im Osten auf Dauer zu verabschieden? Jeder Politiker weiß damals: Was die Regierung gegenüber der Sowjetunion akzeptiert, lässt sich in einem späteren Friedensvertrag kaum revidieren. Zudem brauchen SPD und FDP im Bundestag die Stimmen der Vertriebenenvertreter in den eigenen Reihen für ihre knappe Mehrheit. Gerade deshalb möchte Stauffenberg mit seinen Mitstreitern wissen, was die Regierung plant, dem Osten anzubieten.


    Eine Offerte an die Sowjetunion soll die Formel Brandts von »zwei deutschen Staaten, die füreinander nicht Ausland sind« sein. Die Bonner Regierung will so die völkerrechtliche Anerkennung umgehen und sich trotzdem auf den Osten zubewegen. Noch geht die Rechnung nicht auf: Die Regierung der DDR fühlt sich auf diese Weise zum »Bonner Inland« erklärt, nennt das einen »völkerrechtswidrigen Anspruch«218. Brandt und Bahr hoffen, diesen Knoten bald in Moskau zu lösen. Sie wollen mit ihrer Sprachregelung vor allem ein Signal in Richtung Sowjetunion senden – nämlich dass sie verhandlungsbereit sind.


    Guttenberg weicht von seiner grundsätzlichen Position nicht ab. Er macht in der Debatte noch einmal deutlich: »Ob es zwei deutsche Staaten gibt, das hat keine Regierung in Ostberlin und keine Regierung in Bonn, sondern nur das deutsche Volk zu entscheiden.«219 Für ihn, den CSU-Politiker, gibt es nichts zwischen Anerkennung und Nicht-Anerkennung der DDR, oder anders ausgedrückt: staatliche und völkerrechtliche Anerkennung sind für ihn nicht zu trennen. Alles dazwischen nennt er eine »gefährliche Verwirrung« 220.


    __________


    


    Zwei Wochen später geht die Zeit der Theorie zu Ende. Egon Bahr nimmt das Flugzeug nach Moskau, offiziell um vorab zu sondieren, ob ein Vertrag möglich ist, noch nicht um zu verhandeln.221 Am 30. Januar 1970 trifft er den sowjetischen Außenminister Andrei Gromyko – Spitzname Mr. Njet. Der hat jahrzehntelange Erfahrung in sowjetisch-typischer Verhandlungstechnik: Das Gegenüber muss wie eine Zitrone ausgepresst werden. Bahrs Kontaktmann, der Journalist Lednew, attestiert Gromyko: »Sein galoppierender Starrsinn war in aller Munde.«222 An ihm wird sich der Bonner Unterhändler in mehreren zähen Verhandlungsrunden abarbeiten müssen. Bahr begleitet der deutsche Botschafter Helmut Allardt, den Brandt noch als Außenminister nach Moskau berufen hatte. Allardt wird sich zunehmend zu einem Kritiker der Gespräche entwickeln.


    Ohne Umschweife kommt Bahr sofort zur Sache und steckt den Rahmen der ersten Gesprächsrunde ab: Es soll um zwei politische Vereinbarungen gehen, einmal zwischen der Bundesrepublik und der Sowjetunion, zum anderen zwischen der Bundesrepublik und Polen. Daher will Bahr mit dem sowjetischen Außenminister auch über die Oder-Neiße-Linie sprechen. Außerdem möchte er erörtern, wie Westdeutschland mit der DDR Beziehungen aufnehmen könnte. Fragen zu Berlin will Bahr ganz bewusst in den Hintergrund stellen, da die Stadt unter der Verwaltung der Alliierten steht. Aus dem gleichen Grund will er das Thema Wiedervereinigung nur am Rande streifen und die Möglichkeit eines Friedensvertrags ganz aussparen. Der Sozialdemokrat betont, die Abmachungen ihrer Verhandlungen sollten die Zeit bis zu einer endgültigen Regelung überbrücken.


    Es entwickelt sich eine dreistündige zähe Debatte zwischen Bahr und Gromyko.223 Heikle Fragen zwischen den beiden Diskussionspartnern: Welche Grenzen sollen unantastbar sein und wie stellt sich die Bundesrepublik zur Souveränität der DDR?


    Gromyko fordert, die Bundesregierung solle alle Grenzen in Europa völkerrechtlich so anerkennen, wie sie seit dem Potsdamer Abkommen von 1945 bestehen. Bahr versucht, ihm entgegenzukommen: »Die einzige Grenze, die wir ändern wollen, ist die Grenze zur DDR. Es ist das Ziel beider Staaten (mit umgekehrten Vorzeichen), ihre Existenz zu beenden, zu verschwinden.«224 Demnach stehen die Grenzen zu Polen und der Tschechoslowakei für Bahr nicht mehr in Frage – ein Deutschland in den Grenzen von 1937 wäre somit passé. Das ist Gromyko nicht genug.


    Auch Bahrs zweites Entgegenkommen weist der sowjetische Außenminister zurück. Er will mit Blick auf die DDR nicht zwischen staatlicher und völkerrechtlicher Anerkennung unterscheiden. »Es gibt keine Halbstaaten. Es gibt keine halb souveränen Staaten. Die Souveränität ist unteilbar. (…) Für Sie aber ist die DDR sowohl Staat als auch Nicht-Staat.«225 Aus seiner Sicht argumentiert Kanzler Brandt unlogisch: Wenn zwei Staaten füreinander kein Ausland seien, gebe es doch wohl auch keine Grenze. Wenn doch, müsse auf der anderen Seite Ausland liegen. Bahr pariert, es sei kein Ausland, weil dahinter auch Deutsche wohnten, und er stellt klar: »Hinter der Grenze ist ein anderer Staat, aber kein fremdes Land. Die beiden Staaten erkennen sich gegenseitig als souverän an.« 226


    Nach zwei Wochen sind die Standpunkte geklärt. Am 3. März 1970 sollen die Unterredungen weitergehen. Bahr will endlich zurück nach Bonn. Trotz aller Diplomatie und gutem Willen muss er dem Kanzler erklären, dass es einen Punkt gibt, an dem beide Seiten unbeweglich voreinander stehen. Die bundesdeutsche Regierung will unbedingt die Möglichkeit einer Wiedervereinigung mit in einen späteren Vertrag aufnehmen, die sowjetische Seite auf gar keinen Fall. Bahr umreißt im letzten Gespräch vor seinem Abflug jedoch schon eine Lösung: Das Problem könne vielleicht auch durch einen Austausch diplomatischer Briefe gelöst werden.227


    Botschafter Allardt ist bei Abreise Bahrs unzufrieden. Aus seiner Sicht macht die deutsche Seite bereits in diesem Stadium der Gespräche zu viele Zugeständnisse. Bahr dränge zu sehr, in offizielle Verhandlungen einzusteigen. Zuvor, meint der Botschafter, müsse Bahr offene Fragen wie den Schießbefehl der DDR auf Flüchtlinge an der innerdeutschen Grenze, die Chancen der Familienzusammenführung und die Bindung zwischen der Bundesrepublik und West-Berlin klären.228


    In seiner Einschätzung liegt er nicht weit von Langkau, Guttenberg und Stauffenberg entfernt. So warnt er, Gromykos Worte mit westlicher Denkart zu interpretieren. In seinen Erinnerungen hält der Botschafter fest: »Entspannung wird – jedenfalls nach den Vorstellungen des Kreml – am besten dadurch herbeigeführt, dass der Westen alle jenseits des Eisernen Vorhangs beheimateten Nationen und Staaten als zur ausschließlichen Einflusssphäre der Sowjetunion gehörig anerkennt.« 229 Auch unter dem Wort Frieden verstünden die Regierungsmitglieder in Moskau etwas anderes. Allardt bemüht einen damaligen sowjetischen Witz: »Im Kampf um den Frieden kann es passieren, dass kein Stein auf dem anderen bleibt.«230


    

  


  
    

    PRIVAT-INITIATIVE


    Wie Langkau mit

    der geheimen Arbeit beginnt


    Langkau beschließt, nicht mehr länger auf die Unterstützung von CDU und CSU zu warten und selbst Details zu den Verhandlungen in Moskau in Erfahrung zu bringen. Mit einer privaten Gruppe startet er in München, sammelt Informationen und schreibt erste Berichte. Der Kreis wird bis Juli 1970 auf privater Grundlage ungefähr 80 Meldungen verfassen. Wer außer Langkau mitarbeitet, ist nicht überliefert. Es handelt sich jedoch erst um zwei, später um drei Personen. 231


    Ihm und seinen politischen Freunden bleibt zunächst – bildlich gesprochen – nur ein Blick durch das Schlüsselloch auf den Verhandlungstisch, und zwar anhand der Informationen der sowjetischen Bruder-Staaten wie Polen und Rumänien. Ein Informant aus Langkaus Gruppe führt Mitte Februar 1970 gleich mehrere Gespräche: Er trifft sich mit dem rumänischen Botschafter in Paris und einem jugoslawischen Diplomaten. In Rumänien kommt er mit dem Staatssekretär für auswärtige Angelegenheiten, Mircea Malița, und dem dortigen polnischen Botschafter zusammen.


    Folgendes Bild zeichnen die Berichte: Der rumänische Botschafter bestätigt demnach die Beobachtung Botschafter Allardts, Bahr vermittle in Moskau den Eindruck, seine Regierung wolle unbedingt zu Abmachungen kommen. Das lasse die Bundesregierung schwach erscheinen. Auch der polnische Botschafter in Bukarest urteilt angeblich so. Der Informant zitiert ihn: »Ungeachtet eines gewissen Hin und Her wird der Kreml praktisch alles, was er wünscht, von Bonn erhalten. Willy Brandt ist entschlossen, als der Mann in die Geschichte einzugehen, der den jahrelangen Konflikt mit der SU beigelegt hat.«232


    Bahr gewähre Gromyko überaus bereitwillig Konzessionen, soll der rumänische Botschafter im Vier-Augen-Gespräch gegenüber dem Informanten angemerkt haben. Ein Beispiel sei das Angebot einer Halbneutralität der Bundesrepublik – eine abenteuerliche These. Mehrere Berichte deuten Ähnliches an: Bahr lasse in Moskau durchblicken, die Bundesregierung wolle sich langfristig von der NATO und dem engen Bündnis mit den USA lösen. Die offiziellen Akten zur Auswärtigen Politik der Bundesrepublik halten solche Aussagen des Unterhändlers nicht fest, ganz im Gegenteil. Bahr betont gegenüber dem sowjetischen Ministerpräsidenten Alexei Kossygin: »Trotzdem bleiben wir natürlich Mitglieder der NATO. Es würde lebensgefährlich sein, jetzt etwa die Blöcke auflösen zu wollen.«233 Das sei »ein Ziel auf lange Frist« 234, dann erst könne ein europäisches Sicherheitssystem entstehen. Vielleicht interpretieren die osteuropäischen Diplomaten diese Zukunftsaussage in ihrem Sinne fehl und offenbaren somit das Denken der Machthaber in Moskau. Der Informant zitiert Staatssekretär Malița – passenderweise – mit den Worten: »Die Sowjets haben sich nämlich entschlossen, die jetzige Bonner Regierung so weitgehend wie möglich diplomatisch einzufangen und zu binden.«235


    Die Anerkennung der DDR sehen mehrere Gesprächspartner bereits als gegeben an, wenn sich denn eine Klausel ohne völkerrechtliche Verbindlichkeit fände. Sowohl Staatssekretär Malița in Bukarest wie auch der Diplomat seines Landes in Paris sollen daher eine baldige Mitgliedschaft der Bundesrepublik und der DDR bei den Vereinten Nationen voraussagen, zu der es aber erst 1973 kommen wird.236 Zudem, zitiert der Informant den rumänischen Botschafter in Paris, wolle die Bundesrepublik umfangreiche Kredite an die Sowjetunion geben.237


    Kein Wunder, dass Guttenberg und seine politischen Freunde von einem »Ausverkauf deutscher Interessen« sprechen, falls sie die Meldung als zutreffend ansahen. Die Berichte verstärken sicher ihre Furcht, die sozialliberale Regierung könnte die Bundesrepublik aus ihrer engen Bindung an die USA lösen. Mehr als ein Stimmungsbild liefert der unbekannte Informant nicht. Vieles ist übertrieben und verzerrt, wie die angeblich geplante Neutralität Deutschlands. Auch ging es bei Bahrs Gesprächen mehr um Wirtschaftsbeziehungen zwischen deutschen und sowjetischen Unternehmen als um Kredite. Fakten sind wegen der strikten Geheimhaltung und dem übersichtlichen Teilnehmerkreis am Verhandlungstisch schwer zu beschaffen. Guttenberg gibt dennoch nicht auf. Es werden einige Monate ins Land gehen, bis er verkünden kann, er habe das streng geheime Gromyko-Papier aus der DDR erhalten. Dieses veröffentlicht er dann zusammen mit dem CDU-Abgeordneten Werner Marx, dem auch beim Stauffenberg-Dienst eine Schlüsselrolle zufallen wird.238 Doch dazu später mehr.


    Amerikanische Freunde


    Langkau und seine Unterstützer informieren sich nicht nur im Osten. Vor allem suchen sie Gesprächspartner in den USA. Dort haben sie laut der Informanten-Liste die meisten Zuträger: Dut, Chris, Norbert und Hervier. Bereits im Januar und Februar 1970 treffen die ersten Berichte aus Washington ein, allerdings mit ernüchterndem Inhalt: Brandts Politik hat viele Anhänger in der amerikanischen Regierung gefunden.239 Präsident Richard Nixon bemüht sich selbst um Entspannung im Ost-West-Konflikt und für eine Abrüstung der nuklearen Waffen. Da passen die Gespräche Bahrs in Moskau ins Konzept. 1972 wird Nixon selbst als erster US-Regierungschef in die UdSSR reisen und mit den kommunistischen Machthabern im Kreml verhandeln.


    Die Informanten suchen vor allem Kontakt zu Mitarbeitern des National Security Council (NSC), dem Nationalen Sicherheitsrat der Vereinigten Staaten, die eigentlich zur äußersten Diskretion verpflichtet sind.240 Fast nie dringt eine Entscheidung des Gremiums, das die amerikanische Außenpolitik umsetzen soll, nach außen. Es besteht unter anderem aus dem Präsidenten, seinem Stellvertreter, dem Außen- und dem Verteidigungsminister. Die Strategie der US-Regierung interessiert Langkaus Zuträger am meisten: wie sie sich gegenüber der neuen Ost-politik Brandts langfristig verhalten will, wo sie ihre Truppen reduzieren, wo aufstocken will, wie die nächsten Schritte im Vietnamkrieg aussehen sollen. Dass die Sicherheitsexperten des NSC überhaupt mit ihnen sprechen, zeigt, welchen Ruf die Informanten genießen müssen. Es erklärt wohl auch, warum sie anonym bleiben wollen gegenüber den Lesern der Berichte: Würde ihre Identität bekannt, hätte das unangenehme Folgen. Zwar bringen sie keine geheimen Papiere an sich, doch horchen sie ihre Gesprächspartner aus und geben ihr Wissen an Dritte – Ausländer – weiter.241


    Vom NSC-Stab bekommen Langkaus Gewährsmänner nur Positives zur neuen Ostpolitik zu hören: Mit der Rückendeckung der USA habe die Politik des Bundeskanzlers größere Erfolgschancen, finden die Sicherheitsberater. Sie sind verhalten optimistisch, vielleicht stelle sich »wirklich Entspannung in Mitteleuropa«242 ein. Auch ihr Chef Henry Kissinger – eigentlich ein Warner, was die Sowjets anbelangt – findet beruhigende Worte. Der Nationale Sicherheitsberater wird in den kommenden Jahren oft von Langkaus und Stauffenbergs Informanten nach seiner Meinung befragt. Die später auf den Original-Berichten vermerkten Decknamen zeigen, dass gleich mehrere geheime Zuträger Kontakt zu ihm hatten, so Spiritus und Norbert, sowie zu seinen Mitarbeitern außerdem noch Xaver und Anton.


    Einer dieser Informanten, heißt es in einem der Berichte, kenne Kissinger seit Jahren. Er zitiert den NSC-Chef im März 1970 sogar wörtlich. So soll er zu Brandts Kurs gesagt haben: »Natürlich bestehen Gefahren und machen manchem von uns Sorge. Aber was könnte Nixon gegenwärtig tun? Wollte er Brandt abraten mit seinen Ost-Gesprächspartnern fortzufahren, so würden die Sowjets das propagandistisch als einen Widerspruch zur eigenen Doktrin des Präsidenten werten.«243 Er beobachte, dass die öffentliche Meinung in Deutschland hinter dem Kanzler stehe. »Wie käme schließlich die US-Regierung dazu, die deutschen Belange mehr zu vertreten als die Deutschen selbst?«244 Daher halte er es für falsch, sich einzumischen.


    Der Interviewer fragt skeptisch nach, ob er denn nicht glaube, dass der Kanzler zu weit gehe. Auch hier bleibt der Sicherheitsberater Nixons gelassen: »Natürlich verfolgen wir die von Brandt eingeleiteten Gespräche mit dem Osten genau. Wir würden sofort diplomatisch intervenieren, wenn Brandt zu weit ginge. Das weiß dieser so gut wie wir selbst. Ich glaube gegenwärtig nicht, dass Brandt bestimmte, einzuhaltende Grenzen überschreitet. Schließlich sind die Gespräche mit den Sowjets und den Ostdeutschen keine ganz schlechte Idee.«245 Vielleicht erklärt sich die Gelassenheit auch mit dem vertraulichen Kanal zu Egon Bahr. Auf diese Weise ist der Sicherheitsberater stets gut informiert und könnte – wenn nötig – eingreifen.


    Diesen exklusiven Kontakt behält er allerdings nicht für sich, wie es vereinbart war. Ein Informant – vermutlich jener, der ihn lange kennt – meldet Anfang März 1970 nach München: »Kissinger erwähnte, Bahr lasse dem Weißen Hause auf Umwegen Berichte über seine Gespräche in Moskau zukommen.«246 Auf amerikanischer Seite sind nur der NSC-Chef und sein Mitarbeiter Helmut Sonnenfeldt, auf deutscher neben Bahr allein Brandt und Kanzleramtschef Ehmke im Bilde. 247 Da Kissinger den vertraulichen Kanal bei seinem Gesprächspartner andeutet, wissen auf jeden Fall Langkau, Guttenberg und ihre Unterstützer Bescheid. Dies ist die erste vertrauliche und exklusive Nachricht, die der damals noch kleine private Kreis liefern kann.


    Neben den Kontakten zu Kissinger und seinen Mitarbeitern verfügen Langkaus Kontaktpersonen in den USA noch über weitere wichtige Verbindungen – zum Beispiel zum Außenministerium. Ein Informant trifft dessen Unterstaatssekretär Elliot Lee Richardson. Der spätere Verteidigungsminister hat keine gute Nachricht für die CDU/CSU-Opposition. Ihre Befürchtung, die Amerikaner könnten ihre Truppen in Europa reduzieren und damit eine »offene Flanke« hinterlassen, malt er als Szenario an die Wand. Die Stärke der amerikanischen Armee, soll der zweithöchste Beamte des Ministeriums erklärt haben, könne »grundsätzlich zum Verhandlungsobjekt mit den Sowjets gemacht werden«.248 Solche Gedankenspiele kennt Richardson, weil die US-Regierung seit 1969 in Abrüstungsverhandlungen mit den Sowjets, kurz SALT,249 steht. Wobei Brandt bei seinem Besuch in den USA im April 1970 – laut einem späteren Bericht – darum bittet, die Truppenreduzierung zurückzustellen, um sie als Trumpfkarte nicht zu verlieren.250


    Im US-Außenministerium treffen die Zuträger somit ebenfalls keine Kritiker der neuen Ostpolitik, höchstens verhaltene Befürworter, die die Erfolgschancen Brandts als gering einschätzen. So soll Leon Sloss, Direktor im Amt für Internationale Sicherheitspolitik und Planung, betont haben, die Deutschen müssten selbst erfahren, dass ihnen ein echter Erfolg versagt bleiben werde.251


    Auf eine Bastion in den USA kann der Münchner Kreis jedoch zählen: den konservativen Gewerkschaftsdachverband American Federation of Labor and Congress of Industrial Organizations (AFL-CIO).252 Den leitet seit mehr als einem Jahrzehnt George Meany, ein eingefleischter Antikommunist. Ein ebenso scharfer Gegner der Sowjets ist dessen außenpolitischer Berater, Jay Lovestone. Er und sein Chef werden in Zukunft in zahlreichen Berichten von Langkaus Kreis als Gesprächspartner auftauchen. Das hat seinen Grund: Sie sollen bereits wichtige Personen für die ehemalige BND-Abteilung Strategischer Dienst gewesen sein. Mitarbeiter Langemann erinnert sich: »Die Möglichkeit Gehlens, in den USA Einfluss zu nehmen, und zwar, ich möchte sagen, Gesprächspartner mit der gleichen Wellenlinie anzusprechen, wie Dean Acheson, wie George Meany, wie Jay Lovestone, dem politischen Berater von Meany, waren so groß, dass man sich eigentlich wunderte, dass darüber hinterher niemals etwas gesagt worden ist.«253


    Daher überrascht es nicht, dass Gehlen im Jahre 1973, also fünf Jahre nach seiner Pensionierung, den Präsidenten der AFL-CIO als einen »echten Freund« der Deutschen bezeichnet: Er habe die amerikanische Regierung gemahnt, den Sowjets nur dann Kredite und Konzessionen zu geben, wenn sie auch eine Gegenleistung erbrächten, wie den »Abbau der Schandmauer in Berlin« oder »die Garantie der Selbstbestimmung für das deutsche Volk« 254. Der amerikanische Journalist und ehemalige Redenschreiber John F. Kennedys, Joseph Kraft, bezeichnet Meany und Lovestone laut einem Langkau-Bericht als die »Kalte-Krieger-Front«255. Sie wollten den Präsidenten veranlassen, den Verhandlungskurs des deutschen Kanzlers mit dem Osten wenn nicht zu verhindern, so doch wesentlich abzuschwächen.256


    Lovestone spielt dabei eine tragende Rolle. Der einstige Kommunist, spätere Antikommunist und Meister der Spionage ist ein Mann mit vielen Gesichtern: 1897 wurde er als Jakob Liebstein in Weißrussland geboren. 1908 flüchtete seine Familie mit ihm vor Pogromen in die USA.257 Schon als junger Mann hatte er Kontakt zu Sozialisten und Gewerkschaftern, trat 1919 der gerade gegründeten Kommunistischen Partei der USA bei und übernahm einen Sitz in deren Exekutiv-Komitee. Zehn Jahre danach brach Lovestone mit seinen Genossen, Stalin schloss ihn aus der Partei aus, und er gründete eine eigene kommunistische Vereinigung. 1937 folgte seine innere Kehrtwende zum Antikommunisten.258 Er fand Arbeit bei der zweitgrößten amerikanischen Gewerkschaft AFL, die später mit der Konkurrentin CIO fusionierte. Der geläuterte ehemalige Kommunist leitete zunächst deren Komitee für freie Gewerkschaften, das Free Trade Union Committee. Es hatte das Ziel, den Einfluss von kommunistischen Gewerkschaftern zurückzudrängen, zuerst in Europa, später nahezu weltweit. Seine Arbeit unterstützte auch die CIA, der Auslandsnachrichtendienst der Vereinigten Staaten.259 Über zwei seiner Mitarbeiter lief der Kontakt zur Spionagebehörde – darunter seine persönliche Assistentin, die zahlreiche Geheimdienst-Operationen leitete.260 Ab 1954 lenkte dann der Gegenspionage-Chef der CIA, James Jesus Angleton, die Gruppe.261


    Über ihn lernte Lovestone wohl auch Gehlen kennen, der damals Chef der amerikanischen Vorgängerorganisation des BND war.262


    1963 wechselte Lovestone auf den Posten des außenpolitischen Beraters der Gewerkschaft. Die Aufgabe hat er noch inne, als der Kreis um Langkau ihn über einen Gewährsmann kontaktiert. Mittlerweile gilt er als »graue Eminenz«263 eines weltweiten Netzwerks aus rechten sozialdemokratischen Politikern und Gewerkschaftern, somit genau passend für den CDU/CSU-Dienst. Internationale Beziehungen sind Lovestones Lebensinhalt. Er ist es gewohnt, sich jeder politischen Umgebung anzupassen, schüttelt Präsidenten die Hand und flüstert Staatssekretären ins Ohr. Ein Freund verleiht ihm deshalb den Titel »Sherlock Holmes der internationalen Beziehungen«264. Nach einem Herzinfarkt soll eine Krankenschwester ihn gemahnt haben, sich zu beruhigen. Lovestone antwortete: »Wie soll ich mich entspannen, wenn in Italien am Sonntag gewählt wird?«265


    In dieser Haltung unterscheidet er sich nicht von Langkau, Guttenberg oder Stauffenberg. Sie denken ebenso in weltpolitischen Dimensionen. Und sie alle eint die Furcht, die Kommunisten könnten einen Fußbreit Boden in Europa gutmachen.


    So verwundert es nicht, dass bereits seit den ersten Tagen von Langkaus Arbeit Berichte zur Haltung der AFL-CIO auftauchen. Im März 1970 heißt es in einem von ihnen: »Im außenpolitischen Stabe von George Meany herrscht tiefe Niedergeschlagenheit. Man hält es für ausgemacht, dass die Bundesrepublik für den Westen verlorengehe. Eine Art neutralistisches Deutschland mit mindestens ebenso enger Anlehnung an den Osten wie den Westen sei das Ziel der engsten Berater des Bundeskanzlers, z.B. von Wehner und Bahr.« 266


    __________


    


    Doch wer war der Kontaktmann? Damit die Tarnung gewahrt bleibt, schreibt Stauffenberg im April verklausuliert an Guttenberg: »Unser dicker Freund war heute anregend wie immer. Er hatte neue Nachrichten, die Du Anfang der Woche verarbeitet bekommst.«267 Darunter sei auch eine vom »Gewerkschaftsfreund drüben«268. In der Tat gibt es in der darauffolgenden Woche einen Bericht über George Meanys Ansichten zur neuen Ostpolitik Brandts. Wer war der gemeinsame »dicke Freund«? Mit hoher Wahrscheinlichkeit niemand anderes als Klaus Dohrn, Mitarbeiter des amerikanischen Verlags Time-Life International, aus Zürich. Er kennt Guttenberg seit den 1950er Jahren, besitzt eine legendäre Leibesfülle und bezeichnet sich als einen engen Freund Lovestones.269 1910 in Hellerau, in der Nähe von Dresden, geboren, entstammte Dohrn einer renommierten Gelehrtenfamilie. Er engagierte sich erst als Theologie-Student270, dann als junger Journalist gegen den aufkommenden Nationalsozialismus. 1933 wurde er Chefredakteur beim »Christlichen Ständestaat«, einem anti-nazistischen Wochenblatt, das er gemeinsam mit Dietrich von Hildebrand in Wien führte.271 Nach dem »Anschluss Österreichs« begann für Dohrn ein Exodus durch Europa: Er flüchtete von Wien nach Prag, von Prag nach Paris, von Paris nach Südfrankreich, von Südfrankreich nach Spanien, von Spanien nach Portugal. Mehrfach entkam er seinen Häschern von der Gestapo in letzter Minute.272 Einmal schwamm er durch die March in die Slowakei.273 Ein anderes Mal trank er in einem spanischen Gefangenenlager Benzin, da eine deutsche Kommission die Auslieferung von Gefangenen forderte – auf der Liste Dohrns Name. Das künstlich hervorgerufene Fieber brachte ihn auf die Krankenstation und rettete ihn auf diese Weise.274 Erst 1942 erreichte er das amerikanische Exil. 275


    In Amerika schuf sich Dohrn mit Hilfe seiner Kontakte zu ehemaligen Exilanten und Weggefährten, seiner Sprachkenntnisse und seines journalistischen Könnens ein neues Leben: Für den einflussreichen Verlag von Henry Luce und dessen Publikationen »Time«, »Life« und »Fortune«276 pendelte er fortan zwischen Europa und den USA hin und her und engagierte sich in mehreren politischen Hintergrundzirkeln.277 Seine Kontakte machten ihn für die Geheimdienste interessant, manche Autoren unterstellen ihm auch eine Nähe zur CIA.278 Bewiesen ist dies nicht. Zudem gibt BND-Mitarbeiter Langemann zu Protokoll, Dohrn sei die »tragende Figur« 279 des Strategischen Dienstes gewesen: »Der war eben da. Der sprach, der ermittelte, der horchte, der berichtete.«280 Glaubt man ihm, trug der Journalist den Decknamen Duttweiler,281 was den Schluss nahelegt, dass es sich beim Dut auf Langkaus Liste um dieselbe Person handeln könnte. Der deutsche Auslandsnachrichtendienst zahlte ihm laut Langemann 8000 Mark pro Monat. Der Informant Dut soll nach der Liste 8500 Mark bekommen, inklusive Spesen. Ein Zufall?


    Welche Abmachungen Dohrn auch immer mit den Geheimdiensten traf, offiziell verwandelte er sich in der Nachkriegszeit vom Journalisten zum bedeutenden transatlantischen Vermittler.282 Mal vertiefte er sich mit dem späteren österreichischen Bundeskanzler Bruno Kreisky in diplomatische Fragen, dann wieder holte er die Meinung von französischen und deutschen Priestern im Vatikan ein oder besuchte seinen Vetter und Botschafter beim Heiligen Stuhl, Dieter Sattler. Mal traf er Konrad Adenauer zur Diskussion über das deutsch-amerikanische Verhältnis beim Tee.283 »Auf meinem Grab wird wohl eine Telefonzelle stehen«, soll er gescherzt haben.284 Den deutschen Kanzler machte er mit Meany und Lovestone bekannt. Der ehemalige Chefredakteur der »Neuen Zürcher Zeitung«, Fred Luchsinger, erinnert sich 1988: »Dohrn hat sozusagen davon gelebt, dass er Adenauer oder Globke erzählen konnte, was man in Washington oder im Vatikan von den Dingen hält, dass er an den genannten Orten wiederum sagen konnte, was man in Bonn von den Dingen hält.«285 Er habe ein raffiniertes Informationssystem entwickelt. Bruno Kreisky beschreibt Ähnliches in seinen Memoiren: »Es genügte ihm, mit wichtigen amerikanischen Persönlichkeiten zusammenzutreffen, von ihnen Hintergrundinformationen zu erhalten und sich gleichzeitig als versierter und diskreter Vermittler auszuweisen.«286 Seine Tochter Beatrix Brandi-Dohrn schreibt, es sei ihm wichtig gewesen, zwischen Menschen mit vielerlei Überzeugungen zu vermitteln und Widerstand gegen Diktaturen aller Art zu leisten. 287


    Aus all diesen Kontakten entstand ein Bekanntenkreis aus Deutschen, Exildeutschen und Amerikanern. Dazu gehören – neben Dohrn – unter anderem Guttenberg, Globke, der ehemalige Bundesminister Heinrich Krone, Meany und Lovestone. Auffallend viele haben oder hatten eine Verbindung zum Bundesnachrichtendienst und zur CIA. So erhalten Krone und Globke selbst im Ruhestand weiterhin Nachrichten aus Pullach zum Thema Vatikan.288 Ihre Verbindungen werden auf den neuen Dienst von Langkau und Stauffenberg übergehen.


    __________


    


    Einer von ihnen ist der Amerikaner Christopher Emmet289, unter anderem Geschäftsführer des American Council on Germany, des Amerikanischen Rats für Deutschland. Die Organisation will mit ihrer deutschen Schwestervereinigung Atlantikbrücke seit 1952 das Verständnis zwischen Deutschen und Amerikanern fördern. Emmet korrespondiert seit Kriegsende regelmäßig mit Dohrn, Guttenberg und Globke vor allem über die kommunistische Expansion. Er nennt das »Berichte für meine deutschen Freunde«.290 Ende Juni 1970 schickt er Langkau aus New York einen Brief.291 Guttenbergs Nachfolgerin, die parlamentarische Staatssekretärin im Bundeskanzleramt Katharina Focke (SPD), hat dort vor Gästen der Organisation einen Vortrag gehalten. Anlass war der Jahrestag des Volksaufstandes in der DDR, am 17. Juni 1953. In ihrer Rede beschäftigt sich die deutsche Politikerin nicht nur mit der Geschichte, sondern zieht die Verbindung zur neuen Ostpolitik der sozialliberalen Regierung. Ihre Argumentation verärgert Emmet so sehr, dass er Fockes Redemanuskript seinen deutschen Freunden zur Verfügung stellt. Langkau leitet die Unterlagen an Guttenberg und Globke292 weiter und bittet beide, mit den Informationen sensibel umzugehen. Er warnt: »Unser Freund Ch. (Christopher Emmet, Anm. d. A.) hat gebeten, die vertrauliche Unterlage nur in einer Weise zu benutzen, die Rückschlüsse auf Herkunft und Verfasserin mit Rücksicht auf den American Council of Germany293 und ihn selbst ausschließen.«294


    Emmet möchte weniger den Inhalt des Referats verdecken, sondern vielmehr sein scharfes Urteil über ein deutsches Regierungsmitglied. Der American Council on Germany betont stets seine Überparteilichkeit. So schreibt er: »Da der Council of Germany unparteiisch sein muss, und wir auf die Zusammenarbeit mit der Brandt-Regierung angewiesen sind, vermeiden Sie bitte meinen Namen in Berichten, Vorschlägen und Argumenten, außer im Gespräch mit sehr nahen Freunden von mir, beispielsweise Freiherr von Guttenberg.«295 Seine Organisation dürfe nicht in Zusammenhang gebracht werden mit einer »aktiven deutschen Regierungs-Opposition«. 296 Da passt ein Brief, wie ihn der Geschäftsführer an Langkau schreibt, nicht zur Kultur der Organisation. Emmet kritisiert die deutsche Rednerin mit den Worten: »Ihre offiziellen Ausführungen waren brutale Parteipolitik, ihre privaten Gespräche schlechter Stil.«297


    Was hat ihn derart erzürnt? Besonders Fockes angebliche Aussage, die DDR-Bürger hätten Walter Ulbrichts Staatsführung akzeptiert. Aus seiner Sicht ist das ein »abgrundtiefer Zynismus gegenüber dem naturgegebenen Begriff der menschlichen Freiheit«.298 Emmets Verärgerung rührt nicht zuletzt aus seinem langjährigen Engagement für osteuropäische Exilgruppen. Jahrzehnte kämpfte er gegen autoritäre Herrschaft und für die Freiheit als Repräsentant von einflussreichen amerikanischen Verbänden wie als Autor und politischer Berater. Zunächst setzte er sich gegen den Nationalsozialismus ein, später gegen die sowjetische Herrschaft in Osteuropa. Er übernahm zahlreiche Ämter, wurde Vorsitzender der American Friends of the Captive Nations, der Organisation für die unterdrückten Völker Osteuropas,299 und Direktor des Internationalen Flüchtlingskomitees. Er selbst schreibt 1970: »Ich wollte, dass die Flüchtlingsorganisationen in der Bundesrepublik einen antikommunistischen Block in Deutschland bilden sollten.«300 Doch seine Bemühungen liefen wohl ins Leere, wie er andeutet. Zudem verfasste er einige Bücher, wie »Das verlöschende Hakenkreuz«301 und Artikel für Zeitschriften. Auch für deutsche Medien, wie die Wochenzeitung »Die Zeit«, deren spätere Herausgeberin Marion Gräfin Dönhoff er gut kannte, schrieb Emmet.302


    Für ihn – wie für Guttenberg – kann es keine Anerkennung der DDR geben. Daher provozieren den Amerikaner die Worte der parlamentarischen Staatssekretärin in solcher Weise. Focke hatte allerdings nicht gesagt, die Menschen in der DDR hätten die Machtverhältnisse »akzeptiert«, sondern sich mit ihnen »abgefunden«, was durchaus ein Unterschied ist. Trotzdem verläuft ihre Rede in eine für Emmet nicht akzeptable Richtung. Sie will begründen, warum ihre Regierung nicht mehr auf einen Volksaufstand hofft, sondern auf Verhandlungen setzt. Als Grund gibt die Sozialdemokratin an, die Macht der Regierung sei derart gefestigt, dass ein Aufbegehren wie in Ungarn nur in Gewalt enden würde. Zudem sorge der wirtschaftliche Fortschritt in der DDR bei den Bürgern für Zufriedenheit und Stolz.303 Focke verweist darauf, dass das Land mittlerweile zu den führenden Industrienationen gehöre, damals belegt es Platz acht. Weiterhin führt sie aus: »Weder der 17. Juni noch der ungarische Aufstand 1956 können sich wiederholen. Die DDR könnte heutzutage sogar ohne die 20 sowjetischen Divisionen innerer Schwierigkeiten Herr werden.«304 Das sind Aussagen, die konservativen Amerikanern wie Deutschen nicht gefallen. Daher verwundert es nicht, dass Langkau 1970 auf diese Verbindungen in den USA setzt. Er weiß, dass er sich auf sie verlassen kann.


    

  


  
    

    DISKRETE GESPRÄCHE


    Guttenberg und Langkau werben

    für ihren Dienst


    Guttenberg, Langkau und Stauffenberg versuchen, Mitglieder der bayerischen Staatsregierung für ihre Sache zu gewinnen. Deshalb treffen sie sich mehrfach mit dem Staatsminister für Arbeit und soziale Fürsorge, Fritz Pirkl, dessen Referenten Fritz Wittmann und dem Minister für Landesentwicklung, Max Streibl. Diese sollen für Stauffenberg und seine beiden Mitarbeiterinnen eine neue Anstellung organisieren. Pirkl könnte auch deshalb nützlich sein, weil er die CSU-nahe Hanns-Seidel-Stiftung leitet. Diese ist neben der bayerischen Landesregierung die zweite Beschäftigungs-Option. Stauffenberg hat nämlich entdeckt, dass es im Organisationsschema der Stiftung ein vorgesehenes – aber noch nicht bestehendes – »Institut für Internationale Begegnung« gibt. 305


    Ministerpräsident Alfons Goppel stellt sich nämlich quer: Er hat Bedenken, drei ehemalige BND-Mitarbeiter im Bayerischen Staatsdienst gemeinsam unterzubringen. Das könnte schließlich Verdacht erregen. Stauffenberg berichtet Guttenberg per Brief: »Jedenfalls war davon die Rede, mich und die beiden in Aussicht genommenen Damen in verschiedenen Ministerien oder auch Firmen unterzubringen.«306 Sie könnten sich nach Feierabend zum »gemeinsamen Tun« treffen, so der Vorschlag der Verhandlungspartner. Das erzürnt Stauffenberg, aufgebracht schreibt er seinem Freund Guttenberg: »Das klingt nun langsam, als ob es sich um Stellungssuchende handelte, die man Dir oder sonst jemanden zu Gefallen unterbringen muss. Zudem sind die Herren mit Terminen überhäuft, und man wird von Woche zu Woche vertröstet. Ich hielte es nicht für richtig, wenn man sich in die Rolle des Bittstellers drängen ließe. Die Situation ist in Wirklichkeit doch ganz anders. Wir bringen mit: Verbindungen, Möglichkeiten und Kenntnisse, die Du besser als jeder andere beurteilen kannst, sowie – wenn man es richtig macht – über Casimir W. sogar Geld.« 307


    Hinter Casimir W. verbirgt sich Stauffenbergs langjähriger Freund Casimir Prinz zu Sayn-Wittgenstein. 1970 ist der noch nicht Schatzmeister der hessischen CDU, was ihn durch die Spendenaffäre seiner Partei drei Jahrzehnte später bundesweit bekannt machen wird. Aus ähnlichen Gründen wie Stauffenberg zieht es den Prinzen in die Politik, ihn beunruhigt die neue Ostpolitik ebenso.


    Die beiden verbindet zudem ein Erlebnis zur Zeit des Nationalsozialismus. Sayn-Wittgensteins Mutter hatte 1930 in zweiter Ehe den jüdischen Unternehmer Richard Merton geheiratet. Dem Paar war in letzter Minute die Ausreise ins britische Exil geglückt, Casimir und sein Bruder August Richard zu Sayn-Wittgenstein blieben und versuchten mit der Gestapo über das beschlagnahmte Familienvermögen zu verhandeln. Das kostete wohl letzteren das Leben. Sein Bruder Casimir fand ihn 1939 tot in einem Berliner Hotel – angeblich ein Selbstmord.308 Stauffenberg eilte mit einem Arzt zu Hilfe und stand ihm bei.309


    Nach dem Krieg konzentrierte sich Sayn-Wittgenstein zunächst auf seine berufliche Karriere, übernahm leitende Positionen im Familienunternehmen, der Frankfurter Metallgesellschaft AG. Seine Wirtschaftskontakte, so Stauffenbergs Hoffnung310, könnten dem Dienst sehr helfen. Er setzt darauf, dass er ihnen jährlich ungefähr 100.000 Mark organisieren könnte – als »zweckgebundene und zudem dann steuerlich absetzbare Spende«.311


    Stauffenberg bittet Guttenberg, Strauß und den bayerischen Ministern Streibl sowie Pirkl mit Nachdruck ins Gedächtnis zu rufen, dass sie ein Instrument »frei Haus« geliefert bekommen sollen.312 Er appelliert: »Das geschieht aus keinem anderen Grund als dem, eine Politik, die ich aus Überzeugung für richtig halte, zu unterstützen, und die derzeit herrschende Richtung, die dem östlichen Totalitarismus in die Hände spielt, nach Kräften bekämpfen zu helfen.«313 Außerdem sei die Planung mit drei BND-Mitarbeitern bereits eine abgespeckte Version.


    Es gibt noch einen weiteren Grund, warum Stauffenberg Druck macht. Am 1. Mai 1970 hat die neue Mannschaft des BND-Präsidenten Wessel ihren Dienst angetreten. Richard Meier, der angeblich den Liberalen nahestehen soll, wird der neue Vorgesetzte Stauffenbergs.314 Doch nicht nur das trübt Stauffenbergs Stimmung: Die Gespräche mit den bayerischen Regierungsvertretern haben ihm Ärger eingebracht. Der Leiter der bayerischen Staatskanzlei erkundigte sich über ihn bei seinem ehemaligen Vorgesetzten Kurt Weiß. Daraufhin musste Stauffenberg im BND seine Pläne, zum Land wechseln zu wollen, offenbaren. Seine Arbeit, beklagt er sich bei Guttenberg, sei nun faktisch auf die Arbeit eines Hilfssachbearbeiters reduziert worden. »Selbst in der Leitung meines kleinen, in seinen Aufgaben stetig eingeschränkten Büros haben sie mir einen anderen vor die Nase gesetzt.«315 Wenn sich die Lage nicht bald ändere, müsse er um eine Versetzung bitten. Seinen Vorgesetzen gefällt wohl nicht, dass er sich politisch engagieren will, das deutet er in seinem Brief an.316


    Stauffenberg will nämlich nicht nur Informationen für CDU und CSU beschaffen. Er hat sich bereits dem CSU-Vorsitzenden Strauß für den anstehenden Landtagswahlkampf in Bayern zur Verfügung gestellt.317 Sogar Langkau begibt sich in ungewohntes Terrain: Er besucht Mitte April den CSU-Parteitag in München.318 Es habe ihm »ausgezeichnet gefallen«,319 schreibt er hinterher an Guttenberg. Das Motto des Parteitages hieß »Deutschland braucht Bayern«; Guttenberg leitete das Forum »Wohin steuert die deutsche Außenpolitik?«. So werden im Frühjahr 1970 aus Geheimdienstmitarbeitern parteipolitisch Aktive.


    Der deutsche Kanzler bewältigt währenddessen die nächsten Etappen seiner neuen Ostpolitik: Brandt trifft in Erfurt den Vorsitzenden des DDR-Ministerrats, Willi Stoph. Im Mai kommt es zum Gegenbesuch in Kassel. Staatssekretär Egon Bahr hat in Moskau schon die dritte Verhandlungsrunde absolviert und kehrt mit einem fertigen Vertragsentwurf zurück. Das Papier ist streng geheim, geht es doch über eine rein deutsch-sowjetische Vereinbarung hinaus. Es schafft bereits die Grundlagen für die Verträge mit Polen, der Tschechoslowakei und der DDR.


    

  


  
    

    LEIDENSCHAFT


    Guttenbergs Plädoyer


    Brandts und Stophs Begegnung am 21. Mai in Kassel liegt erst sechs Tage zurück, da tritt der Bundestag zu einer Sondersitzung über die Deutschland-, Ost- und Europapolitik zusammen. Für Guttenberg wird es die letzte große Parlamentsrede sein. Nach der Sommerpause wird ihn die Krankheit an den Rollstuhl fesseln und seine Stimme lähmen.


    Der Arzt rät dem CSU-Abgeordneten, nach einer Viertelstunde wieder vom Podium des Plenarsaals zu steigen. Das hat Guttenberg auf seinem Weg zum Mikrofon längst verdrängt und vergessen. Er beantragt eine halbe Stunde Redezeit. Für eine »Sache des Gewissens«, wie der Politiker es nennt, mobilisiert er alles. Vor ihm sitzt der Fraktionsvorsitzende der SPD, Herbert Wehner, regungslos auf seinem Platz.320 Die einst in der Großen Koalition Verbündeten sind bereits Geschiedene.


    Guttenbergs rhetorische Attacke beginnt bei Brandt: »Sie, Herr Bundeskanzler, sind dabei, das Deutschlandkonzept des Westens aufzugeben und in jenes der Sowjetunion einzutreten.« 321 Der Vorwurf verfehlt sein Ziel nicht: Beifall brandet bei CDU und CSU auf, der Abgeordnete Gerhard Stoltenberg (CDU) ruft: »Sehr wahr!« Die Sozialdemokraten antworten mit Pfui-Rufen, Hans Apel (SPD) kommentiert: »Ein unanständiger Mensch!« Unruhe ergreift den Bundestag. Guttenberg hingegen lässt sich nicht beirren: »Meine Damen und Herren, da sagt jemand ›pfui‹, da sagt jemand, das sei ›unanständig‹. Ich sage hier, dass ich bereit wäre, in dieses Deutschlandkonzept einzutreten, wenn ich davon überzeugt wäre, dass man mit dem Status quo den Frieden gewönne.«322


    Er fährt fort: »Wissen Sie denn nicht, was die Sowjetunion unter Normalisierung versteht? Genau das, was Breschnew in Prag gesagt hat: Die Unterwerfung der Bundesrepublik unter den sowjetischen Machtwillen. Dies wäre die Normalisierung à la Breschnew.«323 Wütend ruft der CSU-Parlamentarier: »Ist hier einer, der ernsthaft vorbringen wollte, dass Unrecht dadurch Recht würde, dass es Jahre, ja Jahrzehnte dauert?« Und fährt mit gleicher Energie fort: »Ist einer hier bereit, wäre einer hier bereit, seinen Frieden mit Adolf Hitler zu machen, wenn es diesem Mann gelungen wäre, 37 Jahre durchzuhalten? Ich sage nein, ich sage dreimal nein.«324


    Nach einer Stunde will Guttenberg vom Podium steigen. Doch seine Beine versagen ihm den Dienst. CDU/CSU-Fraktionsvorsitzender Rainer Barzel und Parteikollege Leo Wagner tragen ihn förmlich vom Rednerpult. Die Abgeordneten der Unionsparteien erheben sich von ihren Plätzen. Sie feiern ihren Helden, der, vom Tod gezeichnet, auch ein tragischer ist. Was schreibt Guttenberg doch in seinen Erinnerungen: »Man entgeht der Gefahr nicht dadurch, dass man ihr den Rücken kehrt, weil man ihren Anblick nicht erträgt. Noch keiner hat je die Freiheit auf leichtem Weg gewonnen.«325


    Tage braucht Guttenberg, sich zu erholen. Er erhält mehr als 800 Zuschriften von Bürgern. Einer von ihnen schreibt: »Dank für die Worte eines wahrhaft deutschen Mannes, mögen sie die Welt bewegen.«326


    Im Juli 1970 holt Guttenberg zum nächsten Schlag aus. Mit dem CDU-Abgeordneten Werner Marx veröffentlicht er eine Broschüre mit dem Titel »Gewaltverzicht in sowjetischer Sicht«.327 Die Publikation, später kurz als Gromyko-Papier bezeichnet, soll beweisen, dass das, was Bahr als Verhandlungsergebnis der Regierung präsentiert, in Wahrheit Gromyko entworfen hat. Zudem sei die sozialliberale Regierung den Moskauer Machthabern mit »Gummiformulierungen« entgegengekommen. Der CSU-Abgeordnete stellt daher im »Spiegel«-Interview fest: »Die Bundesregierung sagte und sagt in dieser Sache nicht die Wahrheit. Sie sprach von ›Sondierungen‹, die Staatssekretär Bahr in Moskau vornehme. In Wahrheit wurden zwischen Bahr und Gromyko – wie die Öffentlichkeit jetzt weiß – hinter dem Rücken von Bundestag und Bundeskabinett komplette Vertragsartikel abgesprochen. Heute bestreitet die Bundesregierung die Echtheit des von mir vorgelegten Dokuments. Dieses Dokument ist echt.«328


    Guttenberg behauptet, das Gromyko-Papier von »einer Person aus dem anderen Teil Deutschlands« erhalten zu haben, also der DDR.329 Bis heute ist nicht bekannt, wer den Abgeordneten das Papier vom März 1970 weiterleitete. Der Freiherr deutet nur an, es gebe »auch im anderen Teil Deutschlands Menschen in verantwortlichen Stellungen«, die einen Strich »unter die Massenaustreibungen ihrer Landsleute und die gewaltsame Annexion von deutschem Staatsgebiet« machen wollten. 330


    In seiner Korrespondenz mit Langkau und Stauffenberg gibt es keine Hinweise, dass die beiden ihm geholfen haben könnten. Erst im Oktober 1971 wird einer ihrer Informanten Meldungen aus der sowjetischen Botschaft in Ost-Berlin liefern. Damals vertritt Pjotr Andrejewitsch Abrassimow Moskau; der wäre sicherlich eine gute Quelle gewesen, unterrichtet er doch die DDR-Führung über den Stand der Verhandlungen.331


    Sicher ist: Stauffenberg hat Kontakt zum deutschen Botschafter Helmut Allardt in Moskau. Der fertigt einen Bericht über das sowjetische Echo auf Guttenbergs Reden an.332 Die Kontakte des Münchner Kreises sind also nicht zu unterschätzen – auch wenn die Quelle der Indiskretionen wohl an anderer Stelle zu suchen ist. Guttenbergs Engagement hinter den Kulissen der Macht beginnt nun erst.


    

  


  
    

    KONSEQUENZ


    Stauffenberg kündigt

    beim BND


    Im Juni 1970 ist es endlich geschafft: Stauffenberg kann sein Kündigungsschreiben an den Bundesnachrichtendienst aufsetzen. Ihm steht zum 1. August eine Stelle in der bayerischen Staatskanzlei in Aussicht. Gegenüber dem Präsidenten begründet er seinen Schritt politisch: »Die derzeitige Außenpolitik, namentlich Ostpolitik der gegenwärtigen Bundesregierung erscheint mir aus Gründen, wie sie im Bundestag besonders auch vom Abgeordneten zu Guttenberg vorgetragen wurden, außerordentlich bedenklich.«333 Selbst an bescheidener Stelle, schreibt Stauffenberg, wolle er sich nicht »zum Handlanger einer Politik machen«334, die er »für das Volk für abträglich, zumindest für sehr gefährlich«335 halte. Die Erfahrung der Zeit des Nationalsozialismus – »wenn auch nur teilweise und übertragen anwendbar«336 – schrecke ihn. Seinen Vorwürfen fügt er noch die neue »parteipolitische Ausrichtung des BND«337 hinzu.


    BND-Präsident Wessel dürfte Stauffenbergs Brief kaum gefallen haben. Er bestellt seinen Mitarbeiter aus dessen Münchner Dienststelle in sein Büro und will ihm seine Sicht schildern.


    So öffnet sich am 29.Juli1970 die innere Welt des BND für Stauffenberg wohl zum letzten Mal. Die Zentrale ist eine große geheime Welt: Das Gelände erstreckt sich über 68.000 Quadratmeter338 und besteht teils aus den alten Gebäuden der nationalsozialistischen »Reichssiedlung Rudolf Heß«. Jetzt heißt das Anwesen offiziell »Bundesvermögensverwaltung, Abteilung Sondervermögen, Außenstelle Pullach«, der Deckname für Bundesnachrichtendienst. Die Häuser hatten einst die Nationalsozialisten im Münchner Vorort für Mitarbeiter ihrer Parteikanzlei erbaut; ein Bereich war als Führerhauptquartier geplant. Den Auftrag gab der Leiter des Stabes von Heß und spätere Kanzleichef Hitlers, Martin Bormann. Das repräsentative ehemalige Stabsgebäude mit seinem stuckverzierten weißen Saal und der Bibliothek steht im Kontrast zu den nüchternen neuen Verwaltungsgebäuden.339 In der Villa hat der BND-Präsident sein Büro. Im Jargon des Dienstes heißt sie schlicht das Doktorhaus – eine Anspielung auf den Decknamen des früheren BND-Präsidenten Reinhard Gehlen, Dr. Schneider.


    Stauffenberg hält das Gespräch mit Wessel in einem Gedächtnisprotokoll fest.340 Danach zu urteilen war der Präsident in keiner guten Stimmung, was bei den Vorwürfen Stauffenbergs nicht überrascht.


    »Ihre Kündigung beruht auf einem Missverständnis«, eröffnet Wessel die Unterredung. Politik zu machen sei nicht die Aufgabe des Geheimdienstes. Stauffenberg hält entgegen, seine Abteilung beschäftige sich aber mit Politik. Schon in der Auswahl der Meldungen liege eine Wertung. Er verfasst, wie schon erwähnt, die sogenannten Steuerungshinweise. Wessel fragt, ob er denn in seiner Arbeit eingeschränkt oder behindert worden sei. Stauffenberg bejaht. Sein Vorgesetzter Kurt Weiß, Deckname Winterstein, habe ihn im März angerufen und ihn angewiesen, alle Themen rund um die Verhandlungen der Regierung mit den östlichen Staatsführungen in seinen Berichten auszuklammern. Wessel glaubt seinem Mitarbeiter nicht. »Das steht im völligen Widerspruch mit meinen Anweisungen«341, sagt er. Stauffenberg betont, Weiß habe sich ausdrücklich auf Wessel und eine Besprechung in Bonn bezogen.


    Der Präsident ruft Weiß – mittlerweile Leiter der BND-Schule – an. Dieser will falsch verstanden worden sein: Stauffenberg habe die Verhandlungen in seinen Berichten nur nicht kommentieren dürfen, Aufklärungswünsche solle er weiterhin äußern. Für Wessel ist klar: »Sie müssen Herrn Winterstein vollkommen missverstanden haben.«342


    Zudem verwahrt er sich gegen Stauffenbergs Auffassung, der BND sei auf die Linie der neuen Regierung eingeschwenkt. Auch den Vorwurf, Posten im Dienst würden nach dem Parteibuch besetzt, will er nicht auf sich sitzen lassen. Allein, dass mit Dieter Blötz als Vizepräsident ein SPD-Mann an die Spitze gerückt ist, bestätigt er.


    Zum Ende des Gespräches räumt Wessel ein, die Zeiten würden sich wieder einmal ändern. Er wolle den Geheimdienst in seinem Aufbau und mit seinen Mitarbeitern möglichst erhalten. Diese Erklärung lässt Stauffenberg nicht gelten: »Das Argument ist mir aus der Zeit nach 1933 wohl in Erinnerung, wonach man wichtige Posten behält, um Schlimmeres zu verhüten.«343 Er führt als Beispiel den Generaloberst Ludwig Beck an, der im August 1938 Hitler um seine Entlassung bat. Wessel hält dagegen, wären die Generäle damals alle zurückgetreten, wären sie durch linientreue Männer der Sturmabteilung (SA) ersetzt worden. Es sei somit die Frage, ob man den 20. Juli 1944 billige oder nicht. Wessel betont: »Ich bin der Meinung, man muss den Männern die gleiche Ehrenhaftigkeit zuerkennen, wie denen, die glaubten, ihre Pflicht zu tun.«344 Da ist er mit Stauffenberg einer Meinung. Und dennoch – ihre Wege trennen sich. Wessel bleibt, Stauffenberg geht.


    __________


    


    Den neuen Kurs des BND bekommt nicht nur Stauffenberg zu spüren, sondern auch die CDU. Der Kreis um Langkau begründet den Wunsch nach einem eigenen Dienst gerne damit, dass die Oppositionsparteien von sensiblen Informationen abgeschnitten seien. Stimmt diese Behauptung? In der Tat muss die Partei einen Rückschlag hinnehmen. Im April hat das CDU-Präsidium Karl Gumbel als Kontakt- und Verbindungsperson zu den Nachrichtendiensten benannt.345 Der ehemalige Staatssekretär des Bundesverteidigungsministeriums gilt als Fachmann, hatte er doch als Stellvertreter des Kanzleramtschefs Globke zu Beginn der 1950er Jahre die Arbeitsebene mit dem Geheimdienst abgedeckt. 346 Sein Kontakt nach Pullach entwickelt sich daher nach kurzer Zeit bald sehr gut – zu gut, findet Kanzleramtschef Ehmke. Denn Gumbel bekommt vom Präsidenten jeden Dienstag einen Lagevortrag.347 Als der Kanzleramtschef davon erfährt, greift er ein. Aus seiner Sicht dürfe nur die CDU/CSU Fraktion, nicht aber die Partei derart viele Informationen bekommen. In Zukunft solle der BND nur noch Fraktionschef Barzel sowie die Vorsitzenden des Auswärtigen und des Innerdeutschen Ausschusses unterrichten. 348


    Zwar mag diese Einschränkung Gumbel verärgern, es kann jedoch keine Rede davon sein, dass CDU und CSU von Geheimdienstinformationen abgeschnitten werden, wie der Kreis um Langkau behauptet. So erhalten die Parteien der Oppositionsfraktionen das wöchentliche Lagebild des BND, die sogenannte »Nachrichtendienstliche Führungsorientierung«.349 Gumbel muss seine Verbindung nach Pullach weiterhin gepflegt haben. In der Sitzung des CDU-Präsidiums am 19.Oktober1970 behandelt er ausführlich BND-Meldungen aus der DDR, der Sowjetunion, Polen, der ČSSR, Rumänien, Jugoslawien, dem Nahen Osten, Frankreich, den USA und Chile. 350 Daher ist der Grund für den eigenen Dienst eher in der neuen Ausrichtung des BND zu suchen als in vermeintlich unzureichenden Informationen.


    »Zuflucht«351 nennt Stauffenberg seinen neuen Arbeitsplatz in der bayerischen Staatskanzlei, Protokollabteilung, Referat Grußworte. Versteck wäre vielleicht passender gewesen. Seinen Kollegen muss er die Legende erzählen, er komme von der Bundesvermögensverwaltung. Das Synonym für Bundesnachrichtendienst kennt längst jeder. So geht bei seiner Ankunft am 1. August 1970, wie er selbst schreibt, »ein Raunen durchs Haus«352.


    Doch das ist nicht von langer Dauer. Stauffenberg verschwindet schnell aus dem Blickfeld seiner Kollegen. Sein Dienstherr hat ihn in einem Nebenhaus untergebracht. Dort herrscht Ruhe, kaum jemand schaut vorbei und Arbeit ist Mangelware. »Da gibt es aber wenig für mich zu tun«353, klagt er gegenüber seinem Freund Guttenberg. Es handele sich um einen »kärglichen Acker«; selbst sein erfahrener Kollege wisse nicht, wie er sich beschäftigen solle. Und wenn einmal etwas anfällt, bleiben für den Neuling die Randthemen übrig, die Rede zum 150. Geburtstag von Pfarrer Sebastian Kneipp oder ein Grußtelegramm für das Raumausstatter-Handwerk. Ärgerlich ist für ihn auch, dass der BND seiner Schreibkraft erst im kommenden Januar gestattet, ebenfalls zur Staatskanzlei zu wechseln.354 Von der zweiten Sekretärin ist in den Unterlagen nun keine Rede mehr.


    Die wahre Arbeit beginnt nach Dienstschluss. Mit seinem ehemaligen Chef und neuen Partner Langkau gestaltet er seine ehemalige Wohnung in München zu einem »bescheidenen Büro« 355 um. Die Möbel stammen aus der CSU-Landesleitung.356 Die Lage ist exklusiv, die schattige Ottostraße verläuft parallel zum Maximiliansplatz. Stauffenbergs Wohnung, damals die Hausnummer 6, ist mittlerweile abgerissen.


    Guttenberg gratuliert schon einmal aus der Kur in Bad Neustadt: »Ich freue mich, dass im Übrigen nun doch endlich gelungen scheint, was wir monatelang betrieben haben, und dass Du nun anscheinend vernünftig arbeiten kannst.«357 Somit läuft der Dienst an, auch wenn Stauffenberg schon jetzt die geringen Finanzmittel kritisiert. Er schreibt verklausuliert an Guttenberg, der »Hauptlieferant M.« halte sich auffallend zurück. Damit meint er sehr wahrscheinlich den Informanten Petrus, der laut Quellenliste als Spitzenverdiener vorgesehen ist und hinter dem sich der Journalist Simon Malley verbergen soll. Zum anderen könne niemand von ihrem »dicken Freund« – also vermutlich Dohrn – erwarten, dass er auf Dauer zum »Gotteslohn« arbeite. Zumal seine »erfreulichen Essgewohnheiten«358 beträchtliche Spesen hervorriefen.


    Stauffenberg setzt jedoch große Hoffnungen auf ein Gespräch mit Wolfgang Pohle. Der ist damals CSU-Abgeordneter, Schatzmeister seiner Partei und persönlich haftender geschäftsführender Gesellschafter der Friedrich Flick KG. Außerdem will er nicht nur Informationen anbieten, sondern auch »Liaison« – eine Art internationale Zusammenarbeit. Was er darunter versteht, wird sich bald zeigen.


    

  


  
    

    VERDECKTE KONTAKTE


    Neue Unterstützer

    für den Dienst


    Im Spätsommer 1970 verfassen Langkau und Stauffenberg fast pausenlos Berichte. Nicht nur, weil die Bundesregierung mit den sowjetischen Machthabern bald den Gewaltverzichtsvertrag unterzeichnen will, sondern auch weil die Münchner Gruppe die Welt in den Blick nimmt. Nachrichten der geheimen Zuträger treffen aus Brüssel, Paris und Washington ein, seltener aus dem Inland.359 Ihre Helfer schauen sogar in Originalakten des Vatikans, suchen das Gespräch mit dem Präsidenten Jugoslawiens, Josip Broz Tito,360 oder dem algerischen Staatschef Houari Boumedienne.361 Sie berichten, was innenpolitisch in China wichtig ist und worüber sich die Mitglieder des Zentralkomitees der Kommunistischen Partei der Sowjetunion streiten. Ebenso melden die Informanten, wie das Pentagon die Lage in Vietnam, Kambodscha und Laos einschätzt. Am meisten erfahren die Leser aus den Vereinigten Staaten, vom Sitz des französischen Staatspräsidenten und aus der italienischen Politik.


    


    


    
      
    

    Herkunft der Berichte 1970/71


    


    Kam Langkaus private Gruppe im ersten Halbjahr 1970 auf ein paar Meldungen pro Monat, entsteht jetzt unter Stauffenbergs Ägide fast jeden zweiten Tag eine Analyse – Tendenz steigend. Allein im ersten Jahr sind es mehr als 250.362 Die Berichte umfassen in der Regel nur eine Seite: Oben gibt es eine knappe Inhaltsangabe für Leser mit wenig Zeit. Darunter steht, von wo und an welchem Tag der geheime Zuträger seine Erkenntnisse geliefert hat, zum Beispiel Washington, 10.8.1970. Danach folgt der detaillierte Text. Wie auch beim Bundesnachrichtendienst üblich, sind die Namen von Personen in großen Lettern vom Rest abgehoben.


    


    Die Empfänger der Berichte des Stauffenberg-Dienstes Anfang 1971


    


    
      
      
      
      

      
        	
          Exklusiv-Verteiler


          Sonderinformationen, meist mit Informanten-Gefährdung

        

        	
          Normal-Verteiler

        

        	
          Erweiterter Verteiler

        

        	
          Verteiler zu


          kirchlichen Themen


          des Dienstes

        
      


      
        	
          Karl Theodor Freiherr zu Guttenberg,


          MdB CSU

        

        	
          Dr. Hans Neusel363


          Mitarbeiter CDU/CSU-Fraktion, ehemaliger persönlicher Referent Kiesingers

        

        	
          Siehe Normal-verteiler, plus:

        

        	
          Dr. Hans Neusel

        
      


      
        	
          Dr. Hans Globke


          Staatssekretär a.D.

        

        	
          Dr. Friedrich Voß364


          Büroleiter für Franz Josef Strauß in Bonn

        

        	
          Dr. Gerhard Stoltenberg


          ab Mai 1971 Ministerpräsident Schleswig-Holstein

        

        	
          Dr. Friedrich Voß


          

        
      


      
        	
          Dr. Franz Heubl,


          Staatsminister für Bundes


          angelegenheiten und Bevoll-mächtigter des Freistaates Bayern

        

        	
          Dr. Rainer Barzel (oder Willi Rasner365, später)


          CDU/CSU-Fraktions-vorsitzender

        

        	
          Prof. Dr. Walter Hallstein


          MdB CDU


          Vorsitzender Europäische Bewegung International

        

        	
          Karl Theodor Freiherr zu Guttenberg

        
      


      
        	
          Prof. Otto B. Roegele,


          Herausgeber


          »Rheinischer Merkur«

        

        	
          Karl Theodor Freiherr zu Guttenberg

        

        	
          Dr. Herbert Czaja


          MdB CDU


          Vorsitzender des Bundes der Vertriebenen

        

        	
          Dr. Hans Globke

        
      


      
        	
          

        

        	
          Dr. Hans Globke

        

        	
          Alfred Dregger


          MdL Hessen, CDU

        

        	
          Dr. Franz Heubl


          

        
      


      
        	
          

        

        	
          Dr. Heinrich Krone, Bundesminister a.D.

        

        	
          Gerhard Löwenthal,


          ZDF

        

        	
          Prof. Dr. Otto B. Roegele


          

        
      


      
        	
          

        

        	
          Dr. Franz Heubl

        

        	
          Karl-Heinz Hagen


          Ehemals Chefredakteur »Bild«, nun »Welt«

        

        	
          Monsignore Dr. Karl Forster

        
      


      
        	
          

        

        	
          Prof. Dr. Otto B. Roegele

        

        	
          Peter Boenisch


          »Springer«

        

        	
          Karl Gumbel

        
      


      
        	
          

        

        	
          Monsignore Dr. Karl Forster


          Direktor der Katholischen Akademie Bayern und Sekretär der deutschen Bischofs-konferenz

        

        	
          Dieter Cykon


          »Welt«

        

        	
          Dr. Heinrich Krone

        
      


      
        	
          

        

        	
          Karl Gumbel


          Staatssekretär a.D.

        

        	
          Dr. Paul Pucher


          »Münchner Merkur« (ab 75 Chefredakteur)

        

        	
          Dr. Huber (später)

        
      


      
        	
          

        

        	
          Dr. Werner Marx


          MdB CDU

        

        	
          evtl. Axel Springer


          (über Hagen)

        

        	
          nicht immer (selektiv), Prinz Casimir zu Sayn-Wittgenstein

        
      


      
        	
          

        

        	
          Dr. Franz Josef Bach MdB CDU

        

        	
          Leo Schütze


          Bonner Publizist (Hrsg. Gesellschaftspolitische Kommentare)

        

        	
          

        
      


      
        	
          

        

        	
          Dr. Bruno Heck


          Generalsekretär der CDU

        

        	
          Dr. Heinz Riesenhuber366


          Metallgesell-


          schaft AG, Frankfurt/Main

        

        	
          

        
      


      
        	
          

        

        	
          Dr. Rainer Keßler


          Leiter der bayerischen Staatskanzlei – für den Minister-präsidenten Goppel

        

        	
          Dr. Ludwig Huber


          War bis 1970 Bayerischer Staatsminister für Unterricht und Kultus

        

        	
          

        
      


      
        	
          

        

        	
          Prinz Casimir zu Sayn-Wittgenstein


          CDU Hessen

        

        	
          Günter Prinz


          »Bild«

        

        	
          

        
      


      
        	
          

        

        	
          Kirchert

        

        	
          

        

        	
          

        
      

    


    


    Die Empfänger sind handverlesene Mitarbeiter der beiden christlichen Parteien, deren Bundestagsabgeordnete und konservative Journalisten. Der CDU-Bundesvorsitzende Kurt Georg Kiesinger erhält die Berichte über seinen ehemaligen persönlichen Referenten Hans Neusel, CSU-Chef Franz Josef Strauß über seinen Bonner Büroleiter Friedrich Voß.367 Absender ist meist Guttenberg, seltener Stauffenberg oder Langkau.368 Je sensibler die Analysen, desto kleiner fällt der Empfängerkreis aus. Für die Leser mit Interesse an kirchlichen Themen gibt es einen eigenen Verteiler, Hauptthema ist dabei die Haltung des Vatikans.


    Immer wieder warnen die Mitarbeiter des Dienstes ihre Leser, keine wörtlichen Zitate zu verwenden. Anders als beim BND können sie ihre Berichte nicht mit einem Geheim-Vermerk versehen – schließlich sind es keine staatlichen Dokumente. Später muss ein Persönlich-Stempel dafür herhalten, sie als »exklusiv und schutzbedürftig«369 auszuzeichnen. Dann heißt es: »Aus Gründen des Quellenschutzes wird um besonders vertrauliche Behandlung gebeten«370 oder »Gefährdung des Informationswegs oder des Informanten«, gar »Informanten-Gefährdung«. Ohne tatsächliches Wagnis für die Zuträger wären solche Aussagen sinnlos. Handelte es sich um legitime Kontakte, hätten die Mitarbeiter zudem ihre wahren Namen angeben können. Wie Geheimagenten fürchten die Zuträger aufzufliegen, weil ihre Gesprächspartner nicht davon ausgehen, später zitiert zu werden. Es ist mehr ein Verrat des Vertrauens als einer von Staatsgeheimnissen. Doch auch an sensible Dokumente gelangt der Dienst nach eigener Aussage, zum Beispiel an eine Ausarbeitung der amerikanischen National Security Council.371 In den ganz sensiblen Fällen bittet Stauffenberg, die Berichte nach dem Lesen zu vernichten.372


    Langkau und Stauffenberg wollen den Lesern auch Hinweise geben, wie glaubwürdig ihre Meldungen sind. Daher umschreiben sie die Gesprächspartner der Informanten oft mit Worten wie »erfahrener Experte« oder »sehr gut unterrichteter Politiker«. Wenn die Informationen zufällig anfallen, bezeichnen sie diese als »Gelegenheitsinformation«. Die vielen Details enthüllen an der einen oder anderen Stelle, wie manche Zuträger an ihr Wissen kamen: »Das Gespräch fand in vorgeschrittener Nachtstunde nach entsprechendem Alkoholgenuss mit einem Diplomaten eines sozialdemokratisch regierten westlichen Landes statt.«373


    Doch auf welchem Weg gelangt das vertrauliche Wissen nach München? Bei Nachrichtendiensten gibt es dafür Kuriere, verschlüsselte Funkverbindungen und vieles mehr. Das Rätsel lässt sich nur bei wenigen Ausnahmen lösen, weil die Originalmeldungen der Zuträger nicht erhalten sind und die Berichte ihre genaue Herkunft nicht verraten sollen. Es gibt jedoch sogenannte »Eil-Informationen«, die »fernmündlich« – also per Telefon – eintreffen. So gelangt zum Beispiel eine Aussage Titos, dass er Brandt und Nixon warnen wolle, die Sowjets nicht falsch zu beurteilen, schnell zu den Empfängern der Berichte.374 Noch eine weitere Ausnahme gibt es: Über die Ausarbeitungen aus Moskau haben die Verfasser notiert, dass sie den Dienst auf diplomatischem Kurierweg oder per Fernschreiber aus einer westlichen Botschaft erreichten.375 Demnach müssen manche der Informanten zum Botschaftspersonal gehören.


    __________


    


    Auslandsvertretungen spielen für den Dienst eine wichtige Rolle. In ihnen finden die Zuträger einige ihrer Gesprächspartner, bevorzugt Diplomaten der Sowjetunion, der Volksrepublik China und der DDR. Besonders häufig kommt der Botschafter Moskaus in Wien zu Wort, Awerki Borissowitsch Aristow. Vor allem in Frankreich müssen die Informanten über zahlreiche diplomatische Kontakte verfügen. Die Berichte berufen sich auf die chinesische, japanische, jugoslawische, polnische und sowjetische Vertretung in Paris.


    Auch den Botschafter der USA in Bonn, David Kenneth Rush, und den Frankreichs, Jean Sauvagnargues, sprechen Stauffenbergs Unterstützer an. Wobei letzterer die deutschen Christdemokraten aus diplomatischen Gründen nicht offen unterstützen darf. In einer Meldung heißt es: »Gerade weil Sauvagnargues sich als Gesinnungsgenosse der deutschen Opposition empfindet, glaubt er bei Kontakten mit deren Führern größte Vorsicht üben zu müssen, um bei der Bundesregierung keinen Argwohn zu erregen.« 376


    Damit nicht genug. Langkau und Stauffenberg wollen die Kontakte ehemaliger deutscher Diplomaten für sich nutzen. Einer von ihnen ist Karl Werkmeister. Er leitete in den 1950er Jahren im Range eines Botschafters die Vertretung der Bundesrepublik beim Europäischen Wirtschaftsrat in Paris. 1961 wechselte er als Botschafter nach Stockholm. Seinen Ruhestand unterbricht er für die Münchner Gruppe und führt im Februar 1971 mehrere Gespräche in Paris.377 Nur Globke, Guttenberg und der Staatsminister für Bundesangelegenheiten und Bevollmächtigte des Freistaates Bayern, Franz Heubl, sollen erfahren, dass er der Urheber der Texte ist. Sie bekommen den Hinweis, der ehemalige Diplomat habe befreundete Politiker vom französischen Außenministerium, Vertreter der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD), Unternehmer, Bankiers und Publizisten namhafter französischer Zeitungen befragt. Außerdem vermerkt der vertrauliche Zusatz: »Den exklusiven Bericht erhielten wir ohne Kosten auf Grund der bisher gepflegten freundschaftlichen Beziehung.«378 In Werkmeister sieht der Dienst auch einen Kandidaten für Liaison-Aufgaben in europäischen Ländern. Allerdings wird wohl sein fortgeschrittenes Alter – er ist immerhin 73 Jahre – einen langfristigen Einsatz verhindert haben.


    Auf den ersten Blick könnte es harmlos erscheinen, wenn die Informanten die Diplomaten ausfragen oder ehemalige Diplomaten ihre alten Bekannten treffen. Botschafter sollen schließlich die Position ihrer Regierung im Ausland vertreten. Doch Stauffenberg und Langkau wissen sehr wohl, dass sie vertrauliche Informationen weitergeben. Sie mahnen ihre Leser: »In der Anlage wird ein Bericht über einen Vortrag des US-Botschafters in Bonn übersandt, den dieser Mitte Januar vor einem kleinen Kreis in New York gehalten hat. Es gehört zu den Regeln dieser Zusammenkünfte, dass der Gesprächsinhalt nicht an Außenstehende weitergegeben wird. Um entsprechend vertrauliche Behandlung wird daher gebeten.«379


    Die weltweiten Einblicke kosten Geld, auch wenn Langkaus Mitarbeit laut Stauffenberg »verhältnismäßig billig«380 ausfällt. Noch immer gibt es Probleme, genügend Spenden zu beschaffen. Stauffenberg schreibt dazu an Guttenberg: »Auf dem Gebiet der steuerfreien Einschleusung politischen Geldes haben wir im Gegensatz zu den meisten der Empfänger keinerlei Erfahrungen und müssen mühsam erst Wege erkunden.«381


    Sie beschließen daher im November, in München einen Verein, den Arbeitskreis für das Studium internationaler Fragen, zu gründen. Die Idee bestand schon länger.382 Der Verein bietet den Vorteil, dass CDU, CSU und die Wirtschaft nicht an Privatpersonen zahlen, sondern an den Arbeitskreis, der das Geld an Stauffenbergs Dienst weitergibt.


    Die Vorstandsmitglieder sind alle auch Empfänger der Berichte: Den Vorsitz übernimmt der Herausgeber des »Rheinischen Merkurs«, Otto B. Roegele. Stellvertreter wird der ehemalige Minister für die Angelegenheiten des Bundesverteidigungsrates, Heinrich Krone. Das Amt des Schatzmeisters geht an den Rechtsanwalt und CSU-Landtagsabgeordneten Alfred Seidl. Eine Mitgliederliste ist nicht überliefert.


    Der Verein erhält eine etwas weitere Ausrichtung als der Informationsdienst. Die Kritik an der sozialliberalen Regierung dehnen Stauffenberg und seine Unterstützer auf die Sozial- und Wirtschaftspolitik aus. Ziel von SPD und FDP, kritisieren sie, sei ein Staat nach schwedischem Modell.383 Eine Ausarbeitung zum Arbeitskreis im Nachlass von Guttenberg von einem unbekannten Verfasser rügt die gestiegenen Löhne.


    Später betont Stauffenberg stets, der Verein sei von seinem Dienst vollkommen unabhängig, er habe nur ab und zu von ihm Geld erhalten.384 Zudem sei er kein Mitglied gewesen, habe nur am Anfang beratend geholfen. Dies soll wohl verschleiern, wie eng Dienst und Verein miteinander verzahnt sind – gerade in Fragen der Finanzierung. Die erwähnte Ausarbeitung zum Arbeitskreis für das Studium internationaler Fragen unterscheidet nicht grundlegend zwischen Dienst und Verein. Drei Aufgaben soll letzterer bekommen: Informationen für die derzeitige Opposition liefern und Liaison mit »tragfähigen Verbindungen mit politisch maßgeblichen Personen christdemokratisch-konservativer Richtung im Ausland« vermitteln.385 Zudem sollen ausgewählte deutsche und ausländische Journalisten Hinweise erhalten.


    Langkau schlägt außerdem vor, sogenannte Außenpolitische Akzente herauszugeben. Sie sollen regelmäßig die Meldungen der vergangenen zwei Wochen ohne Quellenangabe zusammenfassen. Die Leser dürfen die Inhalte sinngemäß verwenden, jedoch nichts wörtlich zitieren. Die Meldungen des Exklusiv-Verteilers bleiben dem engsten Kreis vorbehalten.386


    


    
      
      

      
        	
          Arbeitskreis für das Studium internationaler Fragen e.V.


          München, eingetragen am 13. Januar 1971

        
      


      
        	
          Vorsitzender

        

        	
          Dr. Otto B. Roegele 1971–1986

        
      


      
        	
          Stellvertretender


          Vorsitzender

        

        	
          Dr. Heinrich Krone 1971–1986

        
      


      
        	
          Schatzmeister

        

        	
          Dr. Alfred Seidl 1971–23. Juli 1980


          Florian Harlander 23. Juli 1980 – 5. Juli 1986

        
      


      
        	
          Liquidatoren

        

        	
          Florian Harlander und


          Hans Christoph von Stauffenberg

        
      

    


    


    Am 16. Dezember 1970 erscheint die erste Ausgabe. Guttenberg kündigt unter anderem dem CDU-Abgeordneten Werner Marx an, er erhalte die Außenpolitischen Akzente ab sofort etwa alle 14 Tage an seine Privatadresse. Viel erfährt der Parlamentarier nicht zur genauen Herkunft: Quelle, so Guttenberg, seien »öffentlich nicht zugängliche Informationen«.387 Sachkenner mit großer internationaler Erfahrung und ebensolchem Bekanntenkreis hätten die Unterlagen ausgearbeitet.


    Er mahnt seinen Fraktionskollegen: »Ich darf Sie bitten, diese Informationen strikt vertraulich zu behandeln und keinesfalls in irgendeiner Weise wörtlich zu verwenden. Ich bitte auch Sorge dafür zu tragen, dass die Außenpolitischen Akzente nicht in die Hände Dritter gelangen.«388 Die Einzelnachrichten seien noch diskreter zu behandeln.


    Die erste Ausgabe389 fasst den Zeitraum vom 10. November bis zum 23. November 1970 auf drei Seiten zusammen. Es gibt Meldungen aus Washington, New York und Moskau. Lob kommt vom Vorsitzenden des Bundes der Vertriebenen und CDU-Bundestagsabgeordneten Herbert Czaja: Er schreibt, gerne würde er wieder einmal den internen Dienst, also den Stauffenberg-Dienst, lesen.390


    Pressekontakte


    Zwar glauben Langkau und Stauffenberg, dass sie ein paar konservative Journalisten an ihrer Seite haben, dennoch meinen sie, die restliche Presse arbeite nicht erst seit dem Beginn der sozialliberalen Regierung gegen sie: Zu seiner Zeit im BND rügte Langkau als Leiter des Strategischen Dienstes bereits den angeblichen linken Tenor der meisten Berichterstatter. 1967 schlug er Guttenberg vor, gegenzusteuern.391


    Im Mai 1971 schreibt der unbekannte Verfasser der Ausarbeitung zum Arbeitskreis für das Studium internationaler Fragen: »Ferner ist publizistisch die Verbreitung im Ausland manchmal ungenügend bekannter oder nicht beachteter Absichten und Argumentationen der deutschen Opposition in der westlichen Publizistik anzustreben.«392 Sprich, es ist für Stauffenbergs Dienst wichtig, die Presse im passenden Sinne zu informieren.


    Wer in ihrem Sinne denkt und schreibt, dem gegenüber öffnet sich der Dienst. Auf den Verteilerlisten stehen vor allem Mitarbeiter des Verlagshauses Axel Springer, des »Rheinischen Merkur« und des »Münchner Merkur«. Neben der passenden politischen Ausrichtung müssen sie außerdem hinreichend diskret sein. Dazu zählt Guttenberg in besonderer Weise Peter Boenisch, damals Chefredakteur der »Bild am Sonntag«.393


    Regen Austausch pflegt der CSU-Politiker mit dem Fernseh-Moderator Gerhard Löwenthal. Dessen zweiwöchentliches »ZDF-Magazin« nennt Guttenberg eine »wahre Labsal«.394 Der Journalist gilt mit seinen kritischen Beiträgen zur DDR und anderen kommunistischen Staaten Osteuropas als einer der profiliertesten Gegner von Brandts Entspannungspolitik. So leitet Guttenberg an Löwenthal immer wieder Meldungen des Dienstes weiter.395


    Ganz anders beurteilen er und Langkau die ZDF-Gegensendung »Kennzeichen D – Deutsches aus Ost und West«. Ihr Vorwurf: Deren Leiter, Hanns Werner Schwarze, mache unterschwellig Propaganda für die DDR. Guttenberg schreibt an Langkau: »Er gehört zu jenen, die ich meine, wenn ich immer wieder versuche, die Menschen davor zu warnen, dass unter der Ägide von Brandts Ostpolitik die Trennungslinien zwischen Freiheitlichem Rechtsstaat und Kommunistischer Tyrannis verwischt wird.« 396


    Daher gelte es, die Journalisten der eigenen Denkungsart zu fördern. Als einen von ihnen macht Guttenberg Dieter Cycon, außenpolitischer Ressortleiter und Kommentator der Zeitung die »Welt« aus. Er schreibt ihm: »Mit sehr großer Zustimmung habe ich Ihren Artikel Fragezeichen hinter Nixons Politik gelesen. Erlauben Sie mir zu sagen, dass Sie nach meiner Kenntnis in der ganzen deutschen Publizistik der Einzige sind, der diese geschichtlichen Zusammenhänge und Gefahren so klar und einleuchtend darzustellen vermag.«397 1971 veröffentlicht Cycon das Buch »Es geht um die Bundesrepublik – eine kritische Wertung der Außenpolitik Willy Brandts«398. Kritiker titulieren ihn als »berufsmäßigen Entspannungsgegner«. Guttenberg schlägt vor: »Ich möchte Ihnen in diesem Zusammenhang gerne sehr vertraulich vorschlagen, eine etwas nähere Verbindung zwischen Ihnen und einer für CDU und CSU arbeitenden Gruppe zu knüpfen, die sich um Hintergrund-Informationen aus dem Ausland bemüht.«399 Er bietet dem Journalisten ein Gespräch mit Stauffenberg an. Langkau informiert er: »Meines Erachtens müssen wir diesen Mann, der mehr als irgendein anderer in der deutschen Presse hinter die Kulissen der Geschichte zu schauen versteht, besser als bisher bedienen.«400 Zwei Tage später antwortet der Journalist, der Vorschlag interessiere ihn sehr und er würde sich über eine solche Verbindung sehr freuen.401 Bald steht er auf der erweiterten Verteilerliste des Dienstes.


    Nicht immer läuft die Zusammenarbeit mit den Journalisten reibungslos. Im November 1970 finden die Mitarbeiter des Münchner Dienstes eine ihrer Informationen wortwörtlich in der »Welt« zitiert.402 Daher überlegt Langkau, die Journalisten der Zeitung aus dem Verteiler zu streichen.403 Um welchen Artikel es sich genau handelt, lässt sich nicht mehr ermitteln. Auffällig ist jedoch, dass die Wochenzeitung »Die Zeit« damals einen Gegenartikel zur Berichterstattung der »Welt« veröffentlicht. Die »Welt« hatte wohl Zweifel des jugoslawischen Präsidenten Tito an Brandts Ostpolitik veröffentlicht. Den Aussagen des Berichts geht »Zeit«-Journalist Christian Schmidt-Häuer nach und fragt den jugoslawischen Außenminister Mirko Tepavac, der in der »Welt« wohl zitiert wurde: »Was ist an jenem Pressebericht, demzufolge Belgrad Bundeskanzler Brandt zu einer vorsichtigeren und reservierteren Ostpolitik rät? ›Es versteht sich von selbst‹, antwortete er spontan, ›dass solche Gerüchte ohne irgendwelche Grundlage sind‹.«404


    Die Berichte des Dienstes in dieser Zeit ähneln in der Tat den Artikeln der »Welt«. Einer der Informanten liefert eine Meldung von mehreren dieser Tonart: »Tito hat Präsident Nixon in überaus dringlicher Weise auf die von der SU drohenden Gefahren hingewiesen.«405 Brandt wolle er bei seinem Besuch in Bonn ebenso warnen. Ob nun genau diese Berichte von Stauffenbergs Dienst die »Welt«-Redaktion zu der Tito-Berichterstattung hingerissen haben, bleibt offen. Sie zeigen jedoch, dass die vertraulichen Hintergrundinformationen in öffentlichen Zeitungsartikeln durchaus für journalistische und vermutlich auch diplomatische Auseinandersetzungen sorgen konnten.


    __________


    


    Eine ganz besonders enge Verbindung möchte Guttenberg zum Verleger Axel Springer knüpfen und ihn als Sponsor für den Dienst gewinnen. Nach ihrem Gespräch im Frühjahr 1971 schwärmt der CSU-Abgeordnete, er habe einen »Gleichklang der Ideen«406 feststellen können. In seinem Dankesbrief betont er: »Denn wie gesagt, am Ende können einige wenige das Entscheidende tun. Nur ist es nötig, dass diese sich untereinander kennen und in Kontakt bleiben.«407 Dabei denkt Guttenberg natürlich an den Münchner Dienst. Er schreibt: »Beigelegt finden Sie einige Informationen aus dem CDU-Dienst, von dem ich Ihnen berichtete. Es handelt sich dabei um Meldungen, die nur einem ganz kleinen Kreis von CDU/CSU-Führungskräften (8–10 Personen) zugegangen sind, so dass ich um besonders vertrauliche Behandlung bitte«.408


    Wenig später bittet der Parlamentarier bei Springers rechter Hand im Verlag, Claus Dieter Nagel, um einen erneuten Termin mit Springer.409 Da es sich um eine »delikate« Angelegenheit handele, wolle er sie lieber mündlich als schriftlich erläutern. Bereits fünf Tage zuvor hatte Nagel signalisiert, die Muster gelesen zu haben. Da sie großes Interesse daran hätten, fragt er nach den Kosten.410 Zudem benennt Nagel zum Gesprächspartner des Verlags zum Thema »Dienst« Hermann Franz Gerhard Starke411, Springer-Repräsentant in Bonn. Dieser soll die Entscheidung des Verlags nach Pfingsten bekanntgeben.412 Sie ist leider nicht überliefert.


    

  


  
    

    KOOPERATION


    Langemann und der Mossad


    Während Langkau und Stauffenberg ihren Verein, den Arbeitskreis für das Studium internationaler Fragen, gründen und die ersten Außenpolitischen Akzente veröffentlichen, steht für ihren ehemaligen BND-Kollegen Hans Langemann ein Umzug an. Mitte November 1970 nimmt er seine Arbeit als auslandsnachrichtendienstlicher Berater der Olympischen Spiele auf.413 Die Stelle gehört zwar zum Bayerischen Staatsministerium für Unterricht und Kultus, doch zieht er nicht in dessen Räume. 414 Im noblen Münchner Stadtteil Nymphenburg hat sein Arbeitgeber angeblich aus Platzmangel415 ein Büro in der Bruckmannstraße angemietet, eigentlich eine exquisite Wohngegend und kein Büroviertel.416 Dort soll Langemann mit seinen beiden Mitarbeiterinnen, ebenfalls zuvor BND-Beschäftigte, Informationen sammeln und Berichte für Willi Daume, den Präsidenten des Organisationskomitees der Münchner Spiele, schreiben. Seine Aufgabe im Beamtendeutsch: »Beobachtung und Auswertung aller gegen die Olympischen Spiele gerichteten Angriffe, sowie Vorschläge, wie dem zu begegnen sei.«417


    Langemann interpretiert dies auf seine Weise: Er beschließt, teils in Anlehnung an den BND, teils mit eigenen Informanten »Störfaktoren« für die Spiele auszumachen.418 Anders als Polizeipräsident Manfred Schreiber, entwickelt er kein Ordnungs- und Sicherheitskonzept. Der ehemalige Nachrichtendienstmitarbeiter will Gefahren aufklären.


    Außerdem besitzt Langemann eine Nebenbeschäftigung; das hält die Ausarbeitung zum Arbeitskreis für das Studium internationaler Fragen im Nachlass Guttenbergs fest: Es sei gelungen, eine »weitere Arbeitsgruppe zu koordinieren, die im Zusammenhang mit der Vorbereitung der Olympischen Spiele im Staatsministerium für Unterricht und Kultus eingegliedert ist«.419 Dazu gibt es noch eine Anmerkung, die stutzig macht: »Diese Koordinierung, die sich seit Juli 1970 mittelbar auswirkt, hat zur Folge, dass einige Informationen im Bereich der CSU (Staatsminister a.D. Huber in Richtung Dr. h.c.F.J. Strauß) doppelt auftraten.«420 Im Sommer heißt Langemanns Arbeitgeber schließlich noch Bundesnachrichtendienst. Demnach muss er schon zu dieser Zeit Berichte verfasst haben, die seinen zukünftigen Chef Ludwig Huber421 Vizepräsident des Organisationskomitees der Olympischen Spiele, sowie den CSU-Vorsitzenden Strauß erreichten.


    Es gibt noch mehr Seltsames: Die Empfänger von Langemanns Olympia-Analysen – vor allem Willi Daume und Ludwig Huber – werden sich später öffentlich an keine Meldungen von besonderer Bedeutung erinnern können.422 Dabei müssten die Berichte mit Blick auf das Attentat der Palästinenser auf die Olympia-Mannschaft der Israelis 1972 besonders wichtig sein. Wer die Berichte heute selbst einsehen möchte, wird im Bayerischen Hauptstaatsarchiv nicht fündig.423 Langemanns offizielle Arbeit ist damit bisher spurlos verschwunden. Das kann viele Gründe haben: Die Überlieferung steht noch aus, oder die Akten wurden vernichtet – was regulär bei weniger wichtigen Akten durchaus geschieht, auch zu den Olympischen Spielen 1972. Oder sie lagern in einem Bestand, der nicht zum Kultus- oder zum Innenministerium – Langemanns offiziellen Ressorts – gehörte. Dass die Akten nicht auffindbar sind, muss daher nicht per se politische Gründe haben.


    Langemanns inoffizielle Arbeit hingegen ist auffindbar. Seine Berichte für Stauffenbergs Gruppe sind nämlich zu identifizieren. Dies ist dem Umstand zu verdanken, dass sich wohl ein paar CSU-Empfänger beschwert hatten, sowohl von Langemann als auch von Stauffenberg unterrichtet zu werden, also die Berichte doppelt erhalten zu haben. Daher versieht Stauffenberg ab März 1971 diese Ausarbeitungen mit einem Vorspann:424 Die Meldung, heißt es, stamme aus einem »Bereich, dessen Koordinierung vorbereitet« werde. Danach zu urteilen, machen Langemanns Berichte im ersten Jahr 5 Prozent aller Meldungen aus und erreichen den Münchner Dienst fast immer aus Rom oder Paris.425 Die Quellen von Stauffenbergs neuem Partner Langemann berichten über die Kommunistische Partei Italiens und den Dialog des Vatikans mit der Volksrepublik China426 genauso wie über das Verhältnis Sowjetunion und USA in Sachen Naher Osten. Im September 1971 kann ein Informant Langemanns den französischen Staatspräsidenten Pompidou zitieren, er rechne für den Herbst mit einer schweren wirtschafts- und währungspolitischen Krise für die Bundesregierung.427 Hinweise auf die Olympischen Spiele finden sich keine.


    Dass die meisten Berichte aus Italien kommen, hat gute Gründe: Der BND hatte Langemann, wie schon beschrieben, in Rom eingesetzt. Dort verfügt er unter anderem über Kontakte zu Aristide Brunello, einem römischen Prälaten, Jahrgang 1915.428 Brunello ist Autor mehrerer religiöser Bücher und verfügte wohl über Zugang zum Vatikan. Auch für Stauffenberg liefert der Italiener zu Beginn einige Berichte. Später scheitert die Zusammenarbeit, da Stauffenberg und seine Mitarbeiterin kein Italienisch können.429 Allerdings spricht Langemanns Mitarbeiterin Italienisch, daher wäre es sicher sinnvoll gewesen, dass sie die Verbindung weitergeführt hätte. 430 Warum dies nicht geschehen sein soll, wirft Fragezeichen auf. Es gibt Ende der 1970er Jahre noch ein Konto, das Stauffenberg für den Informanten eingerichtet haben soll.431 Demnach war er für den Dienst auch zu der Zeit noch aktiv.


    Wie Langkau kann Langemann seine ehemaligen BND-Zuträger also weiterbeschäftigen – allerdings mit dem Unterschied, nicht auf Spenden angewiesen zu sein. Ihm stellt 1971 das Land Bayern 91.254 Mark, ein Jahr später 108.491 Mark, an Mitteln für »operative Zwecke« zur Verfügung.432 Der neue Berater für die Olympischen Spiele muss zudem keine genaue Finanzprüfung fürchten. 1982 zieht die Opposition des Bayerischen Landtags das Fazit: »Die jeweiligen Abrechnungen waren nur dienstliche Versicherungen des Herrn Dr. Langemann. Sie mussten lediglich inhaltlich schlüssig und rechnerisch in Ordnung sein.« 433


    Ende November 1970 stärkt die bayerische Landtagswahl Stauffenberg, Langemann und ihren Unterstützern politisch den Rücken: Erstmals gewinnt die CSU mehr als die Hälfte der Wählerstimmen.


    Israelische Freunde


    Nicht nur Langemann will Stauffenbergs Dienst einbinden. Langkau will ebenso einen alten Weggefährten, den ehemaligen Chef des israelischen Geheimdienstes Mossad, Meir Amit, zu einer Kooperation anregen. Wie schon erwähnt, war Langkau Leiter des Strategischen Dienstes zu BND-Zeiten für den Kontakt zum israelischen Geheimdienst zuständig.


    Sein Gegenpart Amit hatte bereits als 15-Jähriger der Hagana angehört, einer zionistischen paramilitärischen Untergrundorganisation in Palästina während des britischen Mandats. Nach der Gründung des Staates Israels trat er den israelischen Streitkräften bei und kämpfte gegen die arabischen Truppen der Nachbarstaaten. 1952 stieg er in den Generalstab auf und neun Jahre später zum Chef des militärischen Nachrichtendienstes. 1963 übernahm er für fünf Jahre die Leitung des Mossads.434


    1970 arbeitet der Israeli bereits seit zwei Jahren in der Privatwirtschaft. Amit ist Direktor bei der Holdinggesellschaft Koor Industries Ltd. in Tel Aviv. Das Unternehmen besitzt unter anderem Beteiligungen in den Bereichen Agrarchemie und Telekommunikations-Technologie.


    So wie Langkau nicht ganz aus seinem Geheimdienst-Metier aussteigen möchte, will Amit seine alten Beziehungen ebenfalls nicht ruhen lassen. Daher schreibt er seinem »lieben Freund«435 Langkau und schlägt ein Treffen vor.


    Am 30. Juni 1971 kommen die beiden in Frankfurt am Main zusammen. Der ehemalige BND-Mitarbeiter zitiert den Israeli in seinen Notizen: »Wir haben an einer Aufnahme besonderer Beziehungen Interesse, zumal die zur heutigen deutschen Bundesregierung mäßig sind. Wir sind der Ansicht, dass ein bedeutender Austausch von Informationen den Aufbau einer Basis erneuter, künftiger Zusammenarbeit einleiten könnte.«436 Wir, damit meint Amit die Premierministerin Golda Meir und deren Verteidigungsminister Mosche Dajan, als deren Vertrauter er sich gegenüber Langkau zu erkennen gibt. Das zeigt, wie bedeutsam sein Angebot ist.


    Eine Einschränkung macht der Israeli: Seine Tätigkeit für Koor Industries437 erlege ihm eine besondere Vorsicht auf. Die Liaison solle daher »vorerst nur auf privaten, aber nachrichtendienstlich abgeschirmten Linien stattfinden«438. Er beauftrage einen Mann seines Vertrauens, die Einzelheiten des Meinungsaustausches festzulegen. Der Postweg soll über Mittelsmänner aus der Wirtschaft laufen. Der Ex-Mossad-Mann warnt: »Ich vertraue darauf, dass unsere eigenen Informationen ausschließlich und allein an diejenigen Persönlichkeiten der Opposition gehen, die Sie mir als Urheber Ihres Auftrages genannt haben. Für Ihre Unterrichtungen garantiere ich dieselbe Sicherheit.«439


    Langkau erhofft sich von seinem Partner wertvolle Hinweise, er notiert sich: »Der Austausch von Informationen wird aufgrund alter Erfahrungen voraussichtlich wertvolle Hinweise ergeben, zum Beispiel auf arabische, sowjetische und amerikanische Politik und Absichten.«440 Am 25. Oktober 1971 erreicht die erste »Freund-Information« aus Israel den Münchner Dienst – ein Lagebericht aus dem Nahen Osten, unter anderem zur Situation in Ägypten und im Sudan.441


    Da der Stauffenberg-Dienst nicht nur Informationen sammeln, sondern seinen Unterstützern auch Kontakte vermitteln will, frohlockt Langkau, er könne über Amit dem CSU-Vorsitzenden Strauß jetzt eine Verbindung nach Israel ermöglichen. Der CSU-Vorsitzende hatte wohl kritisiert, die Opposition verfüge über zu wenige Kanäle. An Guttenberg schreibt Langkau: »Hier liegen nun Möglichkeiten auf dem Präsentierteller.«442 Und weiter: »Soweit ich F.J. beurteile, wird er gerne schnell aktiv werden wollen. Ich rate davon dringend ab, schlage aber vor, ihm nahezulegen, ein unauffälliges (!) Zusammentreffen mit General A. (Amit) durch uns arrangieren zu lassen.« 443 Ob es zu dem Treffen kam, ist nicht überliefert.


    Sicher ist, dass der Dienst auch schon früher über einen Vertrauensmann noch weitere hochrangige israelische Gesprächspartner hatte: Langkau rechnet dazu Ehud Avriel, Vorsitzender des Zionistischen Exekutiv-Komitees und ab 1974 Generalkonsul in Chicago, den späteren Staatspräsidenten Schimon Peres, damals Minister unter Golda Meir, und den Botschafter in Paris, Asher Ben-Natan.444 Die erste Meldung aus Tel Aviv stammt auch schon vom 9. August 1970 aus dem privaten Kreis des stellvertretenden Ministerpräsidenten Jigal Allon.445


    Wie lange Langkaus Kontakt zu Amit bestehen bleibt, lässt sich nicht nachprüfen. 1977 wird sich der Israeli für eine neue Karriere entscheiden: Er gründet mit politischen Freunden die konservative Dash-Partei,446 zieht als Abgeordneter in die Knesset ein und wird unter Ministerpräsident Menachem Begin Verkehrs- und Kommunikationsminister.447


    

  


  
    

    »EIN MONSTRUM«


    Der Moskauer Vertrag


    Zurück in den Sommer 1970: Ende Juli ist Außenminister Walter Scheel (FDP) mit einer großen Delegation aus Diplomaten, Mitarbeitern des Auswärtigen Amtes und Vertretern der SPD- und FDP-Fraktion nach Moskau gereist. Staatssekretär Bahr und Botschafter Allardt begleiten ihn. Ihr Ziel: sie wollen den deutsch-sowjetischen Vertrag unterschriftsreif aushandeln. Die Lage könnte aussichtsreicher sein. Scheel und seine Begleiter belastet die Veröffentlichung des sogenannten Bahr-Papiers, das die »Bild«-Zeitung gedruckt hatte, und das Gromyko-Papier, das Guttenberg und Marx veröffentlicht hatten.448 Seitdem steht die Regierung auch in den eigenen Reihen in der Kritik, vor allem vom rechten Flügel der FDP. In Bonn machen Gerüchte die Runde, die CDU wolle einige Abgeordnete der Regierungskoalition kaufen.449 Dem Kanzler wird zugetragen, der Sozialdemokrat Hupka plane, zur Fraktion der CDU/CSU zu wechseln. Das passiert in der Tat, allerdings anderthalb Jahre später.


    Die Indiskretionen der Opposition haben auf der sowjetischen Seite ebenso Blessuren hinterlassen. Gromyko erklärt bei der ersten Besprechung im Spiridonow-Palais gereizt, er sei verärgert, und stellt klar: »Die Opposition hat von einem Gromyko-Papier gesprochen. Sie hier um diesen Tisch herum werden doch nicht bezweifeln, dass ich Gromyko bin, und ich kenne das Papier nicht.«450 Die diskreditierenden Veröffentlichungen engen aus Sicht des sowjetischen Außenministers den Verhandlungsspielraum für beide Seiten ein. Jede Änderung werde nun zur Prestigefrage. Auch Bahr spürt den politischen Druck und schreibt dem Kanzler aus Moskau: »Das Ganze wird auch eine Probe unserer Seriosität. Wir arbeiten wie Sträflinge.«451


    Wie kaum anders zu erwarten war, laufen die Verhandlungen zunächst schwierig. Vor allem auch, weil Scheel die sowjetische Seite mit Forderungen konfrontiert. Die Regierung der UdSSR will jedoch keinen Punkt mehr ändern.


    Erst ein Augustnachmittag auf Gromykos Datscha und ein gemeinsamer Spaziergang der beiden Außenminister bringen die entscheidende Wende.452 Sie finden eine Möglichkeit, eine Brücke zwischen dem Gewaltverzicht und der Achtung der gegenwärtigen Grenzen zu schlagen. Bundeskanzler Brandt kann sich auf die Unterzeichnung vorbereiten.


    Der Gefahr, wieder ins Kreuzfeuer der Opposition zu geraten, will Bahr dieses Mal vorbeugen. Er rät dem Kanzler, zunächst nur die Fraktionsvorsitzenden zu informieren und nicht den Auswärtigen Ausschuss. Stattdessen solle die Koalition eine mit den sowjetischen Verhandlungspartnern abgesprochene Version selbst veröffentlichen. Brandts Vertrauter Bahr notiert sich: »Es muss diesmal unter allen Umständen sichergestellt sein, dass die Regierung eine gute Sache selbst verkündet und nicht durch Indiskretionen, die einen falschen Drall und außerdem unvollständig erfolgen, abermals in eine Verteidigungsposition gedrängt wird.«453


    Alles läuft gut, die Presse bringt keine spektakulären Enthüllungen. Am 12. August 1970 unterzeichnen Brandt und Scheel sowie Gromyko und der sowjetische Ministerpräsident Kossygin feierlich den Moskauer Vertrag. Beide Seiten verpflichten sich, den Frieden und die Grenzen zu achten, die Entspannung zu fördern und normale Beziehungen aufzubauen. All dies soll ohne Widerspruch zu einer möglichen deutschen Wiedervereinigung möglich sein. Zu diesem Punkt hat die Bonner Regierung Gromyko den »Brief zur Deutschen Einheit« übergeben.


    __________


    


    Der erste große Erfolg der neuen Ostpolitik bringt selbst die politischen Gegner zum selbstkritischen Nachdenken – allerdings nicht zum Umdenken, wie sich noch zeigen wird. Unmerklich beginnt die Front der CDU und CSU etwas zu bröckeln, vielleicht auch, weil Guttenberg und Marx mit ihrer Veröffentlichung des Gromyko-Papiers aus Sicht mancher Parteikollegen zu weit gegangen sind. Hatten sich die Christsozialen noch geweigert, einen Vertreter mit nach Moskau zu schicken, bedauern dies CSU-Vorsitzender Strauß und der Generalsekretär der CDU, Bruno Heck, im Nachhinein.454


    Den politischen Klimawechsel registriert auch der kleine Dienst in München. Am Tag der Unterzeichnung wendet sich Langkau an Guttenberg und rügt die zögerliche Kritik der Opposition.455 Guttenberg schreibt zurück, es handele sich um ein »Monstrum von Vertrag«456, gegen das er in der Öffentlichkeit hart vorgehen werde. In seinen Erinnerungen fragt der CSU-Politiker rhetorisch: »Was verspricht sich Herr Bahr davon, die Sowjetunion in ihrer Hegemoniestellung zu bestärken, wie der Moskauer Vertrag dies ohne Zweifel tut?«457


    Oppositionsführer Rainer Barzel signalisiert zur selben Zeit dem Kanzleramt, die CDU/CSU-Fraktion sei bereit zum Gespräch mit der Bundesregierung. Zwar beharrt die Opposition auf ihrer Kritik, die sozialliberale Koalition habe in Moskau zu viele Zugeständnisse gemacht, sie ändert dennoch ihre Taktik: Bei den anstehenden Verhandlungen über Berlin wollen CDU und CSU mehr eingebunden sein.458


    Vor allem die östlichen Gesprächspartner von Stauffenbergs Dienst prophezeien den konservativen Parteien eine herbe Niederlage ihrer Politik. Alexei Adschubei, der Schwiegersohn des ehemaligen Regierungschefs im Kreml, Nikita Chruschtschow, wirft ihnen laut einem Bericht vor, sie hätten früher selbst die Initiative ergreifen sollen. Der sowjetische Journalist betont, schon zu Zeiten, als CDU und CSU noch an der Macht waren, habe es eine Chance für Verhandlungen gegeben: »Mein Schwiegervater hat als erster die Idee eines Abkommens mit der Bundesrepublik gehabt.« 459


    Ein anderer Bericht lässt den polnischen Parteichef Władysław Gomułka in einem vertraulichen Gespräch zu Wort kommen. Er soll demnach keinen Zweifel daran haben, dass Brandt den Moskauer Vertrag durchsetzen kann. Der Informant zitiert ihn: »Die CDU/CSU ist erledigt, sie hat eigentlich nur noch die Möglichkeit, den heutigen Regierungschef durch einen Mordanschlag zu beseitigen.«460 Ob sich Gomułka tatsächlich zu so einer harschen Äußerung hinreißen ließ, ist nicht nachprüfbar.


    Östliche und westliche Einsichten


    Im Oktober 1970 reisen zwei von Stauffenbergs Informanten durch Russland und Polen. Sie treffen Politiker, Journalisten sowie Geistliche und versuchen ein Stimmungsbild der beiden Länder zu zeichnen. Sie skizzieren, wie knapp Grundnahrungsmittel und das Einkommen in Russland sind. Sie umreißen, wie die polnische Regierung gegen Juden vorgeht oder die Sowjetunion gegen angebliche Regimekritiker.461 Wie schon erwähnt, steht jedem von Stauffenbergs Helfern ein Budget für solche Unternehmungen zur Verfügung.


    Ein geheimer Zuträger gibt vor allem aus Polen die Kritik der dortigen Diplomaten am deutsch-sowjetischen Vertrag wieder. Das dürfte die Leser der Berichte besonders interessieren.462 Die Gesprächspartner des Informanten bemängeln, das deutsch-sowjetische Abkommen stärke die Rolle Moskaus und schwäche Polens eigene Verhandlungsfreiheit. Stattdessen verweile ihr Land auf diese Weise in seinem »Satelliten-Status«.463 Die Diplomaten fordern, die Oder-Neiße-Linie im zukünftigen deutsch-polnischen Vertrag klar zu formulieren und nicht allgemein wie im deutsch-sowjetischen.464 Die Regierungen beider Länder verhandeln derweil bereits in der sechsten Runde. Das Abkommen stehe kurz bevor, kündigt Außenminister Scheel in New York an.465


    Weniger erfolgreich verlaufen die parallelen Verhandlungen der USA, Großbritanniens, Frankreichs und der Sowjetunion. Sie wollen ein Abkommen über Berlin auf den Weg bringen und das Leben der Menschen in der geteilten Stadt erleichtern. Die Westmächte möchten, dass Bürger der Bundesrepublik einfacher West-Berlin erreichen können. Bisher kostet der Transitverkehr durch die DDR Nerven und Zeit. Außerdem wollen die Vier Mächte ihre Rolle für die Zukunft Berlins aushandeln. Seit einem halben Jahr tagen deshalb die alliierten Botschafter im früheren Kontrollratsgebäude in West-Berlin regelmäßig.


    In der ersten Novemberhälfte 1970 erreichen Stauffenberg zu den Besprechungen der Alliierten mehrere eilige Hinweise – vor allem aus Washington. Stauffenberg schickt sofort eine kurze Meldung an die Empfänger seiner Berichte über den Stand der Verhandlungen und darüber, wer zu welchen Kompromissen bereit sein könnte.466 Am 13. November geht eine besonders sensible, geheim übermittelte Information nur an Kiesinger, Strauß und Globke.467 Danach sollen die Sowjets für West-Berlin als Kompromiss den Status des Fürstentums Liechtenstein angeregt haben. Der Vorschlag zeichne sich dadurch aus, dass es eine eigene Staatlichkeit gebe und gleichzeitig ein anderes Land die Auslandsinteressen wahrnehme. Liechtensteins Partner ist die Schweiz, für West-Berlin wäre dies dann die Bundesrepublik. Auch Bahr hatte in seinem Gespräch mit Gromyko in Moskau Liechtenstein erwähnt468 – ein Umstand, über den Stauffenbergs Dienst informiert ist. Sonst könnte nicht im Bericht stehen: »Egon Bahr hat bereits in seinen Vorverhandlungen in Moskau auf Liechtenstein als brauchbares Modell für West-Berlin hingewiesen.«469 Das zeigt, dass jemand Zugang zu den Protokollen aus Moskau gehabt haben muss. Als weitere mögliche Modelle erwähnt die Meldung des Stauffenberg-Dienstes Andorra und San Marino. 470 Ende November heißt es in einem weiteren Bericht, die Informationen seien inzwischen als zuverlässig bekannt.471 Wie auch immer – durchsetzen wird sich das »Modell Liechtenstein« nicht. Die Verhandlungen zum Viermächteabkommen dauern auch noch fast ein Jahr.


    Brandts Kniefall


    Kanzler Willy Brandt steht Anfang Dezember 1970 vor der emotionalsten Etappe seiner Ostpolitik – der Aussöhnung mit Polen. Sechs Millionen Opfer musste das Land unter der Schreckensherrschaft des Nationalsozialismus beklagen, die Hälfte davon Juden. Neue schmerzhafte Wunden entstanden mit der Konferenz in Jalta im Februar 1945: Franklin D. Roosevelt (USA), Winston Churchill (Vereinigtes Königreich) und Josef Stalin (UdSSR) bestimmten nicht nur Polens Nachkriegsgrenzen, sondern sie fassten den Beschluss, die Bevölkerung den Grenzen anzupassen: Im Westen musste so die deutsche, im Osten die polnische Bevölkerung umsiedeln. Für Millionen Menschen begann ein Exodus, bei dem Hunderttausende erfroren, ertranken, erschossen oder vergewaltigt wurden. Der Schrecken prägte Nachkriegsdeutschland wie Nachkriegspolen.


    Im Sommer 1945 bestätigte die Potsdamer Konferenz die Grenzen, wies sie jedoch als provisorisch aus. Endgültig sollte dies ein Friedensvertrag regeln. Diese Klausel legte später die westdeutsche Öffentlichkeit bis in die sechziger Jahre hinein so aus, dass eine Revision der Grenzen noch möglich sei. Nun, Ende 1970, verkündet der Kanzler: »Die Zeit ist gekommen, für den Schlussstrich und den Neubeginn.«472 Damit erzürnt Brandt die Mitglieder der Vertriebenen-Verbände wie auch viele Mitglieder von CDU und CSU.


    Von der Verhandlungsbereitschaft der Union ist nach dem deutsch-sowjetischen Vertrag im späten Herbst wenig übriggeblieben: Erst lehnten die Mitglieder des Fraktionsvorstandes es ab, einen Beobachter für die Verhandlungen in Warschau zu entsenden. Dann weigerte sich Barzel, den Kanzler zur Unterzeichnung nach Warschau zu begleiten.473 Und zu guter Letzt brachte die Fraktion kurz vor Brandts Abreise noch einen Gegenantrag zum deutsch-polnischen Vertrag in den Bundestag ein.474 Zwischen Opposition und Regierung herrschen eisige Zeiten.


    Leicht, weiß Brandt, wird seine Reise nach Warschau innenpolitisch nicht. Außenminister Scheel und seine Regierungsdelegation haben den Vertrag mit den polnischen Regierungsmitgliedern in allen Punkten vorbereitet.475 Sie öffnen den Weg für deutsche Familien, die aus Polen in die Bundesrepublik ausreisen wollen. Die Volksrepublik verzichtet zudem auf die restlichen Reparationsleistungen gegenüber Westdeutschland. Im Gegenzug will die Bundesregierung die bestehenden Grenzen garantieren und keine Gebietsansprüche mehr stellen.


    Der Kanzler reist – begleitet unter anderem von Abgeordneten, Journalisten und Schriftstellern wie Günter Grass – in die polnische Hauptstadt. Doch nicht die Zeremonie der Vertragsunterzeichnung wird in Erinnerung bleiben, sondern eine Geste: Brandt legt einen Kranz am Mahnmal für den Aufstand im Warschauer Ghetto nieder, zupft die schwarz-rot-goldene Schleife zurecht, tritt wenige Schritte zurück und fällt plötzlich auf die Knie. Etwa eine Minute verharrt er so, steht mit einem Ruck wieder auf. Die Bilder der Demutshaltung vor den Opfern des Warschauer Ghettoaufstands erreichen per Fernsehkameras die ganze Welt. Nicht alle haben Verständnis für Brandts Geste, finden sie gar übertrieben.476 Doch zweifellos wird sie zum Symbol für seine Ostpolitik.


    __________


    


    Wenige Wochen nach Brandts Besuch treten Werftarbeiter in Gdingen, Danzig und Stettin in den Streik. Sie protestieren gegen die rasant gestiegenen Preise für Lebensmittel und Konsumgüter. Außerdem wollen sie ihre inhaftierten Kollegen freibekommen und sich dafür einsetzen, dass aus ihrer Sicht unfähige Partei- und Gewerkschaftsfunktionäre entlassen werden.477 Die polnische Staatsmacht schlägt zurück und setzt die Polizei und das Militär gegen die Demonstranten ein, mehrere Arbeiter sterben. Hatte der polnische Ministerpräsident Józef Cyrankiewicz noch kurz zuvor den deutsch-polnischen Vertrag unterschrieben, werden er und sein Parteichef Gomułka nun von Parteifreunden im Politbüro entmachtet.


    Über die Krise informiert der Stauffenberg-Dienst seine Leser mit mehreren Berichten. Allerdings zunächst nicht mittels Informanten im Land selbst. Stattdessen kommen ein »nach Westeuropa emigrierter tschechischer Kommunist« und ein »KPÖ-Funktionär« in Wien zu Wort. Beide bringen zum Ausdruck, was die Empfänger des Dienstes lesen möchten: Der Machtwechsel bedeute einen Rückschlag für die neue Ostpolitik. Die neue Regierung würde sich an die Abmachungen, polnische Familien nach Deutschland ausreisen zu lassen, nicht mehr halten, unkt der Exil-Tscheche. Der Sturz diene aus seiner Sicht nur dazu, dass der Vertrag nicht in die Tat umgesetzt werde, selbst in den Streiks sieht er eine Verschwörung.478 Der österreichische Kommunist wird so zitiert: »Der Ausbruch in Polen erschwert Breschnews Pläne in Europa, die sich dank Brandts Außenpolitik und mittels der Berlin-Gespräche und der Vorbereitungen einer Sicherheitskonferenz auf einem erfolgversprechenden Weg befanden.« 479


    Erst Mitte Februar 1971, als der Aufstand niedergeschlagen ist, gelingt es dem Dienst, einen »westeuropäischen Beobachter« zu sprechen, der bereits mehrere Wochen durch Polen gereist ist und Partei- und Gewerkschaftsfunktionäre befragt hat.480 Daher werden die Berichte auch aussagekräftiger. Der Informant kann mit Hintergrundinformationen aus dem Zentralkomitee aufwarten und zur militärischen Situation berichten: »Es ist ein in Polen heute offenes Geheimnis, dass die Streitkräfte sich an der Niederschlagung der Arbeiterunruhen im Dezember nur widerwillig beteiligten.«481 Demnach habe in Stettin eine Panzereinheit in eigener Verantwortung alle Zufahrtsstraßen vorsorglich gegen sowjetisches Einschreiten blockiert. »In Danzig hatte eine militärische Einheit eine wichtige Zufahrtsstraße für jeden Verkehr gesperrt. Im Höhepunkt des Aufstandes fuhren hier von außerhalb herbeigeführte LKW mit Miliz auf Minen. Die Truppeneinheit wurde anschließend ins Landesinnere versetzt.«482 In Gdingen sei ein Kommandeur einer Panzereinheit verhaftet worden, weil er seine Panzer nicht gegen die Protestierer einsetzen wollte. Der Bericht enthält jedoch auch die Mahnung, solche Beispiele nicht überzubewerten. Dazu kommt die Aussage eines polnischen Diplomaten in einer westlichen Hauptstadt: »Moskau wird in Polen nicht intervenieren, sofern die innenpolitische Situation nicht eine Wendung wie in der ČSSR nimmt und sich keine Demonstrationen gegen die SU richten.«483 Die Sowjets hätten ihre Truppen aus den Vorstädten der Industriezentren abgezogen. Der Grund, so der Pole: »Vielleicht auch, weil unzufriedene Arbeiter mit sowjetischen Soldaten zu fraternisieren begannen.«484


    Schützenhilfe von der CIA


    Der Erfolg der Verhandlungen in Moskau und Warschau wird sich für Bundeskanzler Brandt – wenn überhaupt – so leicht nicht wiederholen lassen. Die nächste Etappe in Sachen Wandel durch Annäherung führt Bahr nach Ostberlin, genauer zu Michael Kohl, dem Staatssekretär beim Ministerrat der DDR. Komplizierter könnte die Ausgangslage nicht sein: Die ostdeutsche Führung beharrt weiterhin darauf, dass die Bonner Regierung ihr Gebiet völkerrechtlich als Staat anerkennt. Brandt kann und will dies nicht – er weiß um das Wiedervereinigungsgebot im Grundgesetz. Einen für beide Seiten passenden Vertrag zu schneidern wird diplomatische Kunst erfordern.


    Erschwerend kommt hinzu, dass die »Chemie« zwischen Staatssekretär Egon Bahr und Kohl zumindest am Anfang nicht stimmt. Der DDR-Funktionär entpuppt sich als unzugänglicher Gesprächspartner. Gromyko, schreibt Bahr in seinen Erinnerungen, sei ihm im Vergleich zu Kohl wie ein »Playboy« erschienen. Für sein Gegenüber verwendet der Vertraute Brandts wenig schmeichelhafte Adjektive, wie »abweisend«, »kalt« und vor allem »stur«.485


    Ein Informant des Münchner Dienstes sieht die beiden hingegen auf dem Weg der Verständigung. Langkau meldet Guttenberg: Laut einer sehr gefährdeten Quelle sei die CIA der Auffassung, Bahr habe Kohl ein Konzept der Bundesregierung für eine interne Berlin-Regelung übergeben.486 Das Schicksal der geteilten Stadt zu klären liegt eigentlich in den Händen der Alliierten, die bisher ergebnislos verhandeln. Würde die Meldung stimmen, befände sich Bahr auf einem gefährlichen Alleingang. Wie sein angebliches Angebot genau aussehen soll, verschweigt der Gewährsmann. Zu dem Zeitpunkt liegt das vierte Treffen der beiden deutsch-deutschen Unterhändler erst wenige Tage zurück.487


    Auch andere Meldungen vermitteln Langkau den Eindruck, die beiden deutschen Regierungen wollten unter der Hand das Berlin-Problem lösen. Langkau beruft sich auf Sicherheitsberater Henry Kissingers Mitarbeiter Helmut Sonnenfeldt. Der soll einem Zuträger schon Mitte Dezember 1970 berichtet haben, er zweifle, dass die Bundesregierung offen sage, zu welchen Zugeständnissen sie in Wahrheit bereit sei. Es gebe Anhaltspunkte, Bonn wolle den von der Sowjetunion geforderten unabhängigen Status von West-Berlin akzeptieren. Damit wären die Westsektoren nicht mehr an die Bundesrepublik gebunden. »Überraschende Entwicklungen im Sinne eines gemeinsamen Vorschlags von Bonn und Pankow sind daher möglich«,488 mutmaßt der Informant.


    Die westlichen Alliierten fürchten in der Tat, Bahr könnte mit seinen Gesprächen ihre Verhandlungsposition in der Berlin-Frage gegenüber den Sowjets verschlechtern. Die drei Botschafter bitten ihn zu sich und verbieten höflich, dass er mit der DDR über den Transit – also den Verkehr von der innerdeutschen Grenze bis nach West-Berlin – rede.489 Auch Kissinger schaltet sich ein und warnt Bahr, dass Kohl ihn zu einem Sonderweg bewegen könnte. 490


    Wie glaubwürdig sind die Meldungen daher? Hätte Brandt jemals einem neutralen Berlin zugestimmt, wäre dies einem politischen Selbstmord gleichgekommen.491 Und selbst wenn Bahr Kohl ein Dokument zur Berlin-Frage übergeben hätte, sagt dies ohne Kenntnis des Inhalts nichts aus. Zum Beispiel stellt die Bundesregierung im März 1971 ein Grundsatzdokument zur Berlin-Frage der Öffentlichkeit vor.492 Hätte Bahr dieses Dokument Kohl vorgelegt, wäre dies kein Verrat der alliierten Interessen gewesen, sondern schlicht Information. Vor allem, indem Langkau die CIA-Meldung mit der Meldung über Sonnenfeldt kombiniert, ergibt sich ein verzerrtes Bild der Lage.


    Auffällig ist, dass Stauffenbergs Dienst in dieser Zeit immer wieder Meldungen liefert, die Mitarbeiter des amerikanischen Geheimdienstes zitieren. Er mag die Verbindung zur CIA als Chance gesehen haben, mehr Informationen über die laufenden Verhandlungen zu bekommen. Ein Irrtum: Bahrs Austausch mit Kissinger läuft nämlich über einen Dienst der Marine.493 Der höchste Sicherheitsberater der USA hält die CIA für »nicht dicht«, hat Furcht, sensible Informationen könnten in die falschen Hände gelangen.494 Dass er allen Grund dazu hat, zeigen die Meldungen des Münchner Dienstes. Daher überrascht die Beschwerde eines CIA-Mitarbeiters in einer Meldung von Stauffenbergs Dienst nicht, sie seien sowieso gewohnt, »nur noch am Rande unterrichtet zu werden«495.


    So verpasst der Münchner Dienst die wahre Lösung der Berlin-Frage: Bahr schlägt nämlich Kissinger vor, auf eine neue Taktik zu setzen. Ihm schwebt vor, dass die USA und die Sowjetunion direkt über die geteilte Stadt in Bonn verhandeln könnten. Valentin Falin, der schon an den Gesprächen über den deutsch-sowjetischen Vertrag in Moskau teilnahm, wird im Mai 1971 Botschafter der Sowjetunion in der Bundesrepublik. Dies versteht Bahr als Chance: Der sowjetische Diplomat soll mit seinem amerikanischen Kollegen Kenneth Rush die großen Fragen zu Berlin klären. Die Gespräche sollen abgeschirmt von den Botschaftsräten der Alliierten, der Bonner Opposition und der DDR ablaufen.496


    Der Vorschlag überzeugt beide Seiten. Rush und Falin treffen sich mit Bahr im Mai 1971 erst in der amerikanischen Botschaft, dann in der abgelegenen sowjetischen in Bonn. Sie wollen allein die praktischen Fragen besprechen, zum Beispiel wie die Bürger der Bundesrepublik ohne Schikanen ihre Freunde und Verwandten in West-Berlin besuchen können. Ursprünglich wollten die Alliierten auch ihren eigenen Status neu klären. Das führte in die beschriebene Sackgasse: Die Sowjetunion forderte, Berlin solle neutral sein; die Westalliierten hielten dagegen. Der Ausweg sieht so aus, dass der Zustand nicht verändert wird. Dies zeigt noch einmal, wie weit die Meldung des Stauffenberg-Dienstes von der Realität überholt wird.


    Bleibt der andere diplomatische Knoten: Wie sieht das Verhältnis zwischen den Westsektoren und der Bundesrepublik aus? Diesen Streit löst die Formulierung, diese Sektoren seien weiterhin kein gesetzlicher Bestandteil der Bundesrepublik und würden weiterhin nicht von ihr regiert. Die Sowjetunion garantiert ungehinderten Reiseverkehr nach West-Berlin: Autos, Lastwagen und Züge sollen an der Grenze nicht mehr so streng kontrolliert werden. Für die West-Berliner wird die Einreise in die DDR einfacher, zudem bekommen sie bundesdeutsche Pässe. Im Gegenzug darf die UdSSR ein Generalkonsulat in den Westsektoren eröffnen.


    Diese Lösung speisen Bahr, Falin und Rush in die offiziellen Verhandlungen ein.497 Am 3. September 1971 werden die Botschafter der USA, der Sowjetunion, Großbritanniens und Frankreichs das Viermächteabkommen im alten Kontrollratsgebäude in Berlin unterzeichnen können.


    Einen Monat später meldet der Münchner Dienst, sowohl der britische wie der amerikanische Geheimdienst wollten die Arbeit der Bonner Regierung nun verstärkt aufklären. Zwar billigten die Alliierten derzeit noch, wie Brandt vorgehe, die Befürchtungen nähmen jedoch zu. Aus London erreicht Stauffenberg die Information: »Nach hier vorliegenden Erkenntnissen hat auch die CIA-Zentrale inzwischen einen Schwerpunktauftrag zur besonderen Beobachtung dieses Themenkreises erteilt.«498 Das Spiel der Dienste geht weiter.


    Geheime Absprachen?


    Stauffenbergs Dienst versucht weiterhin, in internationalen Fragen Anschluss zu halten. Mehr und mehr Berichte treffen zur Volksrepublik China ein, erst recht, nachdem Nixon imJuli1971 ankündigt, nach China reisen zu wollen.499 China versucht sich in einer eigenen Politik gegenüber dem Westen, die USA testen eine neue außenpolitische Konstellation.500 Bald gilt das Hauptinteresse des kleinen Nachrichtendienstes allerdings wieder Brandt. Grund: Der Kanzler unternimmt eine überraschende Reise in die Sowjetunion. Im September 1971, zwei Wochen nach dem Viermächteabkommen, erhielt Bahr eine Meldung über seinen geheimen Kanal aus Moskau: Der Chef der KPdSU, Leonid Breschnew, wünsche mit Brandt eine informelle Aussprache.501


    Am 16. September 1971 reist der Kanzler auf die Halbinsel Krim. In Oreanda, einem Vorort Jaltas, besitzt der sowjetische Parteichef ein Ferienhaus. Die Presseagenturen verbreiten bald darauf Bilder, die Guttenberg und seine Freunde verärgert haben dürften: Brandt und Breschnew wirken wie in einem gemeinsamen Urlaub. Sie fahren mit dem Boot über das Schwarze Meer und gehen zusammen schwimmen. Die Gespräche drehen sich jedoch um ernste Themen, wie die Folgen des Viermächteabkommens, die Vorbereitung einer Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit und über eine Reduzierung der Truppen.502


    Dieses Mal fällt es Stauffenbergs Informanten leicht, kritische Stimmen zu Brandts Vorgehen einzufangen. Sie berichten über einen verärgerten französischen Staatspräsidenten, der sich beschwert, die Bonner Regierung habe ihn vor dem Besuch nicht unterrichtet. Der Gewährsmann des Dienstes zitiert George Pompidou mit den Worten, er halte den Schritt des Kanzlers für ein »ungewöhnlich gefährliches Vabanquespiel«503. Die schlechte Stimmung des Präsidenten bestätigen ähnliche Berichte der Medien.504


    Ein anderer Zuträger trifft den Generalsekretär des französischen Außenministeriums. Der Franzose fürchtet demnach, die Sowjetunion könne sich bestärkt fühlen, Länder wie Rumänien und Jugoslawien verstärkt unter Druck zu setzen. Seiner Regierung, soll er betont haben, gehe es hingegen nicht darum, dass Brandt Pompidou die Show gestohlen habe. Breschnews Staatsbesuch in Frankreich wird nach dem Treffen mit Brandt stattfinden.505


    Selbst in den USA hören die Informanten, anders als sonst, kein Lob für den Kanzler. Wieder einmal sucht ein Gewährsmann Kontakt zu Kissinger und trifft ihn privat in Washington. Kissinger soll ihm im Gespräch anvertraut haben, Brandt habe zwar der US-Regierung Bericht erstattet, ob dieser vollständig sei, bleibe abzuwarten. Dann soll er hinzugefügt haben: »Wir haben die Sache wenig geschätzt, darüber hat der Präsident die Deutschen nicht im Unklaren gelassen.«506 Er selbst habe Brandt wissen lassen, Alleingänge ohne die Unterstützung der Alliierten seien politischer Selbstmord.


    Jay Lovestone, der amerikanische Gewerkschaftsfreund des Dienstes, ist nicht so sehr verärgert, sondern eher beunruhigt. Er glaubt, statt der offiziellen Themen hätten Brandt und Breschnew ganz anderes besprochen. Der Zuträger notiert, der Ex-Kommunist sei sich sicher, der Kanzler habe gegenüber dem sowjetischen Staatsmann »außerordentlich geheime Konzessionen«507 gemacht. Breschnew habe Brandt eine Führungsrolle in Europa angeboten; Moskau strebe quasi eine sowjetisch-deutsche Front gegenüber dem Westen an.508 Woher der außenpolitische Berater der Gewerkschaft AFL-CIO diese Informationen haben will, verschweigt er allerdings. Der Informant zitiert ihn: »Als Brandt unlängst in den Staaten war, erklärten wir ihm unsere Befürchtungen. Natürlich suchte er sich zu verteidigen und seine Politik zu rechtfertigen. Er sagte, dass er die lebenswichtigen Interessen Deutschlands, die auf der Seite der USA lägen, nie preisgeben werde.«509 Dies zeigt, dass Lovestone Brandt weder glaubt noch vertraut.


    Das Misstrauen bei Langkau und Stauffenberg dürfte auch die Aussage eines jugoslawischen Politikers verstärkt haben, den ein geheimer Zuträger zitiert: Der Kanzler habe auf der Krim eine Konföderation der beiden deutschen Staaten vorgeschlagen. Ihm schwebe eine enge wirtschaftliche Kooperation der DDR und der Bundesrepublik vor, die unterschiedlichen politischen und gesellschaftlichen Systeme sollten hingegen erhalten bleiben.510


    Die Mitarbeiter des Münchner Dienstes müssen diesen Wink ernst genommen haben. Mitte Oktober 1971 stellen sie frühere Hinweise auf eine Konföderation Bundesrepublik-DDR für die Empfänger der Berichte zusammen.511


    __________


    


    Nicht nur hinter den Kulissen, auch in den Medien und im Bundestag entbrennt eine Debatte, ob Brandt seine Befugnisse mit seiner Krim-Reise überschritten hat. Guttenberg greift in der Parlamentsdiskussion am 23. September 1971 die Verärgerung der französischen Regierung auf. Scheel antwortet gelassen, er könne ihm versichern, dass es keinerlei Misstrauen bei den Verbündeten gebe. 512


    CDU/CSU-Fraktionschef Rainer Barzel rügt vor allem, dass Brandt den Vorschlag der Sowjets nach einer Sicherheitskonferenz beschleunige und der DDR eine Mitgliedschaft in der UNO in Aussicht stelle. Mit letzterem besiegle er die Spaltung und gebe einem kommunistischen Land Ansehen, das die Menschenrechte missachte.513


    Brandt geht auf die Anschuldigungen nicht ein und verweist darauf, dass die Sicherheitskonferenz und ein Truppenabbau sehr wohl im Interesse der westlichen Verbündeten lägen. Am selben Tag stärkt ihm Pompidou in einer Pressekonferenz den Rücken. Der französische Staatspräsident stellt den Journalisten die rhetorische Frage: »Warum sollten wir es ungern sehen, wenn Bundeskanzler Brandt sich bezüglich der europäischen Sicherheitskonferenz den Gedanken anschließt, die ich selbst vor fast einem Jahr in Moskau dargelegt habe?«514 Er könne nicht finden, dass die Begegnung zwischen dem Kanzler und Breschnew die Dinge schwieriger gemacht habe – im Gegenteil. »Daher sehe ich weiterhin mit Vertrauen in die europäische Zukunft – und mit Wachsamkeit.«515


    __________


    


    Im Oktober 1971 unterbricht Bundestagspräsident Kai-Uwe von Hassel die Sitzung des Parlaments. Eben sei ein Telegramm des Nobel-Komitees eingetroffen, Brandt erhalte für seine neue Ostpolitik den Friedensnobelpreis. Dem Applaus von den Regierungsparteien wollen sich nicht alle Oppositionspolitiker anschließen, sie teilen die Begründung der Jury nicht: Brandt habe den alten Feindesländern die Versöhnungshand entgegengestreckt und einen wesentlichen Beitrag für den Frieden nicht nur in Europa, sondern der ganzen Welt geschaffen. 516


    Dazu verschickt auch Stauffenberg einen Bericht an seine Empfänger. Den Preis bekommt Brandt laut der Analyse des Dienstes aus anderen Gründen: »Für die Sozialisten der westlichen Länder ist Brandt seit langem der Mann, der durch einen offenen sozialistischen Kurs (nach 1973) die politischen Gewichte in Europa völlig neu verteilen kann. Nach den sozialistischen Wahlerfolgen in Dänemark und Österreich fühlt sich die Sozialdemokratie ohnehin im Vormarsch. Insofern bedeutet die Verleihung des Friedensnobelpreis(es) an Brandt eine konkrete politische Unterstützung für die SPD.«517


    

  


  
    

    »STEUERFREIE

    EINSCHLEUSUNG«


    Geldbeschaffung mit

    Hindernissen


    Die Unterstützer von Stauffenbergs Dienst müssen sich 1971 weiterhin mit der Sponsorensuche beschäftigen. Spendensammler Casimir Prinz zu Sayn-Wittgenstein klagt gegenüber Stauffenberg in einem Brief: »Die augenblickliche Lage macht das ›Loseisen‹ von Geldern mehr als problematisch. Wohin man hört, sind die Nachrichten, soweit es die Ergebnisse der Firmen angeht, düster. Wir werden daher, fürchte ich, bei der Wirtschaft beim ›Melken‹ einen schweren Stand haben.«518 Das hält Sayn-Wittgenstein nicht davon ab, weiterhin alles in seiner Macht Stehende zu versuchen. So führt er nach eigener Aussage Mitte Februar ein positives Gespräch mit Hermann Josef Abs, dem ehemaligen Vorstandssprecher der Deutschen Bank.519


    Der Bayerische Staatsminister Heubl kümmert sich parallel um die süddeutsche Wirtschaft, die sich bisher zurückhält. Daher setzt er seine Hoffnungen auf den Münchner Unternehmer Rolf Rodenstock.520 Dessen Optische Werke haben es zu Weltruhm gebracht. Zudem ist der Ökonom Vorsitzender des Landesverbandes der Bayerischen Industrie und Präsidiumsmitglied des Bundesverbandes der Deutschen Industrie (BDI).521 Vor allem auf die letztere Organisation richten sich die Hoffnungen. Laut Stauffenberg »sprudelt« die Quelle jedoch nicht so schnell wie zum Überleben benötigt.522


    Auch Guttenberg bringt sich ein und schreibt an seinen Fraktionskollegen und Schatzmeister der CSU, Wolfgang Pohle, und bittet ihn Ende März eindringlich um Hilfe.523 Er legt ihm dar: »Wie Sie wissen, haben wir Gelder aus dem norddeutschen und westdeutschen Raum; aus dem bayerischen Raum ist noch nichts da, was bei einigen Eingeweihten immer wieder Anlass dazu ist, selbst Zurückhaltung zu üben.«524 Zudem bittet er ihn, sich mit dem CSU-Vorsitzenden Strauß zu besprechen. Zu den Gründen bemerkt Stauffenberg süffisant: »Weil die CSU bisher zwar Honig von unserer Weisheit saugt, aber noch nichts dafür bezahlt hat.«525 Auch Globke engagiert sich in Sachen der Schwesterpartei, über Kiesinger will er an den Parteivorsitzenden Strauß herantreten. Heubl wiederum bemüht sich herauszufinden, ob Strauß noch andere Informationsquellen unterhält und finanziert. Stauffenberg nennt als möglichen Konkurrenten »Violet«, mit dem man sich zu arrangieren im Begriff sei.


    Damit ist der Cercle Violet526 gemeint, ein antikommunistischer Kreis, benannt nach dem Pariser Rechtsanwalt Jean Violet.527 Bereits seit 1954 hält dieser mit Strauß Kontakt, ebenso war er mit Adenauer bekannt.528 Der Franzose war ein ehemaliger informeller Mitarbeiter des französischen Ministerpräsidenten Antoine Pinay und freier Mitarbeiter des französischen Auslandsgeheimdienstes, dem Service de Documentation Extérieure et de Contre-Espionnage, zu Deutsch Auswärtiger Nachrichten- und Spionageabwehrdienst. 529 Wie Stauffenberg beendet er seine Mitarbeit für den Nachrichtendienst 1970, geht eigene Wege und verfügt ebenso über ein internationales Netz an Kontakten. Seinen Zirkel soll er auf eine harte antikommunistische Linie eingeschworen haben.530 Ob Stauffenberg auch von ihm Nachrichten erhielt, dafür finden sich keine Belege.


    __________


    


    Im Mai 1971 gibt es gute Neuigkeiten: Stauffenberg verkündet Guttenberg, Sayn-Wittgenstein habe Zusagen der Wirtschaft in Höhe von 60.000 bis 80.000 Mark. 531 Einziges Problem seien die Spendenquittungen. Den Lösungsvorschlag, eine wirtschaftspolitische Information im Abonnement für Unternehmen herauszugeben, hält er für nicht machbar. So schreibt er seinem Freund: »Wir können uns nicht im Ernst anmaßen, kontinuierliche Wirtschaftsnachrichten zu beschaffen, die den Büros großer Weltunternehmen nicht auch auf andere Weise zugänglich wären.«532 Zudem, so seine Sorge, würde es sich dann um einen Informations-Vertrieb handeln, quasi einen Gewerbebetrieb mit Einkommens- und Körperschaftssteuer-Pflicht. Er schimpft: »Die Herren übersehen leicht, dass wir mit unserem winzigen Betrieb von 2½ Mann etwas überfordert sind, wenn wir uns zusätzlich zu der Arbeit, von der wir etwas verstehen, auch noch mit Firmengründungs-, Wirtschafts-, Steuer- und ähnlichen Problemen herumschlagen sollen, von denen wir nichts verstehen.«533 Einfach ist die Lage des Dienstes somit nicht, und dann verschlechtert sich auch noch Guttenbergs Gesundheitszustand im Mai zusehends.534 Die Zeit wird knapp.


    Die Geldknappheit merken auch die Informanten, sie halten sich zurück oder melden sich gar überhaupt nicht mehr.535 Die Berichte erscheinen unregelmäßiger. Selbst Stauffenbergs Büro steht kurz zur Disposition. Der Verein Arbeitskreis für das Studium internationaler Fragen hat Ende Juni bereits 50.000 Mark Schulden. 536 Langkau klagt gegenüber Sayn-Wittgenstein: »Wenn wir seit Januar 1971 einigermaßen unser Budget hätten übersehen können, behaupte ich kaum zu viel, dass wir eindeutigere Aussagen über die sowjetische und ostdeutsche (DDR) Westpolitik hätten machen können, die wir heute zwar richtig, aber doch mühsam analysieren, von Nah- und Fernost ganz zu schweigen. Das wäre unsere Aufgabe gewesen.«537


    Die Rettungsaktion läuft schleppend. Der CDU-Bundestagsabgeordnete Gustav Stein sagt allerdings zu, ihnen zu helfen. Er gehört zu den Gründungsmitgliedern der später in der CDU-Parteispendenaffäre bekannt gewordenen Staatsbürgerlichen Vereinigung. Zudem ist Stein ehemaliger BDI-Hauptgeschäftsführer und bis 1972 Parlamentarier. Ende Juni 1971 will er 25.000 DM aus eigenen Mitteln zur Verfügung stellen. 538 Sayn-Wittgenstein gelingt es parallel, Zusagen über 70.000 Mark Spenden einzuholen.539 Langkau schreibt dem Prinzen: »Schließlich wurde Dr. G. von Dr. Kiesinger ermächtigt, als einmaligen Vorgriff auf den CDU-Anteil von 1972 (DM100.000) die Summe von 20.000 zur Verfügung zu stellen.«540 Dass Kiesinger Dr. G., also wohl Globke, ermächtigt, untermauert die Vermutung, dass die Zahlungen über das schon erwähnte, von ihm verwaltete Sonderkonto liefen. Doch das sind alles zu geringe Beträge für die großen Pläne Langkaus und Stauffenbergs.


    Die parlamentarische Sommerpause wollen auch die beiden für eine Pause nutzen. Die Informanten sollen mit der Aussicht auf bessere Zeiten vertröstet werden.541 Ihr Schlachtplan sieht vor, dass der CDU-Abgeordnete Marx sich um die CSU und die süddeutsche Wirtschaft kümmern soll. Sayn-Wittgenstein, hofft Langkau, könnte sich bemühen, für Juli, August und September noch einmal je 25.000DM zu beschaffen. Globke dient als Mittler zum BDI, den er an die ehemalige Zusage der norddeutschen Wirtschaft von 100.000 DM pro Jahr erinnern soll, Guttenberg als Mittler für die CSU. 542


    Strauß macht jedoch alle Hoffnungen zunichte und erklärt die Finanzlage seiner Partei als zu düster für weitere Zusagen.543 Er schreibt Guttenberg Anfang August 1971: »Leider ist es sehr schwierig, die notwendigen Mittel zu beschaffen. Ich bin zwar bemüht, kann aber im Moment nur sagen, dass die Aussichten gering sind. Ich bitte hierfür um Ihr Verständnis.«544


    Anfang Oktober sagt dann auch ein ausländischer Finanzier ab. Zu seiner Person gibt es keine Hinweise, nur dass es sich um einen Bekannten Guttenbergs handelt.545


    Erst Ende 1971 keimt neue Hoffnung auf. Globke, Barzel und Langkau treffen sich zu einem Grundsatzgespräch über den Dienst. 546 Wie der anschließende Brief von Langkau an Marx verrät, deutet sich eine Lösung an. Langkau schreibt: »Unter der Voraussetzung einer finanziellen Beteiligung durch die Wirtschaft im bisherigen Umfang, die hier mit guten Gründen zunächst einmal unterstellt werden soll, erklärte sich Herr Dr. Barzel bereit, wiederum wie bisher und vielleicht sogar vermehrt Mittel der CDU zur Verfügung zu stellen unter der Bedingung, dass nunmehr endlich auch die CSU den seither nicht geleisteten Beitrag von jährlich DM 50.000,– leiste.«547 Marx hat von Guttenberg, vermutlich wegen dessen Krankheit, das »inoffizielle Protektorat«548 des Dienstes übernommen. Langkau hofft nun, Marx könne Strauß umstimmen. Vielleicht übernimmt diesen Part die Ehefrau des CSU-Vorsitzenden, denn unter Langkaus Brief steht: »Habe Frau Strauß gesprochen, sie hat Hilfe zugesagt.«549


    Zwei Tage nach seinem Schreiben nimmt die Ostpolitik Brandts die nächste Hürde: Bahr und DDR-Staatssekretär Michael Kohl unterzeichnen im Gobelin-Saal des Bundeskanzleramtes das Transitabkommen, das den zivilen Personen- und Güterverkehr zwischen der Bundesrepublik und West-Berlin regeln soll. Die Arbeit des Stauffenberg-Dienstes wird bald wie gewohnt weitergehen müssen.


    Wozu der Dienst in der Lage sein könnte, unterstreicht Langkau noch einmal gegenüber Marx: »Ich bin davon überzeugt – und dieses keineswegs aus Zweckoptimismus Ihnen gegenüber –, dass eine vorher finanziell abgestützte und daher systematisch vorbereitete Ostoperation (Pankow, Moskau) noch effektivere Erkenntnisse gebracht hätte.« 550 Demnach sind die Informanten nicht nur in der Lage, Nachrichten zu sammeln, sondern sie – wie Geheimdienstmitarbeiter – zu beschaffen. Das jedenfalls versteckt sich hinter dem Begriff Operation. Langkau verrät auch, dass er die Idee gehabt habe, einen der besten Informanten vor, während und nach der Reise Nixons nach Peking Richtung Asien zu entsenden. 551 Ob sich seine Wünsche, Operationen zu führen, 1972 erfüllen werden?


    

  


  
    

    DIE LETZTE OPTION


    Misstrauensvotum

    gegen Brandt


    Während sich Stauffenbergs Helfer um die Finanzen ihres Dienstes sorgen, bereiten sich die Unionsparteien auf einen Regierungswechsel und Neuwahlen vor. Im Dezember 1971 haben sie Rainer Barzel zu ihrem Kanzlerkandidaten gekürt. Stauffenberg knüpft derweil Kontakt zu einem Politiker, Diplomaten und Publizisten, der die Union bei ihrem Weg zur Regierungsübernahme unterstützen soll: Hans Graf Huyn wird 1972 wissenschaftlicher Assistent und außenpolitischer Berater der CSU-Landesgruppe sowie persönlicher Referent von Strauß. Guttenberg hat ihm die Stelle vermittelt.552 Huyn erlangte 1965 bundesweit Bekanntheit als Diplomat und Beamter des Auswärtigen Amtes, weil er vertrauliche Informationen preisgegeben haben soll. Er sollte damals Guttenberg zugetragen haben, Außenminister Gerhard Schröder (CDU) hintergehe Kanzler Ludwig Erhard und plane mit den Briten ein »Geheimabkommen«. Huyn fürchtete in der Tat, der Außenminister könne die deutsch-französischen Beziehungen vernachlässigen.553 Guttenberg verständigte Erhard und brachte so Schröders Wiederernennung als Minister ins Wanken. Huyn hatte den CSU-Politiker bereits zuvor mit Interna des Amtes versorgt.554


    Schnell kam der Verdacht auf, der Graf könne die Quelle der Indiskretion sein. Als dieser um seine Entlassung aus dem Dienst bat, sahen dies viele als Schuldeingeständnis an. Huyn, unkten seine Kritiker, habe einem Disziplinarverfahren entgehen wollen. Der so Angegriffene dementierte das entschieden. Guttenberg sprang ihm zur Seite und ergriff im Bundestag für den Grafen Partei: Sein Verhalten sei moralisch gerechtfertigt.


    Der ehemalige Diplomat Huyn arbeitet 1972 nicht zum ersten Mal für Strauß. Kurze Zeit nach seinem Ausscheiden aus dem Auswärtigen Amt schrieb er im Büro des CSU-Vorsitzenden an seinem Buch »Die Sackgasse«.555 Im März 1966 musste er auf Druck von Barzel seinen Posten räumen.556 Huyns Schrift, übrigens beim späteren Empfänger des Stauffenberg-Dienstes Heinrich Seewald erschienen, rechnete mit Schröders außenpolitischem Kurs ab. Huyn betonte, nur mit der Atommacht Frankreich im Rücken sei die Sicherheit Europas gewährleistet.


    Im Frühjahr 1972 hat der CSU-Chef einen besonderen Auftrag für den Grafen. Er soll einen Gegenentwurf zum Moskauer Vertrag ausarbeiten, mit dem Strauß sogar die CDU verblüffen will.557 Redakteure des »Spiegel« behaupten, Huyn, Guttenberg, CSU-Landesgruppenchef Richard Stücklen und Strauß seien die Urheber des Papiers. In diesem Entwurf wird das Selbstbestimmungsrecht festgeschrieben. Das war der Hauptkritikpunkt der Opposition gegenüber Brandt.558 Strauß erklärt, er erwarte nicht, dass die Sowjetunion seinem Vorschlag auf Anhieb folge. Es bedürfe zäher Verhandlungen.


    Es überrascht daher nicht, dass Stauffenberg seinem Freund Guttenberg im Februar zu Huyn mitteilen kann: »Die Verbindungen ließen sich erfreulich an.«559 Stauffenberg umwirbt neben Huyn den ehemaligen Botschafter Heinrich Böx. Der hat ebenfalls den diplomatischen Dienst verlassen und kümmert sich um die Auslandsarbeit der CDU. Böx hatte Stauffenberg gefragt, ob er vielleicht bei der Vorbereitung einer China-Reise von Barzel behilflich sein könne.560 Allerdings reist im Juli 1972 der Gegenspieler des CDU/CSU-Fraktionsvorsitzenden, Gerhard Schröder, nach Peking. Ihn hatten die Chinesen eingeladen, nicht Barzel.


    Langkau versucht unterdessen, den neuen Bundesschatzmeister der CDU, Walther Leisler Kiep, für den Dienst zu begeistern. Das dürfte kein einfaches Unterfangen gewesen sein, eilte diesem doch der Ruf voraus, durchaus hinter der neuen Ostpolitik der sozialliberalen Koalition zu stehen. Vielleicht schreibt Langkau daher im Nachhinein an Guttenberg, das erste Gespräch sei »überraschend günstig«561 gelaufen? Er zeigt sich verhalten optimistisch: »Wir haben immerhin eine vage Hoffnung und vermissen Sie sehr.« 562


    Guttenberg kann dem Dienst immer weniger zur Seite stehen und muss sich in Behandlung begeben. An der anstehenden Bundestagsdebatte über die Ostverträge kann er nicht teilnehmen. Dennoch sind seine Gedanken Teil der Diskussion: Er hat Brandt einen offenen Brief geschrieben, dessen Inhalt noch Tage danach die politischen Gemüter erhitzt. Guttenberg warnt den Kanzler in seinem Schreiben vor der »Gefahr des roten Faschismus«: »Denn wie anders als verharmlosend und einschläfernd kann es auf die Menschen in unserem Land wirken, wenn der Bundeskanzler in Wort und Tat einem totalitären Unrechtsregime auf deutschem Boden durch internationale Vereinbarungen die volle Gleichberechtigung mit dem freien Rechtsstaat der Deutschen zugesteht?«563 Wer mit Faschismus-Vergleichen beginne, dem gehe das Augenmaß verloren, kontert Herbert Wehner (SPD) in der Ersten Lesung der Ostverträge.


    Barzel nimmt Guttenberg vor dem Vorwurf in Schutz, der CSU-Politiker sei ein »Brunnenvergifter«. Der Fraktionsvorsitzende betont, wie bedeutungsvoll er die Abstimmung über die Ostverträge hält: »Die Entscheidung, die wir hier zu treffen haben werden, gehört zu den ernstesten und zu den folgenschwersten, die je im Bundestag zu treffen waren. Ich scheue mich nicht, von einer geschichtlichen Entscheidung zu sprechen.«564 Die Kommunisten, kritisiert er, würden noch immer Politik mit den Mitteln des Krieges durchsetzen. »Das lehrt der Schießbefehl ebenso wie der nicht vergessene Einmarsch in der Tschechoslowakei und die Gewalt, die kommunistische Kader in diesen Tagen an unseren Universitäten üben.«565 Nicht nur deshalb zweifelt der Fraktionsvorsitzende der Union an den Gewaltverzichts-Absichten der Sowjetunion.


    


    Fraktionswechsel 1970–72 von der Regierung zur Opposition


    
      
      

      
        	
          9. Oktober 1970

        

        	
          Erich Mende FDP zu CDU/CSU


          Heinz Starke FDP zu CDU/CSU


          Siegfried Zoglmann FDP – Gast der CDU/CSU

        
      


      
        	
          Oktober 1971

        

        	
          Klaus-Peter Schulz SPD – erst fraktionslos, dann CDU/CSU

        
      


      
        	
          29. Februar 1972

        

        	
          Herbert Hupka SPD - erst fraktionslos, dann CDU/CSU

        
      


      
        	
          2. März 1972

        

        	
          Franz Seume SPD – erst fraktionslos, dann Gast der CDU/CSU

        
      


      
        	
          23. April 1972

        

        	
          Wilhelm Helms FDP – erst fraktionslos, dann Gast der CDU/CSU

        
      


      
        	
          17. Mai 1972

        

        	
          Günther Müller SPD – Ausschluss aus der SPD, erst fraktionslos, dann CDU/CSU

        
      


      
        	
          Mai 1972

        

        	
          Knut von Kühlmann-Stumm (FDP) Mandatsniederlegung


          Gerhard Kienbaum (FDP) Mandatsniederlegung

        
      

    


    


    Barzel sieht die Gefahr, dass die Machthaber in Moskau den Vertrag anders auffassen und meinen, die Bundesregierung habe die Teilung Europas akzeptiert. Daher fordern Barzel und der CSU-Landesgruppenchef Stücklen Einsicht in die Protokolle zu Bahrs und Scheels Verhandlungen in Moskau. Das verwehrt ihnen die Regierung. 566 Stücklen kritisiert: »Wir fragen uns, und die Öffentlichkeit wird uns die Frage stellen: Was hat denn die Regierung zu verbergen, dass sie sich weigert, uns Einsicht in die Protokolle zu geben?« 567


    Nach der Debatte bekommt die CDU/CSU-Fraktion ein neues Mitglied: Der Sozialdemokrat und Vertriebenenpolitiker Herbert Hupka wechselt die Seite. Schon im Oktober 1971 war der Berliner SPD-Abgeordnete Klaus-Peter Schulz zur Opposition umgeschwenkt. Im März 1972 schreiben daher die Medien, es könne bald Neuwahlen geben. Mittlerweile verfügt die Regierung nur über eine Stimme mehr, als zur absoluten Mehrheit nötig ist. Auf einer Pressekonferenz deutet Barzel erstmals die Möglichkeit eines konstruktiven Misstrauensvotums gegen Brandt an. Gleichzeitig stellt er Strauß als potentiellen Bundesfinanzminister vor.568


    Der sowjetische Ministerpräsident Kossygin redet Helmut Allardt bei dessen Abschiedsbesuch als deutscher Botschafter ins Gewissen. Er mahnt, welche Konsequenzen es hätte, würde der Bundestag die Ostverträge nicht ratifizieren. Der Politiker sieht das »Vertrauenskapital« in Gefahr und erinnert den Deutschen daran, wie schwer es für die Sowjetunion gewesen sei, angesichts der 20 Millionen Toten des Zweiten Weltkrieges einen Neuanfang zu wagen.569


    Nicht nur in Moskau registrieren die Politiker, dass sich die Konfrontation zwischen den bundesdeutschen Parteien zuspitzt: Ein Informant Stauffenbergs schickt am 11. April 1972 eine Meldung aus Brüssel und beruft sich auf das Nato-Hauptquartier: »Aus dem, was über die Gespräche Kissinger – Bahr durchgesickert ist, muss geschlossen werden, dass Washington immer mehr davon ausgeht, dass die Ostverträge in der gegenwärtigen Form nicht ratifiziert werden könnten. Jedenfalls wurde im Einvernehmen mit den Alliierten Vorsorge für diesen Fall getroffen und sichergestellt, dass die Bundesrepublik dann nicht isoliert sowjetischem Druck ausgesetzt wird.«570 Stauffenbergs Zuträger sammeln amerikanische, französische und sowjetische Aussagen zur Frage, was bei einer Ablehnung der Verträge passieren würde – ohne jedoch zu eindeutigen und erhellenden Erkenntnissen zu gelangen.571 Mal meinen die Gesprächspartner, die Folgen wären verheerend, mal schätzen sie sie als überschaubar ein.


    


    Indiskretionen gegenüber der Presse in Sachen Ostverträge


    
      
      

      
        	
          Juni/Juli 1970

        

        	
          »Bild« veröffentlicht Teile des Bahr-Papiers, »Quick« am 8. Juli den vollen Text

        
      


      
        	
          Ende Juli 1970

        

        	
          »Die Welt« veröffentlicht einen Gromyko zugeschriebenen Vertragstext

        
      


      
        	
          April 1971

        

        	
          Geheimtelegramme der Botschaft in Washington werden veröffentlicht

        
      


      
        	
          August 1971

        

        	
          Angaben zu einem angeblichen Gespräch des sowjetischen Botschafters Falin mit einem deutschen Diplomaten über die Stellung West-Berlins erscheinen in »Klartext« und in der »Welt«

        
      


      
        	
          1972

        

        	
          »Die Welt« druckt das Viermächteabkommen vor seiner amtlichen Veröffentlichung

        
      


      
        	
          10. April 1972

        

        	
          Angaben über ein angebliches Telegramm der Botschaft Moskaus erscheinen in der »Welt«

        
      


      
        	
          18. April 1972

        

        	
          Aus dem Zusammenhang gerissene und wohl auch gefälschte Auszüge aus den Gesprächsaufzeichnungen von Moskau erschienen in der »Welt« und der »Frankfurter Allgemeinen Zeitung«572

        
      

    


    


    Dann erhält die Union Hilfe von unbekannter Seite – allerdings auf wenig korrekte Art. Anfang April 1972 erreicht unter anderem Barzel ein Brief mit dem fingierten Absender »K. Schumacher, Freiheitsstraße, Hannover«. Dieser enthält umfangreiche Auszüge aus den Moskauer Aufzeichnungen. Der Fraktionsvorsitzende übergibt das Schreiben Bundeskanzler Brandt.573 Er soll so die Gelegenheit haben, die Unterlagen auf ihren Wahrheitsgehalt zu prüfen. Bei dem Material handelt es sich um Protokollauszüge aus den Verhandlungen Bahrs in Moskau am 30. Januar 1970. Laut Barzel legen die Textstücke nahe, dass der Sozialdemokrat in Wahrheit keinen Gewaltverzichts-, sondern einen Grenzvertrag verhandelt habe, Berlin von der Bundesrepublik getrennt und völkerrechtliche Beziehungen zur DDR vorgeschlagen habe. Regierung und Opposition müssen dann mitansehen, wie am 18. April die Zeitung »Die Welt« und die »Frankfurter Allgemeine Zeitung« die Passagen veröffentlichen.


    Der »Spiegel« urteilt: »Bonns jüngste Protokoll-Affäre ist der schwerste Fall von Geheimnisverrat in Deutschland, seit Pensionär Bismarck am 24.Oktober1896 den supergeheimen ›Rückversicherungsvertrag‹ zwischen dem Deutschen Reich und Russland preisgab.« 574 Die Journalisten werfen der Union vor, ungeniert von der peinlichen Affäre Gebrauch zu machen. Der politische Kampf in Bonn erreiche eine nie dagewesene Dimension. Sie schreiben: »Ziel der Opposition und ihrer verräterischen Helfershelfer: In den letzten Tagen vor der Schlusslesung der Verträge und eine Woche vor der Stuttgarter Landtagswahl die Öffentlichkeit und schwankende Koalitionsabgeordnete gegen das Vertragswerk zu mobilisieren. Ihr Mittel: der durch manipulierte Dokumente geschürte Verdacht, Brandt, Scheel und ihre Unterhändler Egon Bahr und Paul Frank hätten doppeltes Spiel getrieben.«575 Stauffenbergs Informanten fangen die Aussage eines polnischen Diplomaten ein: »Die anonymen Indiskretionen in Bonn über die sowjetisch-deutschen Verhandlungen, die zum Moskauer Vertrag führten, sind für die beiden Gesprächspartner sehr unangenehm. Natürlich muss man davon ausgehen, dass es sich um böswillige Fälschungen handelt.«576 Der Staatssekretär des Auswärtigen Amtes, Paul Frank, ist sich sicher, dass die Opposition längst sämtliche Protokolle besitze. Dem Magazin »Spiegel« sagt er: »Seit Monaten ist das Amt Zielobjekt geplanter und organisierter Bestrebungen von Agenten, sich geheime Nachrichten zu beschaffen.« Welche Organisation er dahinter vermute, will er nicht sagen. Frank spricht von einem »Dickicht des Agentenunwesens«.577 Die Staatsanwaltschaft sei eingeschaltet und die Sicherheitsdienste des Hauses seien alarmiert.


    Unabhängig von den diskreditierenden Veröffentlichungen hatte Barzel fünf Tage vor den Berichten abermals scharfe Kritik am Vertragswerk geäußert. Er hatte mit der vollen Rückendeckung der Fraktion eine 5-Punkte-Erklärung vorgelegt. Die Hauptthese darin: Das Vertragswerk sei doppeldeutig, unausgewogen und fahrlässig verhandelt worden.578 Barzel hatte die Bundesregierung abermals gedrängt, ihm Einsicht in die Protokolle zu gewähren. Seine Forderung: »Wir übernehmen keine Verpflichtung, deren Inhalt uns nicht voll bekannt ist. Wir unterschreiben keine Blankoschecks.«579


    Wenige Tage nach dem Eklat kommt aus dem Élysée-Palast die Meldung zum Münchner Dienst, Frankreichs Präsident Pompidou sehe die Schwäche Bonns als Chance seines Landes, die Führung in Europa zu übernehmen. »In welcher Weise auch immer sich die konfuse Lage in Bonn entwickele – Frankreich werde nichts dabei verlieren, sondern eher gewinnen und dieses auch oder gerade im Interesse der Bundesrepublik.«580 Der sowjetische Botschafter Aristow in Wien mahnt, Tempo aus dem Ratifizierungsprozess zu nehmen: »Das Außenministerium in Moskau zweifelt nicht an der Ratifizierung des deutsch-sowjetischen Vertrages. Warum aber diese Eile?«581 Ungeduld helfe nicht weiter. Aktuell seien die Verhältnisse in der Bundesrepublik zu labil, um eine Ratifizierung zum jetzigen Zeitpunkt begrüßen zu können.


    Zusätzlich Auftrieb verleiht den Unionsparteien die Landtagswahl in Baden-Württemberg am 23. April 1972. Die CDU erlangt mit ihrem Ministerpräsidenten Hans Karl Filbinger die absolute Mehrheit. Zur selben Zeit verkündet der Abgeordnete Wilhelm Helms, er werde aus der FDP-Bundestagsfraktion ausscheiden und als Gast zur CDU/CSU wechseln. Außerdem erklären die Parlamentarier der Liberalen Knut von Kühlmann-Stumm und Gerhard Kienbaum, im Falle eines konstruktiven Misstrauensvotums gegen Brandt und für seinen Gegenkandidaten zu stimmen. Daher rechnet die CDU/CSU mit einer Mehrheit und stellt am 24. April 1972 den Misstrauens-Antrag nach Artikel 67 des Grundgesetzes. Barzel soll nun neuer Bundeskanzler werden, drei Tage später schon die Abstimmung im Bundestag sein.


    Es folgen heftige Auseinandersetzungen über die Ostverträge im Auswärtigen Ausschuss und im Rechtsausschuss des Bundestages zwischen Regierung und Opposition. Gestritten wird über den Inhalt von zwölf Aktenordnern, gefüllt mit den Moskauer Gesprächsnotizen und Telegrammen Bahrs. 582 Bürger versammeln sich zu Sympathiekundgebungen für Brandts Regierung. 583 Bahr steckt derweil mit der DDR in den letzten Beratungen des Verkehrsvertrags.


    Die östlichen Nachrichtendienste beschließen zu handeln; sie wollen Brandt an der Macht halten. Mit Geld wollen sie seinen Sieg erkaufen. So reist der CDU-Abgeordnete Julius Steiner vor der Abstimmung nach Ost-Berlin, wo er seinen Führungsoffizier trifft. Der Abgeordnete arbeitet für das Ministerium für Staatssicherheit der DDR. Für seine Stimme zahlt der Osten 50.000 Mark.584 Laut der Bundesanwaltschaft hielt Steiner seit 1970/71 regelmäßig Kontakt zu Mitarbeitern der MfS-Hauptabteilung Aufklärung. Bis 1973 seine Tarnung auffliegt, soll er sich mehr als zehnmal in Ost-Berlin mit seinem Führungsoffizier getroffen haben.585 Der Öffentlichkeit hatte Steiner hingegen erklärt, vom Geschäftsführer der SPD-Bundestagsfraktion, Karl Wienand, mit 50.000DM bestochen worden zu sein.586 Ob er vielleicht zweimal kassierte, ließ sich nicht aufklären. Allerdings kommt bei einem Untersuchungsausschuss des Bundestages heraus, dass Steiner auch für westliche Dienste, das Bundesamt für Verfassungsschutz und den BND, gearbeitet hatte.587


    Auch das KGB schickt die Kontaktpersonen Bahrs zur sowjetischen Regierung, Lednew und Wjatscheslaw Keworkow, auf die Reise. Sie sollen den Staatssekretär des Kanzleramtes mit einem Koffer voller Geld überreden, bis zu vier Abgeordnete zu bestechen. Doch Bahr weist das Angebot zurück.588


    Brandt betont öffentlich, er sehe der Entscheidung gelassen entgegen. »Die CDU setzt offensichtlich auf Abgeordnete, die sich nicht an den Wählerauftrag gebunden fühlen.« 589 In der Haushaltsdebatte – einen Tag vor dem Misstrauensvotum – weist der Kanzler die Behauptung zurück, dass es Geheimprotokolle und vertrauliche Absprachen mit der Sowjetunion gebe. Der Regierungschef bezieht Stellung: »Über die Fälschungen muss ich jetzt ein Wort sagen. Hier handelt es sich nämlich um Fragen des Stils und um Fragen der Staatsauffassung. Ich meine: Wer mit anonymen Briefen politische oder sonstige Geschäfte macht, der beantwortet die Frage nach seinem Stil selbst. Wer aber den Inhalt derartiger Machenschaften ohne Rücksicht auf das Interesse des eigenen Landes verwendet, der vergeht sich gegen den demokratischen Staat.« 590 Der Sozialdemokrat nennt es einen »schäbigen Stil«. Die Opposition sei sehr wohl in Dutzenden Besprechungen und Sitzungen unterrichtet worden.


    Barzel widerspricht, Beamte hätten immer nur einzelne Sätze im Auswärtigen Ausschuss verlesen. Das Ganze als Geheimsache anzusehen sei nur recht und billig. Ausdrücklich distanziert er sich von den reißerischen Veröffentlichungen. »Wir wollen alles sehen, bevor hier amtlich entschieden wird.«591 Schließlich weiche die Darstellung der Bundesregierung fundamental von dem ab, was die Sowjetunion bekanntgebe.


    Den Unionspolitikern geht es darum, dass der sowjetische Außenminister Gromyko am 13. April 1972 auf die Frage eines Abgeordneten geantwortet haben soll, der Vertrag mit der Bundesrepublik beschränke sich nicht auf den Gewaltverzicht: Die Bonner Regierung sichere auch zu, dass sie die Grenzen in Europa nicht in Frage stelle und die »europäischen Realitäten«592 akzeptiere. Das klingt für die Mitglieder der Unionsparteien nach endgültiger Teilung.


    Der Kanzler kontert in der Debatte, wer einen »Gewaltverzicht« nicht nur abstrakt wolle, sondern auch konkret, müsse »bittere Wahrheiten« akzeptieren, statt sich »süßen Illusionen« hinzugeben. Ohne die Grenzfrage zu regeln, könne es keinen Gewaltverzicht geben. Brandt verweist auf die Chancen der Verträge – besonders des Verkehrsvertrags, den Bahr gerade zu Ende verhandelt hat: »Aus der Bundesrepublik werden Verwandte und in Zukunft auch Bekannte nicht nur einmal, sondern mehrfach im Jahr in die DDR reisen können.« 593 Und in dringenden Familienangelegenheiten würden die Behörden in Ost-Berlin auch eine Reise in den Westen genehmigen. Das sei ein großer Fortschritt.


    In dieser Situation kann niemand am Entscheidungstag voraussehen, wer als Sieger aus der Abstimmung hervorgehen wird. Kiesinger fällt die Aufgabe zu, für seine Fraktion den Antrag zu stellen, Brandt das Misstrauen auszusprechen und Barzel zu dessen Nachfolger zu wählen. Die Opposition begründet noch einmal ihren Schritt mit ihren Bedenken gegen die Ostverträge. Ihrer Meinung nach dürfen sie keine Rechtsgrundlage für die damaligen Grenzen schaffen und sollen stattdessen betonen, dass das Selbstbestimmungsrecht der Deutschen auf Wiedervereinigung nicht eingeschränkt werde. Das Bündnis der Bundesrepublik mit dem Westen müsse unangetastet bleiben.


    Außenminister Scheel schickt die Warnung an die Gegner: »Ein Bundeskanzler, der auf diese Weise ins Amt kommt, wäre nur eine Stunde lang glücklich.« 594 Barzel erhält aber nur 247 von 260 abgegebenen Stimmen. Fast keiner der Abgeordneten der Regierungsfraktionen nimmt an der Abstimmung teil. Es gibt zehn Neinstimmen und drei Enthaltungen. Zur absoluten Mehrheit hätte er die sicher geglaubten 249 Stimmen benötigt. Damit ist das erste konstruktive Misstrauensvotum in der Geschichte der Bundesrepublik gescheitert. Die sozialdemokratischen Abgeordneten führen Freudentänze auf. Barzel schüttelt ratlos den Kopf.


    Es müssen wohl zwei, wenn nicht drei Abgeordnete der Union gegen Barzel gestimmt haben. Allein Julius Steiner wird später gestehen, dass er gegen Bezahlung nicht für seinen Fraktionsvorsitzenden gestimmt habe. Zwar hat Brandt sich so seine Kanzlerschaft erhalten, über eine Mehrheit verfügt er aber nicht mehr. Das zeigt sich am nächsten Tag, an dem das Parlament über den Bundeshaushalt abstimmt. Nun ergibt sich eine Pattsituation, damit ist der Etat nicht genehmigt. Am Abend entscheiden sich Brandt und Barzel zu einem innenpolitischen Gipfeltreffen. Sie wissen, dass sie die verfahrene Situation lösen müssen; der Kanzler will unter keinen Umständen, dass sich die Entscheidung über die Ostverträge verzögert.


    

  


  
    

    DIE OSTVERTRÄGE


    Abschied von Guttenberg


    Barzel gelingt es, bei Brandt die Wünsche seiner Fraktion doch noch zu Gehör zu bringen: Kurt Birrenbach (CDU), Mitglied des Auswärtigen Ausschusses, erhält den vertraulichen Einblick in die Protokollnotizen der Moskauer Verhandlungen. Bahr steht ihm Rede und Antwort.


    Sicherlich kann die Regierung nicht nach Moskau reisen und nachverhandeln. Nixon drängt die Bonner Parlamentarier wegen seines bevorstehenden Breschnew-Besuchs Ende Mai 1972, den Ostverträgen rasch zuzustimmen. Deshalb beschließt der Kanzler, den Kern des Problems zu lösen – die möglicherweise unterschiedliche Interpretation des Vertrags. Dazu sollen alle Fraktionen einen Antrag erarbeiten, der die Ostverträge ergänzt und erläutert. Selbst das, ahnt die Regierung, dürfte bei der sowjetischen Regierung kaum Begeisterung hervorrufen.


    Die Meldungen des Stauffenberg-Dienstes beschreiben eine hektische Betriebsamkeit im sowjetischen Außenministerium. Wieder einmal kommt der sowjetische Botschafter Aristow in Wien zu Wort. Er betont, Breschnew stehe unter großem Druck seiner internen Kritiker, die gegen die Entspannungspolitik Stimmung machten. Der Erste Sekretär des ZK der DDR, Erich Honecker, sei bereits unterwegs nach Moskau, weil er weitere unwillkommene Zugeständnisse in letzter Minute verhindern wolle.595 Die Meldung gibt der Dienst zeitnah an das Guttenberg-Büro weiter. Mit den Bedenken Moskaus muss sich an diesem Tag auch Außenminister Scheel befassen. Er trifft sich mit dem sowjetischen Botschafter Valentin Falin zu einem klärenden Gespräch.596


    Stauffenberg befindet sich in der glücklichen Lage, dank einer neuen Geldspritze mit voller Energie weiterarbeiten zu können. Woher sie genau kommt, verschweigen die Unterlagen. Worin der Leiter des Münchner Dienstes die Mittel investieren will, schreibt er Guttenberg: »Wir schicken gerade einen unserer besten Leute nach Washington und sind begierig auf die Ergebnisse.«597 Der Informant wird in der nächsten Zeit viele Gesprächspartner bei dem National Security Council, der CIA und im Pentagon treffen. Nicht nur zu den Ostverträgen sammelt der Zuträger Einschätzungen, sondern auch zur Lage in Vietnam. Die beiden Komplexe sind miteinander diplomatisch verbunden. Der amerikanische Präsident Nixon hatte sein Amt einst mit der Maxime begonnen, den Vietnamkrieg am Verhandlungstisch zu beenden. Zudem beschloss er, die Soldaten seines Landes abzuziehen und stattdessen die südvietnamesische Armee der Republik Vietnam (ARVN) aufzurüsten – auch unter dem Schlagwort Vietnamisierung des Krieges bekannt.


    Spätestens Ostern 1972 erweist sich Nixons Plan als gescheitert: Die von der Sowjetunion unterstützten Nordvietnamesen starten eine Offensive, der die amerikanisch protegierten Südvietnamesen nicht genügend entgegenzusetzen haben. Der US-Präsident bricht die Pariser Friedensgespräche ab – die immerhin seit Mai 1968 laufen – und schickt Bomber gegen die Nordvietnamesische Volksarmee (NVA). Dies gefährdet die Gespräche Nixons mit Breschnew sicherlich in entscheidender Weise mehr als die offene Abstimmung der Deutschen in Sachen Ostverträge. Schließlich möchte der amerikanische Präsident mit der Sowjetunion einen Vertrag über die Begrenzung von Raketen-Abwehr-Systemen (ABM598 –Vertrag) besiegeln und über nukleare Abrüstung verhandeln. Die Redakteure des »Spiegel« fassen die Misere in einem Satz zusammen: »In Vietnam fallen derweil ohne Pause Nixons Bomben auf Breschnews Genossen.«599 Zudem will sich Nixon im November 1972 zur Wiederwahl stellen.


    Das Dilemma im Vorlauf des sowjetisch-amerikanischen Gipfeltreffens beschreibt auch Stauffenbergs Informant: Er tendiert nach seinen vertraulichen Treffen dazu, dass die sowjetische Regierung eher bereit sei, Zugeständnisse zu machen und ein wenig an Gesicht zu verlieren, als den Entspannungsprozess scheitern zu lassen.600 Von östlicher Seite bekommt Stauffenberg ein ähnliches Signal: Ein Sowjetdiplomat aus Ost-Berlin deutet demnach an, die Sowjetunion werde sich mit Kritik gegen Amerikas Vietnam-Vorgehen zurückhalten.601 Wobei Sicherheitsberater Kissinger hinter den Kulissen sehr wohl deutliche Worte Breschnews per Brief ereilen.602 Auch zu den Ostverträgen holt der Zuträger eine Einschätzung ein. Er zitiert den Direktor der CIA, Richard Helms, zur Kompromissbereitschaft der CDU in der Ratifizierungsfrage mit der wenig schmeichelhaften Aussage: »Die sind komplett verrückt. Aber das wird Barzel teuer zu stehen kommen. Er wird nie Bundeskanzler werden.«603 Leider überliefert der Informant nur diese Sätze ohne umfassende Begründung.


    __________


    


    Mittlerweile hat sich die Union auf einen Kompromiss mit der Regierung verständigt. Die gemeinsame Entschließung, an der auch der sowjetische Botschafter Falin mitgearbeitet hat, sieht so aus: Die Verträge sollen ausdrücklich keinen Friedensvertrag vorwegnehmen und das Selbstbestimmungsrecht nicht einschränken. Die Bundesrepublik bestehe auf dem Recht einer friedlichen Wiedervereinigung. Außerdem betont der Antrag, dass Westdeutschland fest im Atlantischen Bündnis stehe und seine Politik der europäischen Einigung fortsetze. Und ein ebenso wichtiger Punkt für die Union: Die Bindung zwischen der Bundesrepublik und West-Berlin soll aufrechterhalten und fortentwickelt werden.


    Die CDU entschließt sich mit klarem Votum im Bundesvorstand, sich bei der Abstimmung der Ostverträge zu enthalten. Die Abgeordneten ihrer Schwesterpartei CSU bringt Barzel am Tag der Entscheidung dazu, von ihrer Ablehnung abzurücken.604 Dann versammeln sich die Abgeordneten im Plenarsaal zum letzten Akt im dramatischen Tauziehen. Vier Redner kommen am 17. Mai 1972 noch einmal zu Wort: Carlo Schmid für die SPD, Wolfgang Mischnick für die FDP, Kurt Georg Kiesinger für die CDU und der Bürgermeister von Berlin, Klaus Schütz, SPD. Sie alle halten sich daran, kein Salz mehr in die politischen Wunden zu streuen, und wählen staatstragende Reden. Kiesinger muss die Wende seiner Fraktion erklären und vor allem erläutern, warum sie sich nicht zu einem klaren Ja oder Nein durchringen konnte. Der Altkanzler macht deutlich, dass die Bedenken seiner Fraktion nicht völlig ausgeräumt seien. Die Unionsparteien wollten aber – mit Blick auf die der Regierung abgerungene Entschließung – die Verträge nicht scheitern lassen. Er hoffe, die Verbündeten und das deutsche Volk würden den »unbeirrbaren Willen« der Unionsparteien erkennen, dem Frieden und der Verständigung zu dienen.605 Damit zollt die Union dem internationalen diplomatischen Druck und dem des Volkes Tribut. Unter der Oberfläche lässt sich spüren, dass CDU und CSU fürchten, plötzlich auf einem einsamen Kurs zu sein, verlassen von den Wählern und den Bündnispartnern. Denn Barzel und Brandt haben bereits vereinbart, dass in diesem Jahr – nach den Olympischen Spielen – ein neues Parlament gewählt werden wird.606


    So sinkt die Zahl der Ablehnenden. Selbst die Empfänger des Stauffenberg-Dienstes, die CDU-Bundestagsabgeordneten Bruno Heck, Walter Hallstein und Werner Marx, enthalten sich. Neben Guttenberg bleibt nur Herbert Czaja (CDU) bei seiner Ablehnung. Guttenberg muss im Rollstuhl zur Wahlurne gefahren werden. Der Moskauer Vertrag erhält 10 Gegenstimmen, der Warschauer 17. Damit ist die Ostpolitik besiegelt. Neun Tage später unterzeichnen Staatssekretär Bahr und DDR-Politbüro-Mitglied Kohl für die Bundesrepublik und die DDR den Verkehrsvertrag.


    Stauffenberg bleibt nach der Verabschiedung der Ostverträge nur, die internationalen Stimmen einzufangen – sie klingen wie ein Abgesang. So lässt er einen sowjetischen Generalobersten zu Wort kommen, der im Nachhinein die Furcht der Vertragsgegner bestärkt. Dieser gibt zu verstehen, dass der Vertrag die Westflanke der Sowjetunion politisch und militärisch stabilisiere. Der sowjetische Militärvertreter fragt demnach: »Glaubt denn ernstlich noch ein Mensch daran, dass nach Ratifizierung dieses Vertrages die Bundeswehr zugunsten der USA einen Finger gegen die Sowjetunion rühren wird?«607


    Dass Barzels Karriere sich vom gescheiterten Misstrauensvotum nicht mehr erholen wird, sagen mehrere Quellen des Münchner Dienstes voraus. Ein Mitarbeiter der Europa-Abteilung des amerikanischen State Departments kritisiert laut einem Benelux-Politiker, seine Oppositionsführung sei nicht erfolgreich gewesen. Auch innerparteilich habe er verloren. Der Amerikaner soll gesagt haben: »Barzel wird für opportunistisch gehalten. Nach amerikanischen Gepflogenheiten hätte ein Senator oder Abgeordneter seiner Überzeugung entsprechend für oder gegen die Verträge gestimmt und darüber von Anfang an keine Zweifel gelassen.«608


    Nicht nur die entscheidenden Köpfe der CDU und CSU müssen sich neu positionieren. Ebenso wird es für Stauffenbergs Dienst Zeit, sich eine neue Perspektive zu suchen. Die Ostpolitik wird in Zukunft eine geringere Rolle spielen. Vor allem steht die Gruppe vor ihrem schwersten Verlust: Sie wissen, dass ihr engster Berater, Freund und Unterstützer Guttenberg nur noch wenige Monate zu leben hat. Im Juni 1972 gibt der CSU-Politiker sein Bundestagsmandat ab. Zur selben Zeit bricht auch die Korrespondenz mit Stauffenberg und Langkau ab, sie schicken ihm laut der Akten keine Berichte mehr.


    Guttenberg zieht sich in den engsten Familienkreis zurück. Die letzten Wochen liegt er im Bett und kann sich bei völliger geistiger Klarheit nur noch mit Handzeichen verständlich machen.609 Er stirbt am 4. Oktober 1972. Die Trauer ist groß. Seine Mutter erinnert sich in ihren Memoiren: »Der große Schlosshof füllt sich mit zahllosen Kränzen. Am Tag der Beisetzung kann er die vielen Trauernden nicht fassen. Über Zehntausend waren gekommen, um Abschied zu nehmen.«610 Bundesminister Helmut Schmidt zollt ihm in einem Nachruf in der »Zeit« Anerkennung und Respekt: »Er war ein Mann von festen Überzeugungen; und er konnte auch seine politischen Gegner zum Nachdenken zwingen.«611 Der Stauffenberg-Dienst wird nun ohne seine Gedanken und ohne seine Unterstützung auskommen müssen.
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    DIE FREIE WELT

    IM ABWEHRKAMPF
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    TERROR IN MÜNCHEN


    Langemann warnt vor Anschlägen

    arabischer Gruppen


    Die Ostverträge sind beschlossen – damit hätte die Arbeit des Stauffenberg-Dienstes zu Ende gehen können. Jedenfalls wenn die Gründer Wolfgang Langkau, Hans Christoph von Stauffenberg und Karl Theodor zu Guttenberg nur die Politik der sozialliberalen Bundesregierung im Blick gehabt hätten. Sie verstehen ihren Auftrag jedoch grundsätzlicher. Die Moskauer Regierung wird aus ihrer Sicht niemals ihre weltpolitische Mission, die Herrschaft des Kommunismus auszubreiten, aufgeben – Ostverträge hin oder her. Von 1972 bis 1982 sammelt der Münchner Dienst vor allem zu verborgenen östlichen Strategien Informationen: Eine von ihnen nennt sich Infiltration. Bei dieser Methode versucht der Osten, mit Hilfe von befreundeten Organisationen oder per Agenten den Westen zu schwächen. Die härteste Option stellt der Terrorismus dar. Dabei sollen von der UdSSR geschulte, finanzierte und gelenkte Attentäter die Menschen unter anderem in der Bundesrepublik verunsichern. Der Stauffenberg-Dienst wird mehr und mehr solchen Hinweisen nachgehen. Bahr und Brandt, einst die Hauptfiguren des Interesses, rücken in den Hintergrund. Eine der Studien des Dienstes »von befreundeter Seite«, also einer Partnerorganisation, zum internationalen Terrorismus fasst die neue Maxime pointiert zusammen: »Die Freie Welt befindet sich zwar nicht in einem offenen Krieg, aber in einem Abwehrkampf.«1


    


    Jäh rückt der internationale Terrorismus zum ersten Mal am 5. September 1972 in den Mittelpunkt der Aufmerksamkeit: beim Attentat auf die Olympischen Spiele in München. Acht bewaffnete Mitglieder der palästinensischen Terrororganisation Schwarzer September stürmen das Wohnquartier der israelischen Mannschaft. Die Terroristen nehmen elf Mannschaftsmitglieder als Geiseln und verlangen von der israelischen Regierung, mehr als 200 Palästinenser aus israelischen Gefängnissen freizulassen. Doch Regierungschefin Golda Meir lehnt ab. Zwei Israelis kommen bereits ums Leben, als sie versuchen, den Attentätern die Waffen abzunehmen. Beim katastrophalen Befreiungsversuch auf dem Militärflugplatz Fürstenfeldbruck sterben die anderen neun Geiseln. Zudem kommen ein deutscher Polizist und fünf der Terroristen ums Leben. Soweit die bekannte Geschichte.


    Immer mehr Beweise für das Versagen der öffentlichen Stellen sind vierzig Jahre danach ans Licht gekommen: Wie die deutschen Behörden Warnungen in den Wind schlugen, das Olympia-Gelände miserabel sicherten und auch die Geheimdienste angeblich wenig Verwertbares lieferten.2 Doch kaum jemand fragt nach, was Stauffenbergs Helfer Hans Langemann als nachrichtendienstlicher Berater der Spiele eigentlich wusste. Genau solche Gefahren vorauszusagen war schließlich seine Arbeitsplatzbeschreibung. Immerhin hat er zu dem Zeitpunkt fast 200.000 Mark an operativen Mitteln ausgegeben und arbeitete eng mit dem BND zusammen.3 Zehn Jahre später wird ein Untersuchungsausschuss des Bayerischen Landtags Langemanns Arbeit untersuchen: Doch nicht wegen eines möglichen Versagens bei den Olympischen Spielen, sondern weil er damals im Verdacht steht, vertrauliche Informationen an die Zeitschrift »konkret« weitergegeben zu haben. Der Abschlussbericht des Ausschusses stellt lapidar fest: »Nach übereinstimmenden Zeugenaussagen hatte Dr. Langemann keinerlei Informationen hinsichtlich der Terrorakte der Palästinenser während der Olympischen Spiele.«4


    Wie kommen die Parlamentarier zu der Ansicht? Langemann selbst antwortet vor dem Untersuchungsgremium, dazu dürfe er nichts sagen. Das bedeutet nicht, dass er nichts wusste. Ihm schwebte vor, bei den Olympischen Spielen ähnlich wie beim BND eine Vorfeldaufklärung zu leisten. Zweifellos ist er kein Sicherheitsbeauftragter wie Polizeipräsident Manfred Schreiber und auch nicht für den Schutz der Unterkünfte zuständig.5 Doch hätte er Hinweise geben müssen, ob sich international Gefahren zusammenbrauen.


    Diese Aufgabe nimmt er sehr wohl wahr, wie der einzige überlieferte Bericht im Rahmen des Stauffenberg-Dienstes beweist. Das Dokument mit dem Titel »Olympiade. Derzeitiger Stand der sicherheitsmäßigen Entwicklung« entsteht am 26. Juni 1972.6 Demnach sind auch Behörden wie das FBI und Staatsschutzbehörden der USA in die Vorfeld-Beobachtung eingebunden. Langemann hat somit Verbündete zusätzlich zum BND, was angesichts seines Drei-Mann-Büros durchaus schlüssig erscheint.


    In der Meldung des Stauffenberg-Dienstes heißt es: »Es vergeht kein Tag, an dem nicht mit Bombendrohungen gegen Olympische Einrichtungen, neuerdings gegen die Person des OK, operiert wird.«7 Es gebe die Ankündigung, per Zielfernrohr-Gewehr Anschläge auf die im Stadion versammelte Prominenz zu unternehmen.8 Am wahrscheinlichsten ist der Analyse zufolge ein Terroranschlag arabischer Gruppen, zum Beispiel eine bakteriologische Verseuchung des Münchner Trinkwassers. Der Bericht schließt mit der Feststellung: »Diese Frage bleibt vorrangig zu begutachten.«9


    Das alles klingt zwar sehr spekulativ, jedoch nicht nach einer entspannten Sicherheitslage. Interessant wäre zu wissen, welche Analysen Langemann im Juli und August liefert.


    __________


    


    Der Münchner Dienst selbst hat einen Informanten für den Nahen Osten – allerdings nur diesen einen. Der berichtete schon im Sommer 1970 über die Konfrontation in Jordanien, ein Konflikt, der mit dem Olympia-Attentat zusammenhängt: Das Land hatte im Sechstagekrieg mit Israel 1967 seine westlichen Gebiete an den Nachbarstaat verloren und von dort Hunderttausende Flüchtlinge aufgenommen. Viele der heimatlos gewordenen Bewohner des Westjordanlandes lebten seitdem in jordanischen Lagern. Unter ihnen rekrutierte die Palästinensische Befreiungsorganisation (PLO) zahlreiche Anhänger und bildete sie militärisch aus – auch für Angriffe gegen Israel.10 Die Kämpfer hofften, ihre alte Heimat zurückerobern zu können. Das versuchten sie mit Anschlägen gegen den Nachbarstaat zu erreichen, sehr zum Ärger des jordanischen Königs Hussein bin Talal, der mit Israel einen Waffenstillstand geschlossen hatte.


    Im Sommer 1970 spitzte sich die Konfrontation zu: Die palästinensischen Gruppen riefen zum Sturz der Monarchie in Jordanien auf. Die marxistisch-leninistische Demokratische Front zur Befreiung Palästinas verübte am 1. September ein Attentat auf den König. Wenige Tage später entführten Mitglieder der militanten Gruppe auf dem jordanischen Flughafen Zarqa bei Amman vier westliche Maschinen und zerstörten sie. 11


    König Hussein entschloss sich 16 Tage später zum militärischen Gegenschlag. Er setzte eine Militärregierung ein und begann am nächsten Tag mit der Offensive. Diese forderte schon bald viele Opfer auf beiden Seiten. Palästinenser werden dies bald als schwarzen September bezeichnen. So nennt sich auch die Gruppe, die in München das Attentat begeht.


    Auffallend viele Berichte des Stauffenberg-Dienstes zu diesem Konflikt in Jordanien – sogar zu verdeckten Waffenlieferungen der USA an die jordanische Regierung – stammen aus Algerien.12 Der geheime Zuträger verfügt offenbar über Kontakte zu dortigen Militär-Attachés, Politikern und zum Chef der DDR-Mission, also der diplomatischen Vertretung Ost-Berlins. Vor allem aber muss er den algerischen Staatschef Houari Boumedienne kennen, führt er doch gleich mehrere Gespräche mit ihm. Das Rätsel klärt sich, nimmt man die Quelle des Stauffenberg-Dienstes mit Decknamen Petrus in den Blick. 13 Laut Finanzplanung soll er für seine Arbeit, sein Büro und die Sekretärin 6000 Mark im Monat erhalten. Dazu addieren sich Reisekosten von 5000 Mark – zweifellos eine komfortable Ausstattung.14 Hinter Petrus verbirgt sich laut einer Zeugenaussage vor dem bayerischen Untersuchungsausschuss Simon Malley, ein renommierter Publizist aus Paris.15 Wenn man Malleys Biografie genauer betrachtet, besitzt die These, er sei Petrus, einiges an Plausibilität.


    1923 geboren, wächst Malley in einfachen Verhältnissen in Kairo als Kind einer syrischen Familie auf. Formal besitzt er nur einen Highschool-Abschluss, fasst jedoch bald im politischen Journalismus Fuß. Eine ägyptische Tageszeitung schickt ihn in jungen Jahren als Korrespondenten nach New York, wo er vor allem über die neu entstandenen Vereinten Nationen berichten soll.16 Dabei helfen ihm seine hervorragenden Sprachkenntnisse: Er kann sich in Französisch, Englisch und Arabisch fließend ausdrücken.


    Bekannt wird Malley für seine Berichte über die Machtübernahme des militärischen Führers Gamal Abdel Nasser in Ägypten 1952 und seine Artikel während des Unabhängigkeitskriegs in Algerien (1954–62). Der ägyptische Machthaber ernennt Malley danach nicht nur zum Repräsentanten der ägyptischen Zeitung »Al Goumhourya« in New York, sondern gleichzeitig zum Sprachrohr der blockfreien Staaten. 17 Auch mit anderen Gesprächspartnern des Stauffenberg-Dienstes steht Malley deshalb seit Jahren in Kontakt: dem algerischen Staatschef Boumedienne,18 dem rumänischen Präsidenten Ceauşescu und dem jugoslawischen Präsidenten Tito.19 Sie alle gehören damals der blockfreien Bewegung an. Bei deren regelmäßig stattfindenden Konferenzen benutzt Malley statt eines Presseausweises stets einen Delegiertenausweis.20


    1969 lässt er sich in Paris nieder und gründet dort das Magazin »Africasia«, das später seinen Namen wechselt und bis heute »Afrique Asie«21 heißt. Parallel verlegt er eine englische Version und das Journal »L’Economiste du Tiers Monde«. In seinen Zeitungen will er Themen ein Forum bieten, die aus seiner Sicht viele Journalisten vernachlässigen: der Dritten Welt und den Unabhängigkeitsbewegungen weltweit – allen voran den Palästinensern.22 Parallel schreibt er selbst für seine Blätter, führt ein legendäres 20-Stunden-Interview mit dem kubanischen Machthaber Fidel Castro sowie zahllose Gespräche mit dem Präsidenten der palästinensischen Autonomiegebiete, Jassir Arafat, und berichtet über Osttimor.23


    Malley ergreift in seinen Artikeln immer auch Partei, ohne Angst vor Kontroversen. Seine Leserschaft teilt sich daher in ergebene Anhänger und erbitterte Feinde. In den 1970er Jahren schreibt er gegen den marokkanischen König Hassan II. und den Machthaber in Zaire, Mobutu Sese Seko. Er prangert in seinen Berichten deren Menschenrechtsverletzungen an. Aus Sicht der französischen Regierung geht er zu weit: Sie wird ihn, ohne Pass, 1980 in ein Flugzeug nach New York setzen. 24


    Im Spätsommer 1972 verfügt der Münchner Dienst bereits über einige Berichte, die zum Hauptteil aus Malleys Zuarbeit stammen könnten: Stauffenberg erreichen neben Meldungen aus Algerien auch Informationen aus Ankara, Beirut, Kairo und Istanbul. Da der Leiter des Informationsdienstes oftmals die Quelle in Bleistift über den Berichten vermerkt – wohl nur für sich selbst –, wird deutlich, dass Petrus ebenso zahlreiche Nachrichten aus Städten wie Paris, Belgrad oder New York liefert. Das würde bei einem polyglotten Journalisten nicht überraschen. Sein Sohn Robert Malley schreibt in seinem Nachruf für den Vater, dieser habe drei Namen geführt und sechs Zeitschriften sowie acht Staatsbürgerschaften besessen.25 Eine Arbeit für Stauffenberg, erklärt er in einem persönlichen Interview mit der Autorin, könne er weder bestätigen noch leugnen.26 Dazu lägen ihm keine Hinweise vor, Stauffenberg sei ihm unbekannt.


    __________


    


    Langemann hat nach den Olympischen Spielen vor allem eines zu regeln: Was geschieht nun mit ihm? Wie kann er seine Informanten weiter finanzieren? Bald steht fest, dass er ins bayerische Innenministerium wechseln kann.27 Sein alter Arbeitgeber, der BND in Pullach, hatte eine Rücknahme ausgeschlossen. Doch erst im Mai 1973 wird Langemann sein Büro in Nymphenburg räumen und seinen Arbeitsplatz im Innenministerium am Odeonsplatz antreten.28 Er trennt sich jedoch nicht von seinen Zuträgern und bekommt weiterhin Landesmittel für »operative Kosten«29. Seit dem Umzug holt Stauffenberg die Berichte Langemanns an der Pforte des Innenministeriums ab.30


    

  


  
    

    NEUSTART


    Neue Unterstützer für

    Stauffenberg


    Bundeskanzler Willy Brandt stellt im September 1972 im Bundestag die Vertrauensfrage. Er verliert die Abstimmung und macht den Weg für Neuwahlen frei. Ähnlich emotional wie Regierung und Opposition schon um die Ostpolitik gerungen hatten, verläuft der Wahlkampf. Stauffenberg entscheidet sich für eine ungewöhnliche Umfragetechnik: Er erstellt einen Bericht, den die Empfänger nur persönlich zur Kenntnis nehmen und sehr vertraulich behandeln sollen. Dieser trägt den Titel »Bundestagswahl. Letzte Prognosen westlicher Geheimdienste«, vom 9. November 1972. In einem waren sich demnach alle sieben befragten Nachrichtendienste einig: CDU und CSU gewinnen die Wahl, und zwar mit deutlichem Abstand. Die CIA, die Intelligence Group des State Department und der italienische Servizio Informazioni Difesa sahen demnach die Union mit einer absoluten Mehrheit ausgestattet. Zudem sollen die Geheimdienste der Meinung gewesen sein, dass Barzel stark in der Wählergunst steige. Keine der Prognosen traf auch nur entfernt das spätere Ergebnis. In Wahrheit holen die Sozialdemokraten mit ihrer Kampagne »Willy wählen« auf und ziehen an den Unionsparteien vorbei.


    Der CDU/CSU-Spitzenkandidat wird am 19. November 1972 somit nicht Kanzler, sondern die SPD erstmals stärkste Fraktion. Sie verbessert ihr Ergebnis von 42,7 auf 45,8 Prozent. Auch die FDP wächst von 5,8 auf 8,4 Prozent. CDU und CSU verlieren gut einen Prozentpunkt auf 44,9 Prozent. Das Ergebnis wird Barzels politische Karriere beenden. In der kommenden Legislaturperiode wird Karl Carstens die CDU/CSU-Fraktion leiten.


    __________


    


    Der CDU-Bundestagsabgeordnete Marx hat von dem inzwischen verstorbenen Guttenberg die Aufgabe übernommen, seine schützende Hand über den Dienst zu halten und sich für ihn einzusetzen. Beim Werben hat er bisher mäßigen Erfolg, was sicherlich auch eine Folge des Bundestagswahlkampfs und der anschließenden Niederlage ist – Geld und Energie brauchen CDU und CSU für anderes. Stauffenberg hatte sich darüber bereits bei Marx beschwert: »Die Führung einer Opposition, der ein erfahrener politischer Nachrichtendienst mit einiger Potenz angedient wird und die diesen ignoriert, handelt schwer verständlich.«31 Wichtig sei für ihn zu wissen, ob seine Arbeit in der Form gebraucht werde oder verändert werden solle. Schließlich sei er kein »Postenjäger« oder »Wichtigtuer«, sondern habe sich aus freiem Entschluss als Helfer zur Verfügung gestellt.32 Resigniert antwortet ihm Marx: »Solange in der CDU/CSU über die Arbeit Ihres Dienstes keine eindeutige und einheitliche Meinung herbeigeführt werden kann, können meine positive Auffassung und die Zeichen meiner Sympathie Ihnen nicht viel weiterhelfen. Leider musste ich feststellen, dass verschiedene Anläufe, die ich nach unserer damaligen Unterhaltung in München gemacht habe, hier im Sande verlaufen sind. Die gegenwärtige Führung der CDU selbst scheint an der Stelle kein Interesse zu haben bzw. – und dies gilt vor allem für den Generalsekretär – überhaupt nicht zu begreifen, um was es sich handelt und welch wichtiges Instrument man haben bzw. aus- und aufbauen sollte.«33 Das Amt des CDU-Generalsekretärs bekleidet zu dieser Zeit Konrad Kraske.


    Marx bespricht sich daher mit jenen, die auf seiner Seite stehen: mit seinem Fraktionskollegen Alphons Horten und dem mittlerweile erkrankten Globke. Sie sind sich schnell einig, dass sie den Dienst erhalten möchten; aber ihnen fehlt noch immer der Einfluss in der CDU-Parteiführung.34 Im Februar 1973 stirbt Globke, und Stauffenberg verliert einen weiteren Unterstützer der ersten Stunde.


    Die Wende tritt im Mai 1973 ein. Barzel zieht sich von der Fraktionsführung zurück. Zunächst übernimmt Kiesinger kommissarisch die Leitung, nach einem Monat löst ihn der ehemalige Chef des Kanzleramtes, Karl Carstens, ab. Helmut Kohl wird im Juni Parteivorsitzender, und Kurt Biedenkopf folgt auf Generalsekretär Kraske. Dies gibt Marx und Stauffenberg eine neue Chance, in der Partei- und Fraktionsspitze Fuß zu fassen.
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    Tatsächlich bekommt Carstens bald Stauffenbergs sensibelste Berichte. Neu zum engsten Kreis gehören der Stuttgarter Verleger Heinrich Seewald sowie die Bundestagsneulinge Alfred Dregger, Alois Mertes und Franz Ludwig Schenk Graf von Stauffenberg. Bei letzterem handelt es sich um den dritten Sohn des Hitler-Attentäters Claus Schenk Graf von Stauffenberg. 1965 hatte der Jurist Guttenbergs Tochter Elisabeth geheiratet.36 Vier Jahre später beginnt seine politische Laufbahn: Der damals 31-Jährige wird stellvertretender Bundesvorsitzender der Jungen Union. Im Jahr seines Einzugs in den Bundestag wählt ihn die CSU in den Landesvorstand.37


    Hinter Alois Mertes liegt bereits eine diplomatische Karriere mit Stationen in Marseille, Paris und Moskau. Ab 1969 leitete er das Referat Europäische Sicherheit und Regionale Abrüstung im Auswärtigen Amt und nahm einen Lehrauftrag an der Universität Köln wahr. Dreggers politischer Weg verlief vor der Zeit in Bonn vor allem in Hessen, 14 Jahre davon als Oberbürgermeister von Fulda und 10 Jahre als Mitglied des Hessischen Landtags. Nach wie vor leitet er den dortigen CDU-Landesverband. Dregger gehört zum nationalkonservativen Flügel seiner Partei.


    Offenbar ist es Stauffenberg und Marx gelungen, Carstens nicht nur als Empfänger zu gewinnen, sondern ihn in ihre Arbeit einzubinden. Der 60-Jährige besitzt aus seiner Zeit als Kanzleramtschef große fachliche Expertise in Sachen Nachrichtendienste. Einerseits reformierte er den BND, ließ ihn von Fachleuten durchleuchten und evaluierte dessen Berichte über den Prager Frühling – war somit ein ebenso kritischer wie durchsetzungsfähiger Kontrolleur.38 Andererseits teilte er mit Guttenberg die Skepsis gegenüber Bahr und Brandt. An diesem Punkt können die Unterstützer des Münchner Dienstes anknüpfen. Sicher ist, sie können Carstens nur für sich gewinnen, wenn sie herausragende Informationen liefern.


    Stauffenberg engagiert derweil neue Informanten: Anton, Konsul und Paul.39 Im Herbst erhält er von Marx bereits ein großes Lob für seine Berichte: »Im Übrigen möchte ich Ihnen gerne das Kompliment machen, dass Ihre Dienste, die ich am heutigen Sonntag, wo ich diesen Brief auf Band diktiere, noch einmal durchgesehen habe, erheblich an Informationswert und -breite gewonnen haben.« 40 Stauffenberg hatte für den Protegé des Dienstes Informationen über den ungarischen Außenminister Frigyes Puja beschafft.41 Demnach sammelt er nicht mehr nur das, was seine Zuträger ihm anbieten, sondern es gelingt ihm, gezielt Nachrichten zu beschaffen.


    Marx ist nicht der einzige, der sich positiv äußert: Auch Kurt Birrenbach, CDU-Bundestagsabgeordneter und Mitglied des Auswärtigen Ausschusses, lobt die »ausgezeichneten geheimen Berichte«.42 Stauffenberg fasst somit langsam Fuß in der Union. Dies auch, weil sein Empfängerkreis sich auf Personen ausdehnt, die neu in den Bundestag einziehen, jedoch über politische Erfahrungen verfügen und bald an Einfluss gewinnen. So wird Dregger bereits 1972 in den Fraktionsvorstand gewählt. Mertes wird zur selben Zeit Mitglied des Auswärtigen Ausschusses.


    Zudem dehnt Stauffenberg den Radius der Empfänger seiner Berichte auf das Ausland aus und kann dabei auch auf die Kontakte seines Unterstützers, des transatlantischen Vermittlers und ehemaligen Freundes Guttenbergs, Klaus Dohrn, setzen. Die Kontakte laufen nicht allein schriftlich ab, es gibt wohl zudem regelmäßige Treffen. Für die Zusammenkünfte öffnet Guttenbergs Witwe Rose-Sophie das Familienschloss in Oberfranken, wie ein Brief Stauffenbergs an Marx vom September 1973 verrät.43 Von ihr soll auch der Vorschlag stammen, beim nächsten Mal unter anderem den Schweizer Fred Luchsinger, Chefredakteur der »Neuen Zürcher Zeitung«, und den Deutsch-Franzosen Joseph Rovan44, Publizist, Historiker und politischer Berater, einzuladen. Ob Stauffenberg diesen Vorschlag aufnimmt, ist nicht überliefert. Die Treffen haben zudem zwei Gastgeber: neben Stauffenberg der umworbene neue Fraktionsvorsitzende Carstens. 45 Letzterer hatte – laut dem Brief von Marx – bereits zum vorigen Treffen eingeladen. 46


    Rovan jedenfalls taucht wenig später in der Empfängerliste auf. Dies verwundert angesichts seines Lebenslaufes nicht: Von den Nationalsozialisten verfolgt, musste er 1934 nach Frankreich emigrieren und schloss sich den Widerstandskämpfern der Résistance an. Hitlers Schergen internierten ihn im Juli 1944 als politischen Gefangenen im Konzentrationslager Dachau. Sein Leben nach dem Zweiten Weltkrieg widmete er der internationalen Verständigung, vor allem der deutsch-französischen Freundschaft. Rovan arbeitete in vier französischen Ministerien, beriet sowohl die Bonner wie auch die Pariser Regierung. Über den Politikwissenschaftler und europäischen Vordenker Eugen Kogon lernte er Klaus Dohrn kennen, vermutlich in den 1950er Jahren. Dieser führte ihn in die politische Landschaft am Rhein ein, machte ihn mit den Bundespolitikern Adenauer, Globke, Guttenberg und Wehner bekannt. Auch den Unterstützer des Stauffenberg-Dienstes und ehemaligen Bundesminister für besondere Aufgaben, Heinrich Krone, lernte er so kennen.47


    1973 lehrt Rovan seit fünf Jahren an der Sorbonne-Universität in Paris deutsche Geschichte. Sollte der 55-Jährige der Einladung gefolgt sein, wäre dies für ihn ein Wiedersehen mit der ihm gut vertrauten Familie Guttenberg gewesen.48


    Stauffenberg gelingt es somit, weiterhin Menschen zusammenzubringen, die von denselben Visionen getragen werden. Das bringt ihn endgültig aus der Misere der Zeit unter Barzel heraus. Nun kann er die Politik der DDR und der Sowjetunion mehr und mehr erfolgreich in den Blick nehmen.


    

  


  
    

    INFILTRATION


    Der Dienst berichtet

    über die geheime Arbeit des

    Ostens in der Bundesrepublik


    Mag die neue Ostpolitik auch in den Hintergrund rücken, so bleibt sie doch umstritten. Im Dezember 1972 unterzeichnen Egon Bahr und Michael Kohl den Grundlagenvertrag, der die Basis für »normale gutnachbarliche Beziehungen« zwischen der Bundesrepublik und der DDR schaffen soll. Lange rangen die beiden Unterhändler in zahllosen Sitzungen miteinander. Erst als die Bundestagsabgeordneten im Mai 1972 die Ostverträge beschlossen hatten, kam der Durchbruch: Die DDR-Regierung rückte von ihrer Forderung ab, völkerrechtlich von der Bundesrepublik anerkannt zu werden. Das Angebot der Bonner sozialliberalen Regierung stand bereits länger fest: Sie gab ihren Alleinvertretungsanspruch auf.


    Beide Länder verpflichten sich mit dem deutsch-deutschen Grundlagenvertrag gegenseitig, die Selbständigkeit des anderen zu achten, die bestehenden Grenzen zu respektieren und Streitfragen stets mit friedlichen Mitteln zu lösen. Statt diplomatischer Vertretungen richten beide Regierungen sogenannte ständige Vertretungen in Bonn und Ost-Berlin ein.49 Außenminister Walter Scheel bezeichnet das Ergebnis als das »wichtigste Stück einer Entspannungspolitik, die in die Zukunft weist«.50


    Die CDU/CSU-Fraktion bleibt weiterhin kritisch in Sachen Ostverträge, auch im neuen Bundestag ändert sich daran nichts. Der Abgeordnete Marx sagt am 24. Januar 1973 im Bundestag zur zweiten Regierungserklärung von Willy Brandt: »Wir fragen und mahnen nicht, weil wir etwa gerne querulieren, sondern weil wir in der Wirklichkeit der DDR vieles anders sehen, als es uns offiziell gesagt wird.«51 Was meint der Protegé des Stauffenberg-Dienstes damit?


    Dabei hilft ein Blick in die Akten des Dienstes. Die Studie Infiltration, Subversion und Propaganda gegen die Bundesrepublik Deutschland und Europa zeichnet das Bild eines aggressiven Kurses der DDR gegen den Westen.52 In einer zweiten, sehr ähnlichen Ausarbeitung steht die Kernbotschaft: »Allen gegenteiligen Veröffentlichungen zum Trotz wird die SED ihre Infiltrationsbestrebungen gegen die Bundesrepublik ungeachtet der Ost-Verträge nicht nur fortsetzen, sondern ganz erheblich intensivieren.«53 Bei offiziellen Treffen der deutsch-deutschen Regierungen spreche jeder von »Koexistenz«, im Hintergrund fänden hingegen tückische Angriffe des Ostens auf den Westen statt – genannt Diversion. Hinter dem Begriff verbirgt sich eine Vielzahl von Mitteln: falsche Gerüchte streuen, Journalisten mit frisiertem Material füttern, Agenten einschleusen oder gar Terroristen ausbilden und finanzieren. Mit einigen der Instrumente wird sich Stauffenbergs Dienst in den kommenden Jahren beschäftigen, wobei es sich oft um von den Informanten »nebenbei« beschaffte Hinweise handelt. Ihr Wahrheitsgehalt lässt sich kaum angemessen prüfen. Manches klingt nachvollziehbar, manches phantastisch, und manches bestätigen die nach dem Ende der Teilung erschlossenen Dokumente der DDR.


    Angebliche Drahtzieher all der versteckten Aktionen sind laut Stauffenbergs Studien die Kaderabteilung des Politbüros und die Hauptabteilung des Ministeriums für Staatssicherheit der DDR.54 Als handelnde Person macht der Dienst immer wieder das Politbüro-Mitglied Hermann Axen aus. Dieser gilt seit Ende der 1960er Jahre als Architekt der Außenpolitik der DDR:55 Von 1962 bis zum Fall der Mauer leitet er die außenpolitische Kommission beim Politbüro des Zentralkomitees der SED. Zudem ist er deren Sekretär für internationale Verbindungen und Fragen der internationalen kommunistischen Arbeiterbewegung.56


    Die DDR, so die Stauffenberg-Meldungen, wolle vor allem Oberschulen in West-Berlin und Frankfurt am Main sowie pädagogische Hochschulen unterwandern.57 Ebenso gefährdet seien westdeutsche Betriebsräte, Funktionäre des Deutschen Gewerkschaftsbundes sowie Mitglieder der Industriegewerkschaften Metall und Bergbau.58 Da mittlerweile mehr und mehr geschulte Gastarbeiter von ihren Belegschaften in die Betriebsräte gewählt würden, wolle die Moskauer Regierung diese besonders ansprechen. Sie binde dabei Enrico Berlinguer ein, Generalsekretär der Kommunistischen Partei Italiens, der vor allem die italienischen Gastarbeiter in der Autoindustrie umwerben solle.59 Zudem solle er auf Weisung Moskaus den Kontakt seiner Partei zu den deutschen und britischen Sozialdemokraten weiterführen.


    Die These, dass Berlinguer Gehilfe für Moskaus Strategien sein soll, ist auf jeden Fall zu hinterfragen, schließlich war der Italiener bekannt geworden für seinen vom Kreml unabhängigen Kurs. Zweifellos knüpft der Stauffenberg-Dienst hier an die BND-Berichterstattung während der Großen Koalition an. Damals wurde die KPI ebenfalls beobachtet, besonders ihre Verbindungen zur SPD und zur DDR-Führung.


    Zu den Meldungen, die sich nach 1989 bestätigen sollten, gehört eine vom Juni 1972, die eine Verbindung zwischen dem deutschen Linksterrorismus und der DDR andeutet. Ohne weitere Erläuterungen wird Stauffenbergs Lesern mitgeteilt: »Für die Bearbeitung der sog. RAF (Rote Armee Fraktion) und entsprechend orientierter Gruppen ist nach wie vor das Ministerium für Staatssicherheit (MfS) ausschließlich zuständig.«60 Kontakt bestand spätestens seit 1970.61


    Im September 1973 wartet ein Zuträger Stauffenbergs mit der Nachricht auf, die ostdeutsche Regierung unterstütze palästinensische Kämpfer: In der Nähe von Ost-Berlin befinde sich ein Ausbildungslager für mittlere und höhere Führungskräfte der Palästinensischen Befreiungsarmee. Es ist weder der Name des Informanten noch irgendein Hinweis notiert, woher die Angaben stammen. Die Quelle behauptet: »Die Ausbildung wird von einem Ausschuss überwacht und geleitet, dem Palästinenser und SED-Funktionäre (auch Vopo- und NVA-Offiziere) angehören.«62 Quellen belegen bisher nur, dass eine Abspaltung der PLO, die Abu-Nidal-Gruppe, von der DDR trainiert wurde. Die entstand jedoch erst ein Jahr nach der Meldung, und die Trainings fanden in den späteren 1980er Jahren statt.63


    1980 ergänzt eine umfangreichere Analyse, Palästinensischer Terrorismus, die spärlichen Daten der ersten Meldung. Sie stammt von befreundeter Seite, wurde also nicht von Stauffenbergs Zuträgern verfasst. Sie soll die Verbindungen zwischen der Sowjetunion und bewaffneten PLO-Kämpfern aufzeigen. Wer die Behauptungen des Berichts mit Fundstellen in der Literatur vergleicht, erkennt, dass alle Spuren zu einem CIA-Bericht aus dem Jahr 1976 führen.64 Dieser wird später von mehreren Autoren, Think Tanks und westlichen Forschungsinstitutionen genutzt, die sich mit der Sowjetunion beschäftigten.65 Stauffenbergs Bericht verfügt noch über neue Aspekte – ein ähnlicher nachrichtendienstlicher Hintergrund lässt sich aber vermuten.


    Laut der Analyse hat die Sowjetunion Lehrgänge für Terrororganisationen wie die Volksfront zur Befreiung Palästinas entwickelt und 1980 bereits 30 von ihnen abgehalten. Das Hauptausbildungslager liege bei Simferopol auf der Krim. Wörtlich heißt es: »Die Ausbildungsstätten befinden sich in der SU, der DDR, Bulgarien, Ungarn, Rumänien, Kuba, aber auch in Nord-Korea und in Jugoslawien sowie im Nahen Osten.«66 Hier würden Angehörige von Terroristen-Organisationen aus Angola, Äthiopien, anderen arabischen Staaten, Mosambik und Zimbabwe, mehrheitlich jedoch Palästinenser, geschult. Ausbildungsleiter sei ein besonders qualifizierter Oberst der Roten Armee.67 Die Teilnahme sei kostenlos, dauere in der Regel fünf bis neun Monate, und alle Geschulten erhielten später ein Zertifikat des sowjetischen Verteidigungsministeriums.


    Danach übernähmen die Blockstaaten die logistische Unterstützung des Terrors und stellten Zufluchtsstätten bereit. Deren Staats- und Parteiführungen seien stets in die Terror-Anschläge eingebunden, betont der unbekannte Autor. Er schreibt: »Die in der Bundesrepublik Deutschland durchgeführten Aktionen erfolgten nachweislich mit Wissen der DDR-Führung und teilweise von DDR-Gebiet aus.«68 Eine solche Behauptung wirft selbstverständlich die Frage auf, welche Anschläge er gemeint haben könnte. Eine Antwort wäre mit Blick auf die unübersichtliche Quellenlage reine Spekulation. Ebenso lässt sich nicht überprüfen, ob die anderen Aussagen der Studie stimmen können: Demnach soll die DDR im Jahr 1975 Froschmänner der PDFLP und drei Jahre danach Piloten von verschiedenen Palästinenser-Organisationen auf ihrem Staatsgebiet ausgebildet haben. Ebenso habe Fachpersonal der DDR im Libanon Palästinenser an Raketen geschult. Beweise dafür liefert die Studie keine.


    Unterwanderung der SPD München


    Nachrichten über die kommunistische Unterwanderung des Westens ganz anderer Art bietet im Juli 1973 dem Stauffenberg-Dienst ein »Gelegenheitsinformant« an. Er liefert Hintergrundmeldungen zur SPD-Landespartei in Bayern. »Wegen Gefährdung des Informationsweges«, mahnt der Dienst seine Leser, diese Berichte besonders vertraulich zu behandeln. Sie stützen sich auf den engen Kreis um Hans-Jochen Vogel, damals Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau. Angeblich soll der Sozialdemokrat fürchten, Teile des Unterbezirks München würden von kommunistischen Kadern gesteuert. »BM Vogel berichtete, dass analoge Vorgänge in verschiedenen Großstädten des Bundesgebietes festgestellt worden seien.«69 Der Konflikt zwischen Vogel, den Münchner Jungsozialisten und dem dortigen linken Flügel war 1973 bereits bundesweit bekannt. Schon Jahre zuvor hatte er ein Parteiordnungsverfahren gegen den stellvertretenden Unterbezirksvorsitzenden eingeleitet.70 Der Stauffenberg-Dienst berichtet auch 1975 wieder »aus der Umgebung des SPD-Landesvorsitzenden Dr. Vogel«. In der Meldung heißt es: »In den Ortsverbänden wird inzwischen die linke Unterwanderung planmäßig fortgesetzt. Das ist umso leichter, als die alten Genossen gerade auch aus Arbeiterkreisen, angewidert von dem intellektuell-revolutionären Gehabe, die Parteiversammlungen meist gar nicht mehr besuchen. Daher finden alle linken Kandidaten mühelos die erforderliche Mehrheit.«71 Wie Stauffenbergs Informanten Kontakt zur Landesleitung der SPD in Bayern fanden, lässt sich anhand der vorliegenden Unterlagen nicht mehr nachvollziehen.


    

  


  
    

    DER DIENST WIRD VERRATEN


    Inge Goliath und die

    Staatssicherheit der DDR


    Unbemerkt rückt der Stauffenberg-Dienst in den Blick der Nachrichtendienste des Ostens. Hätte CDU-Bundestagsabgeordneter Werner Marx seine Sekretärin Inge Goliath genauer beobachtet, wäre ihm vielleicht ab und an ihre nervöse Unruhe aufgefallen. An solchen Tagen klingt die Stimme der jungen Frau wohl höher als normal. Oder ihre Mittagspause fällt ungewöhnlich kurz aus, weil sie dringend etwas kopieren muss. Nur jemand mit einem geschulten Auge, sicher kein vielbeschäftigter Bundestagsabgeordneter wie Marx, hätte erkennen können, dass mit seiner Mitarbeiterin etwas nicht stimmt: Goliath führt seit 1970 ein Doppelleben.72 Sie hintergeht ihren Chef und trägt sein Wissen gen Osten. In diesen Momenten verwandelt sie sich in eine Quelle der Staatssicherheit der DDR, Hauptabteilung Aufklärung der Auslandsabteilung unter Geheimdienstchef Markus Wolf.


    Von außen betrachtet kümmert sich Goliath von morgens bis zum späten Nachmittag um die Korrespondenz für den Wahlkreis von Marx. Sie sucht Adressen heraus, vertröstet Besucher, hält Anrufer hin, wenn ihr Chef unterwegs ist. Ab und zu – in unbeobachteten Momenten – schiebt sie mit schnellem Griff eine Sitzungsunterlage des Auswärtigen Ausschusses, eine Studie der Konrad-Adenauer-Stiftung oder eine Meldung des Stauffenberg-Dienstes in ein Frauenmagazin.73 Die Zeitschrift, erzählt sie ihren Kolleginnen, will sie abends angeblich noch lesen.


    An solchen Tagen erscheint Goliaths Mann Wolfgang kurz vor Feierabend »überraschend« im Büro, um seine Frau abzuholen. Was wie die freundliche Geste eines fürsorglichen Ehemannes aussieht, der seine Frau nach Hause begleiten will, ist Teil seines Auftrags. Er trägt Sorge dafür, dass die Dokumente sicher nach Hause gelangen. Seine Frau könnte auf den Bonner Straßen schließlich in einen Unfall verwickelt oder ohnmächtig werden. Würde ein Sanitäter die Unterlagen finden – vor allem solche mit einem Stempel »vertraulich« –, wäre die Tarnung bald dahin.


    Wolfgang Goliath ist ein sogenannter Offizier im besonderen Einsatz der Staatssicherheit der DDR. Sein wenig schmeichelhafter Deckname lautet Nerz74. Auf den ersten Blick könnte es eine klischeehafte Geschichte sein: Einsame Bonner Sekretärin wird von einem Ost-Agenten verführt und angeworben. Bei Goliath stellt sich der Fall anders dar: Als beide sich Mitte der 1960er Jahre kennenlernen, heißt sie noch Inge Hanke und ahnt nichts davon, dass Politik bald in ihrem Leben eine Rolle spielen wird. Die junge Frau war in Masuren zur Welt gekommen, nach dem Krieg in Krefeld aufgewachsen, hatte dort die Realschule besucht und eine Lehre in einem Industrieunternehmen absolviert.75 Zu Beginn der 1960er Jahre zieht sie nach Bonn und tritt eine Stelle in einem Handel für Büroeinrichtungen an. Die Anfang 20-Jährige ist Vollwaise – ihr Vater gilt seit Kriegsende als vermisst, ihre Mutter ist kurz zuvor gestorben. An ihrem neuen Arbeitsplatz lernt sie den Abteilungsleiter der Firma, Wolfgang Goliath, kennen. Dass er in Wahrheit ganz anders heißt, aus Dresden kommt und für das Ministerium für Staatssicherheit (MfS) der DDR arbeitet, verbirgt er vor ihr.76 Bald beginnt er damit, seiner neuen Bekannten geschickt den Weg in die Politik zu öffnen. Er nimmt sie mit zur Jungen Union in Bonn, wo er selbst bereits im Vorstand mitarbeitet. Sie tritt in die CDU ein, bekommt das Angebot, in der Bundesgeschäftsstelle der Partei als Sachbearbeiterin für Statistik zu arbeiten.77 Ihr Leben nimmt hier eine entscheidende Wende. Jetzt bestimmt Parteipolitik nicht nur ihre Freizeit, sondern auch ihren Beruf. Aus Inge Hanke und Wolfgang Goliath wird auch privat ein Paar.


    Nach kurzer Zeit wechselt sie in die Abteilung Außen- und Verteidigungspolitik der CDU-Zentrale. Ihren nunmehr Verlobten dürfte das sehr gefreut haben, gibt seine Zukünftige doch Anlass für beste Perspektiven. Sein Partei-Auftrag heißt nämlich im DDR-Deutsch: Eindringen in die Zentrale des Gegners. Das könnte nun seine Ehefrau übernehmen, er könnte sie führen und lenken.78 Goliath hofft, seine Auftraggeber in Ost-Berlin bald mit Material der Christdemokraten versorgen zu können.


    1967 heiraten die beiden. Beruflich geht es weiterhin bergauf für Inge Goliath. Sie erhält ein noch besseres Stellenangebot: Der CDU-Bundestagsabgeordnete Marx möchte sie als Sekretärin gewinnen. Die junge Frau hat jedoch Bedenken. Sie moniert, dort gebe es ja nicht einmal elektrische Schreibmaschinen. Ihr Mann, erzählt sie später vor Mitarbeitern der Staatssicherheit in Ost-Berlin, habe »ihr Sträuben« damals geschickt überwunden.79 Er geht in ein Geschäft und kauft ihr eine gebrauchte moderne Schreibmaschine. Dass er dabei schlicht an seine eigenen Interessen denkt und nicht ihr eine Freude machen will, ahnt die 27-Jährige nicht. So beginnt sie 1968 als eine von bis zu elf Mitarbeiterinnen von Marx im sogenannten alten Abgeordnetenhochhaus, einem achtgeschossigen Gebäude aus den 1950er Jahren. 80 Jeden Tag verbringt sie nun im Zentrum der Bonner Republik.


    Wolfgang Goliath will den letzten Schritt gehen: Seiner Frau erklären, mit wem sie in Wahrheit verheiratet ist. Ihr berichten, wie er im Oktober 1961 nur mit einem Koffer, einer Geburtsurkunde und einem Reisepass ausgestattet auf dem Bahnhof in Dortmund eintraf.81 Seine Identität gehörte eigentlich jemandem, der aus der BRD ausgewandert oder dessen Tod nirgends registriert war. Wolfgang Goliath lebt somit eine Doppelgänger-Existenz.82 Seine Vorgesetzten vom Ministerium für Staatssicherheit sollen vom Vorschlag, seine Ehefrau als Agentin anzuwerben, zunächst wenig begeistert gewesen sein.83 Goliath überzeugt seine Auftraggeber mit guten Argumenten. Auch das MfS will wissen, wie die Union auf die neue Ostpolitik Brandts reagiert. Gerade rechtzeitig kann die neue Quelle Herta, wie Inge Goliath für das Ministerium für Staatssicherheit (MfS) heißt, die ersten Nachrichten liefern. Bald bescheinigt ihr der ostdeutsche Geheimdienst, besonders zuverlässig zu berichten: Sie erhält die Bestnote A.


    Doch allein mit einer Unterschrift wird niemand Agent. Wolfgang Goliath, der auf der Schule des MfS sein Handwerk gelernt hat, erklärt ihr, wie sie sich richtig zu verhalten hat, und unterweist sie sicher auch in den technischen Kniffen. Mit den Dokumenten in der Handtasche beginnt die Arbeit nämlich erst. Oft fällt für beide dann der Feierabend aus, sind es viele Dokumente, manchmal auch die Nachtruhe. Sie müssen alle Seiten unter Scheinwerferlicht fotografieren und dann die Filme selbst entwickeln. Die Streifen rollen sie zusammen, stecken sie in kleine Dosen und senden sie per Kurier nach Ost-Berlin. Kein Agent schickt kopierte Akten von West nach Ost oder umgekehrt. Zudem nimmt Inge Goliath auch Originale aus dem Büro mit, wie sie vor dem MfS im April 1982 erzählt. Daher muss sie vor allen anderen Kolleginnen am Morgen an ihrem Arbeitsplatz eintreffen, damit sie alle Dokumente wieder an ihren Platz legen kann. Betritt Marx das Büro, hat er den Eindruck, alles sei wie immer. Vermutlich sieht Inge Goliath an solchen Tagen übermüdet aus.


    Was macht ihren Chef interessant für die DDR? Den damals 45-Jährigen zeichnen sowohl sein Fachwissen wie auch seine Kontakte in Fragen der Außen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik aus. Später wird das MfS besonders seine Geheimdienstkontakte hervorheben. Marx hatte nach seinem Studium der Philosophie, Geschichte und Geografie 1956 seine Laufbahn als persönlicher Referent des CDU-Abgeordneten Otto Lenz begonnen. Sein Chef galt als Schlüsselfigur der Wiederbewaffnung, vielleicht begeisterte er seinen jungen Mitarbeiter für die Belange der Bundeswehr.84 Zwei Jahre später jedenfalls wechselte Marx als Angestellter ins Bundesverteidigungsministerium. Unter dessen Hausherrn Franz Josef Strauß wurde er Mitglied des Führungsstabes der Bundeswehr und Referent der Abteilung Psychologische Kriegsführung.


    Aus dieser Zeit stammen auch seine Kontakte zum Bundesnachrichtendienst, genauer zu BND-Mitarbeiter Kurt Weiß.85 Letzterer leitete in den 1960er Jahren eine Parallelorganisation zu seinem Kollegen Langkau, nach seinem Decknamen als Winterstein-Dienst bezeichnet.86 Weiß war gelernter Journalist, und der Presseverbindungsdienst des BND gehörte zu seiner Abteilung. Er informierte die Medien, kümmerte sich um besonders entgegenkommende Journalisten und versuchte, kritische Berichte zu verhindern.87 Einen Teil der Pressekontakte warb der BND sogar als Quelle an. Sein Dienst gehörte zur Beschaffung. Weiß hatte nach Langkaus Ausscheiden für eine Übergangszeit dessen Strategischen Dienst übernommen. 1970 fällt die Führung an Richard Meier, Weiß leitet die BND-Schule.


    Marx und Weiß jedenfalls bleiben immer in Kontakt – wenn auch mit einer längeren Pause. Der CDU-Politiker, gerade seit zwei Jahren neu im Bundestag, will sich 1967 über östliche Nachrichtendienste informieren. Er erinnert sich an Weiß und bittet ihn um Informationen. Der BND-Mitarbeiter schreibt ihm: »Wir sind mit Freuden bereit, uns mit Ihnen abzustimmen und Ihnen – im Rahmen unserer Möglichkeiten – behilflich zu sein (so wie wir in vielen Fällen auch Ihren Rat sehr gut gebrauchen können…).«88 Weiß lädt Marx zu einem Gedankenaustausch mit dem BND-Präsidenten nach Pullach ein. Einen Satz wird Weiß in seinem Brief dank Inge Goliath Jahre später bereuen: »Wir sollten für die Zukunft sicherstellen, dass die zwischen uns bestehende Verbindung nicht durch bürokratische und sonstige Hemmnisse behindert wird.«89 Der folgende vertrauensselige Umgang zwischen Marx und Weiß erleichtert es Inge Goliath, ihre Arbeitgeber im Osten detailliert über die Verbindung des Abgeordneten zum BND-Mitarbeiter Weiß in Kenntnis zu setzen.


    Neben diesem geheimdienstlichen Kontakt bleibt Marx dem Thema Bundeswehr verbunden. Er leitet von 1966 bis 1972 den Bundesfachausschuss Verteidigungspolitik und von 1969 bis 1980 den Arbeitskreis V der CDU/CSU-Bundestagsfraktion in Sachen Außen-, Deutschland-, Verteidigungs-, Europa-, Entwicklungs- und Außenwirtschaftspolitik. Somit öffnet sich für Goliath ein weites Feld an Einblicken.


    Bald begleitet sie ihren Chef auf Wahlkampfreisen, springt ein, wenn Marx sie für den Arbeitskreis V braucht. Angeblich lädt er sie sogar in seine Privatwohnung in Bad Godesberg ein.90 Zehn Jahre später wird ihr Chef behaupten, sie habe nur Kaffee gekocht und wenig Einblick in seine außenpolitische Arbeit gehabt. Wohl eine Schutzbehauptung, wie die Unterlagen der Staatssicherheit der DDR zeigen: Dank einer Liste aus dem System zur Informationsrecherche der Hauptabteilung Aufklärung (kurz SIRA) lässt sich rekonstruieren, was Goliath gen Osten schickt. Demnach sammelt sie ab 1970 alles Relevante aus Marx’ Büro zu den Themen Außenpolitik und Verflechtungen der CDU mit Schwesterorganisationen sowie Parteiinterna. Da die Berichte nicht erhalten sind, stellt die Aufzählung die alleinige Quelle dar. Laut dieser werden von Goliath in den kommenden Jahren 240 Meldungen eingehen und in 70 Berichte des MfS für die SED-Führung einfließen.91 Die meisten Dokumente sind als vertrauliche Verschlusssachen eingestuft. Einige wenige erhalten die höchste Geheimhaltungsstufe. Damit gehörte Inge Goliath zweifellos zu den sehr ergiebigen Quellen der MfS Auslandsaufklärung unter Markus Wolf. Dessen Abteilung II, die für Parteien und Organisationen der BRD zuständig ist, steuert ihren Einsatz.


    Nach kurzer Zeit erreichen die MfS-Mitarbeiter die gewünschten Unterlagen zur neuen Ostpolitik – so »Die Unterrichtung der CDU/CSU-Bundestagsfraktion durch die Bundesregierung über die Schlussverhandlungen (der) BRD in Moskau« vom 12. August 1970.92 Ebenso liefert Herta Ende Januar 1973 zum Grundlagenvertrag eine Einschätzung von Carstens zur Berlinfrage.93 Sie schickt Unterlagen zur Sitzung des Verteidigungsausschusses im Bundestag im Mai 1973.94 Oder eine Ausarbeitung zur Biografie von Egon Bahr.95


    Dass Stauffenbergs Dienst von Goliaths akribischer Sammelarbeit nicht verschont bleibt, lässt sich ahnen: Am 6. November 1973 erreicht Ost-Berlin eine siebenseitige Aufzeichnung mit dem Titel »Über Personen, die für einen CSU-internen Informationsdienst arbeiten, deren geschäftliche und finanzielle Gepflogenheiten, sowie ihre Verbindungen zum BND«.96 Das wird nicht ohne Folgen bleiben.


    

  


  
    

    GROSSE PLÄNE


    Lagebesprechung mit

    Stauffenberg


    Stauffenberg ahnt nicht, dass ihn die Staatssicherheit der DDR beobachtet. Er gründet 1973 neben seinem Dienst einen Münchner Kreis für monatliche Lagebesprechungen. Auf diese Weise will er für die »aktiven Streiter in der Bonner Arena« unter seinen Empfängern ein Forum schaffen, wo sie außen- und sicherheitspolitische Fragen diskutieren können und weitere Informationen von ihm erhalten. Sein Plan: Im »vertraulichen Kreis« könnten sie zusammen die Grundlage für ein »möglichst koordiniertes außenpolitisches Verhalten der Opposition«97 erarbeiten.


    Diese gemeinsame Linie sollen die Politiker auch gegenüber ausländischen Partnern vertreten, findet Stauffenberg. Nur so könnten sie als »künftige Partner respektvoller Beachtung sicher« 98 sein. Er skizziert Marx die Zukunftsperspektive: »Die notwendige und erreichbare Kooperation mit Frankreich, den USA und nach den Wahlen hoffentlich auch wieder England lässt sich nur von einem klaren eigenen Standpunkt aus herstellen.«99


    Wobei Stauffenberg hier zu optimistisch ist: In Frankreich regiert nur noch bis April 1974 der Gaullist Georges Pompidou, bevor ihn der Liberale Valéry Giscard d’Estaing ablöst. In den USA wird Richard Nixon im Spätsommer als Präsident zurücktreten. Dessen Lage müsste Stauffenberg bekannt sein, tragen seine Informanten doch zahlreiches Material zur Watergate-Affäre zusammen, in deren Zusammenhang der US-Regierung Machtmissbrauch vorgeworfen wird. Und in Großbritannien macht der Kandidat der Labour Party, Harold Wilson, und nicht sein konservativer Herausforderer das Rennen.


    Trotz allem wollen Marx und Stauffenberg ihr Projekt in Angriff nehmen: Mitte Januar 1974 trifft sich der Kreis und analysiert die internationale politische Lage. Die Teilnehmer stellen dann im Februar in Fünf-Minuten-Referaten ihre Vorstellungen dar, wie sie den außenpolitischen Kurs ihrer Partei fixieren möchten. Dies geschieht in zwei Gruppen: Die erste besteht aus Marx, dem Bayerischen Staatsminister für Bundesangelegenheiten Heubl und dem Parlamentarier Horten. Der CSU-Bundestagsabgeordnete Franz Ludwig Graf von Stauffenberg und der Mitarbeiter der CSU-Landesgruppe Graf Huyn bilden die zweite Runde. Immer dabei ist natürlich Hans Christoph von Stauffenberg, der als Einleitung in die Diskussion einen Analytischen Versuch zur weltpolitischen Lage 100 vorträgt. Der CDU-Parlamentarier Mertes sollte auch teilnehmen, er war an beiden Terminen verhindert. Im März steht das nächste Treffen bei Horten an, wo dann die Ergebnisse von beiden Gruppen zusammenfließen sollen.


    Das Vorgehen zeigt, dass Stauffenberg mehr und mehr Anschluss an die Tagespolitik sucht und in die Entscheidungsfindung von CDU und CSU stärker eingebunden sein will. Im Brief an Marx umreißt er die alte Position: »Wir haben unsere Tätigkeit hier immer nur als Hilfsdienst aus einer dem Alltagsgetriebe entrückten Stellung heraus verstanden. Dieses Agieren aus dem Abseits hat seine Vor- und Nachteile. Zu den Vorteilen gehört die relative Ruhe, die manchmal den Überblick erleichtern kann. Sie lässt den mehr Außenstehenden das Versanden hoffnungsvoll und vielversprechend begonnener Initiativen, wie z.B. auch seinerzeit in Guttenberg, schmerzlicher empfinden als den an Enttäuschungen gewöhnten aktiven Streiter.«101 Daher nun die neue Initiative.


    Änderungen gibt es ebenso beim Informationsdienst. Stauffenberg stehen mittlerweile zwei Schreibkräfte zur Seite.102 Neu im Verteiler ist »Marianne«, deren Identität sich den Akten nicht entnehmen lässt. Hinzu kommen die CDU-Bundestagsabgeordneten Walter Wallmann und Gerhard Reddemann sowie der Unternehmer Heinrich Gattineau.103 Mittlerweile gehören der außenpolitische Referent der CSU Graf Huyn, der ehemalige Botschafter Böx und der Unterstützer Gustav Stein zu den Empfängern.


    Der hessische CDU-Politiker Prinz zu Sayn-Wittgenstein geht, wie er scheibt, weiterhin als »demütiger Sammler« auf Reisen. Damit die Spender Vertrauen in sein Unterfangen setzen, bittet er Marx und Carstens um ein Unterstützungsschreiben.104 Den Text hat er bereits entworfen, so müssen der Protegé des Dienstes und der Fraktionsvorsitzende der CDU/CSU nur noch unterschreiben. Im Schreiben heißt es: »Schon die bisherigen Ergebnisse dieser speziellen Tätigkeit rechtfertigen das Urteil, dass hier ein wertvoller Beitrag zur Vervollständigung eines Erkenntnisstandes geleistet wird, der die Voraussetzung für jedes sinnvolle politische Planen und Handeln ist.«105 Mit dem Schreiben erhebt er den Dienst zu einem für die Unionsparteien wichtigen Routineinstrument der Politik. Dies unterstreicht die These, dass sich Stauffenberg mittlerweile etabliert hat.


    Ein Blick in die Akten zeigt, dass einige Informanten der ersten Stunde nach wie vor Berichte liefern, so die amerikanische Quelle Norbert und die Verbindung zur Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, Mosaik. Petrus und Spiritus sind weiterhin für den Hauptteil der Berichte verantwortlich. Savoy kümmert sich neuerdings um die sowjetisch-portugiesischen Beziehungen, 106 Heinez um Kuba107 und Jonathan berichtet über den Terroristen Carlos.108 Paul behandelt die Grundlagen der NATO-Strategie, Konsul die Ostpolitik, und Anton liefert Informationen zur Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (KSZE).109


    Ebenso vervielfachen sich die Meldungen aus der DDR. Bisher war die Ostaufklärung wegen mangelnder Gelder zu kurz gekommen. Es geht nicht nur um verdeckte Strategien der Regierung in Ost-Berlin gegenüber dem Westen, sondern ein Informant beruft sich auf das Zentralkomitee der SED, zum Beispiel zum Thema »Republikflucht« aus der DDR in den Westen. Er meldet im September 1973: »Die Zunahme der Republikflucht ist zweifellos organisiert. Die Abwanderung von Fachkräften, namentlich Ärzten, erreicht ein bedenkliches Ausmaß. Vor Vollzug des Eintrittes der DDR in die Vereinten Nationen sollen jedoch die vorbereiteten verschärften Kontrollen an den Transitwegen und die Erschwerung anderer Fluchtmöglichkeiten wenn irgend möglich noch nicht durchgeführt werden.«110 Vor allem Mediziner würden daher stärker überwacht.


    Nach wie vor besitzen Stauffenbergs Zuträger Kontakt zu ihrem amerikanischen Netzwerk, das sich auf die CIA, die Gewerkschaft AFL-CIO und konservative Kreise der Regierung beruft. Regelmäßig können die Empfänger des Dienstes, wie in den Jahren zuvor, Ansichten der CIA nachlesen. Ein Beispiel ist die mosambikanische Befreiungsbewegung Frelimo (Frente de Libertação de Moçambique). Sie interessiert die Mitarbeiter des Stauffenberg-Dienstes, weil im August 1973 eine Abordnung der marxistisch-leninistischen Befreiungsfront, geführt von Vize-Chef Marcelino dos Santos, in Bonn eintrifft. Seit zehn Jahren kämpft Frelimo damals für eine Unabhängigkeit von den portugiesischen Machthabern. Hans-Jürgen Wischnewski, Vorsitzender des Ausschusses für Internationale Beziehungen beim Vorstand der SPD, hatte die Delegation eingeladen. Die Sozialdemokraten begründen den Schritt damit, dass sie sich gegen rassistische und kolonialistische Politik wenden wollen. Zu der Zeit veröffentlichen die Medien Berichte über Massaker der Regierungssoldaten an der Zivilbevölkerung. Die portugiesische Regierung unter Marcelo Caetano gerät international zunehmend in die Kritik.111 Wischnewski soll daher erklärt haben, die SPD fordere, alle Waffenlieferungen an Portugal einzustellen.112


    In Stauffenbergs Meldung, die sich auf die CIA stützen soll, heißt es: »Die ungehemmte Identifizierung deutscher Sozialdemokraten mit der kriminell akzentuierten Terrorgruppe Frelimo hat in Washington Erstaunen hervorgerufen. Man könne sich kaum vorstellen, dass Brandt Kenntnis von diesem Vorhaben gehabt habe. Wischnewski, Eppler und andere hätten die Bundesrepublik offenbar unter Umgehung des Bundeskanzleramtes und des Auswärtigen Amtes in eine sehr schwierige Lage manövriert.«113 Die Gesprächspartner beim amerikanischen Geheimdienst verweisen auf wirtschaftliche Interessen des Westens in der Region, so das Staudammprojekt Cahora Bassa in Mosambik, gegen das Frelimo kämpfte. Zudem gelte es, den Transportweg des Öls aus dem Persischen Golf zu sichern. Stauffenberg und seinen Kreis interessiert an der Meldung sicherlich am meisten, wie die CIA die deutsche Regierungspartei beurteilt. Somit bleibt die SPD im Blick des Dienstes.


    

  


  
    

    GUILLAUME


    Das Ende der Ära Brandt


    Die Furcht der Parteien, unterwandert zu werden und das Ziel von Spionen zu sein, stellt sich bald als ganz real heraus: In den frühen Morgenstunden des 24. April 1974 werden Günter Guillaume, Mitarbeiter des Bundeskanzleramtes, und seine Ehefrau Christel wegen des Verdachts der Spionage für die DDR verhaftet. Stauffenbergs Dienst muss das Ereignis überraschend getroffen haben. Als Guillaumes Tarnung auffliegt, beschäftigen sich seine Informanten ausgiebig mit der Präsidentschaftswahl in Frankreich.114


    Seit 1970 arbeitete Günter Guillaume in der Bonner Regierungszentrale, erst in der Wirtschaftsabteilung, dann zwei Jahre als persönlicher Referent im Kanzlerbüro. Ähnlich wie Inge Goliaths Mann war er einst mit einem Auftrag des Ministeriums für Staatssicherheit der DDR in den Westen geschickt worden. Bereits als Redakteur beim Ost-Berliner Verlag Volk und Wissen zu Beginn der 1950er Jahre hatte ihn der Geheimdienst angeworben. Da seine Ehefrau ebenfalls als Agentin verpflichtet war, zog das MfS die beiden bald für einen Einsatz als Paar in Betracht.115


    1956 verließen die beiden die DDR – angeblich als Flüchtlinge. Beim BND, der Menschenrechtsorganisation Untersuchungsausschuss freiheitlicher Juristen und beim Polizeipräsidenten von West-Berlin lagen schon zu dieser Zeit Hinweise vor, Günter Guillaume könne den Auftrag haben, Verlage, Druckereien und Personen zu infiltrieren.116


    Er reiste jedoch unbehelligt ein und fasste schnell Fuß in der SPD, wurde Geschäftsführer des Unterbezirks Frankfurt am Main und Mitglied der Stadtverordnetenversammlung. Seinen Lebensunterhalt verdiente er zuerst mit wechselnden Tätigkeiten, unter anderem mit einem Kaffeeladen. Seine Frau arbeitete am Anfang als Sekretärin beim SPD-Bezirk Hessen-Süd und anschließend als Mitarbeiterin beim Chef der hessischen Staatskanzlei, Willi Birkelbach. Sie gelangte somit in eine für den östlichen Dienst interessante Position. Bei ihrer Verhaftung war Christel Guillaume ebenfalls in Bonn beschäftigt – als Sachbearbeiterin in der Landesvertretung Hessens. 117


    Doch wie wurde aus dem SPD-Geschäftsführer ein Ratgeber des Bundeskanzlers? Hätte Guillaume nicht erfolgreich den Wahlkampf für den damaligen Bundesverkehrsminister Georg Leber organisiert, wäre er vielleicht ein eher unbedeutender Agent geblieben. Leber half ihm beim Entree ins Kanzleramt. Die Bundesregierung muss sich deshalb 1974 kritische Fragen gefallen lassen, schließlich verfügte Guillaume nur über eine Fotografenausbildung und keinen akademischen Abschluss, der eigentlich für die Position und die Bezahlung Voraussetzung gewesen wäre. 118


    So kam es dann dazu, dass er Parteitermine und Reisen des Bundeskanzlers organisierte, ihn ebenso privat kannte. Noch nie zuvor war es den östlichen Diensten gelungen, so nah an die westdeutsche Regierungsspitze zu gelangen. Prekär war, dass die Sicherheitsbehörden Verdacht geschöpft hatten und dennoch darauf drangen, ihn in der Nähe Brandts zu belassen. Auf diese Weise sollten angebliche Mittäter gefasst werden. So begleitete das Ehepaar Guillaume im Juli 1973 den Regierungschef während seines Urlaubs in Norwegen.119 Im Nachhinein sprechen die Kritiker von fahrlässigem Verhalten; Brandt fühlt sich hintergangen, weil man ihn nicht eingeweiht hatte. Ebenso rügt die Opposition die Sicherheitsüberprüfung Guillaumes bei seiner Einstellung im Kanzleramt.


    Guillaume hatte zudem – anders als die Regierung die Öffentlichkeit anfangs glauben lassen will – auch Zugang zu sensiblem Material: Bei seiner Verhaftung finden die Beamten zwei Aktenordner mit Unterlagen des Bundesamtes für Verfassungsschutz – ungefähr 900 Blatt. Zu diesen Berichten hatte er sich nicht konspirativ Zugang verschafft, sondern sie waren ihm offiziell von seinem Vorgänger im Amt übergeben worden. Hätte Guillaume sie systematisch ausgewertet, hätte er auf diese Weise die Möglichkeit gehabt, Quellen des Verfassungsschutzes zu enttarnen.120 Noch größere Befürchtungen belasten Brandts Umfeld: Guillaume soll mit Enthüllungen aus dem Privatleben des Regierungschefs gedroht haben. Der Kanzler übernimmt die Verantwortung und tritt am 6. Mai 1974 zurück. Bundesminister Helmut Schmidt wird Regierungschef.


    Erst nach dem Rücktritt Brandts beschäftigt sich der Stauffenberg-Dienst mit dem Thema Guillaume: Das Magazin »Capital« hatte mit der Nachricht aufgemacht, der Präsident des Bundesamtes für Verfassungsschutz, Günther Nollau, sei »der Mann hinter Guillaume«, also ebenfalls ein Ost-Spion.121 Dabei soll sich der Reporter auf CIA-Informationen berufen. Das versetzt die neue Regierung in Aufruhr. Würde der Verdacht stimmen, könnte dies auch den Protegé Nollaus, den SPD-Fraktionsvorsitzenden Herbert Wehner, in Schwierigkeiten bringen, ebenso Hans-Dietrich Genscher, den Innenminister der FDP.


    Der »Spiegel« wiederum schreibt, hinter dem »Capital«-Bericht stecke eine alte CSU-Seilschaft aus dem pensionierten BND-Präsidenten Reinhard Gehlen, dessen ehemaligem Mitarbeiter Wolfgang Langkau und dem Journalisten Gerhard Löwenthal. Das Magazin deutet sogar an, es gebe einen Dschungel rivalisierender Geheimdienste. Bekanntermaßen war Gehlen nie müde geworden, seine Zweifel an Nollau zu betonen. Die Redakteure vermuten: »Die CSU-Seilschaft (BND-Jargon) trat erneut in Aktion. Um den entlassenen BND-Sachbearbeiter Berno von Wickede sammelten sich in München zwölf Ehmke-Opfer aus Pullach; auch der zwangspensionierte Gehlen-Vertraute Wolfgang Langkau, Brigadegeneral und ehedem Leiter des Strategischen Dienstes im BND, mischt kräftig mit. Er hält im Auftrag der Münchner Rebellen Kontakt zu dem Altpräsidenten Gehlen. Der BND-Gründer wiederum knüpfte Verbindungen zu ›Quick‹ und anderen Rechtspostillen, auch ZDF-Löwenthal war mit von der Partie. Bevorzugte Zielscheiben: Wehner und Günstling Nollau.«122


    Doch Stauffenbergs Dienst und damit auch Langkau stecken nicht hinter dem Artikel. Sie schicken zeitnah zwei Berichte an ihre Empfänger mit der unmissverständlichen Botschaft: »Die Vorwürfe der Zeitschrift »Capital« gegen Nollau werden mit einem Rohrkrepierer enden. Sie sind seit Jahren bekannt und auch geprüft worden; Beweiserheblichkeit gegen Nollau haben sie niemals gehabt.«123 Die Unterlagen seien eindeutig »nachrichtendienstliche Fälschungen« und könnten, so der Dienst, vom sowjetischen Geheimdienst stammen.


    Allerdings beschäftigt sich einer der Berichte mit der Vita Nollaus und zeigt auf, wo östliche Agenten hätten ansetzen können: bei seiner juristischen Arbeit während der Kriegszeit in Krakau (1942–44). Aus Sicht des Verfassers hätte er als Anwalt einen guten Kontakt zu den nationalsozialistischen Behörden gebraucht.124 Die NS-Verbindung hätte, schlussfolgert der Informant, für die östlichen Dienste nach 1945 ein Angriffspunkt sein können. In der Tat suchten diese ganz gezielt nach solchen Informationen. Ebenso glaubt der Autor des Dokuments, dass gerade Nollaus Einsatz für politisch Verfolgte in der sowjetisch besetzten Zone den Besatzern und der SED aufgefallen sein müsse. »Mit Sicherheit haben sie daher seine Tätigkeit in Krakau durchleuchtet«125, meint der Schreiber.


    Dies beweist, dass Stauffenberg und Langkau nicht in den Fall verwickelt waren – sondern ihn nur sachlich untersuchten. Sie hielten es sogar für möglich, dass Nollau vollkommen unschuldig sei. Die Argumentation Gehlens, jemand mit einer Vita wie der Verfassungsschutzpräsident dürfe kein solches Amt bekleiden, teilen sie allerdings.


    __________


    


    Der Bundestag richtet im Herbst 1974 einen Untersuchungsausschuss zum Fall Guillaume ein, der sich nicht nur mit dem Verrat des Kanzleramtsmitarbeiters beschäftigt, sondern auch mit der Vergangenheit des BND. Die Abgeordneten wollen aufklären, inwieweit der Auslandsnachrichtendienst auch im Inland Politiker beobachtet hat. Sie ziehen alte Fälle dazu heran, darunter die vermeintlichen Ostkontakte Egon Bahrs in den 1960er Jahren, die angeblichen Prominenten-Dossiers der Gehlen-Präsidentschaft und die Beobachtung des Dialogs zwischen den deutschen Sozialdemokraten und den italienischen Kommunisten 1968 und 1969. Die sozialdemokratischen Abgeordneten wollen vor allem klären, ob das Material als illegale Kopie weiterhin existiert. Der Grund: Der Journalist und Empfänger des Stauffenberg-Dienstes Gerhard Löwenthal gibt sich als Retter der KPI-SPD-Unterlagen aus und präsentiert Auszüge in seiner Sendung ZDF-Magazin am 12. Juni 1974.126 Gibt es daher Ablichtungen? Und hat der BND jahrelang Inlandsaufklärung betrieben?


    Der ehemalige BND-Mitarbeiter und Stauffenberg-Partner Wolfgang Langkau wird am 7. November 1974 vom Ausschuss vorgeladen.127 Er soll für die Beobachtungen der SPD und der italienischen Kommunisten verantwortlich gewesen sein. Dass er Berichte zu diesem Thema von seinen Informanten bekommen hat, gibt er zu. Eine gezielte Aufklärung habe er jedoch nie betrieben.128 Den Mitgliedern des Untersuchungsausschusses gelingt es, nur eine Grauzone festzustellen. Eine gezielte Inlandsaufklärung des BND – die der ehemalige Kanzleramtschef Horst Ehmke angeprangert hatte – können die Bundestagsabgeordneten nicht nachweisen.129


    Selbst in den USA nehmen Regierungsmitarbeiter die Diskussion um die fragwürdigen BND-Inlandsberichte zur Kenntnis, meldet Stauffenbergs Quelle Spiritus, die auch viele der CIA-Informationen des Dienstes liefert. Seine Gesprächspartner ereifern sich nicht über die Prominenten-Akten, sondern darüber, dass Ehmke das nachrichtendienstliche Material vernichten ließ. Dies, so Spiritus, hätten Mitarbeiter des National Security Council als Skandal bezeichnet. Der Informant bemerkt: »Unter dem vernichteten Material befinden sich mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit u.a. die Unterlagen über die SPD-KPI-Kontakte aus der Zeit der Großen Koalition, die der BND aus Italien (durchaus im Rahmen seines Auftrages) beschafft hatte.«130 Wobei Spiritus irrt: Diese Akten sind nicht vernichtet worden, der Untersuchungsausschuss kann sie sogar einsehen.131


    Die Quelle Spiritus meldet dann am Tag vor Langkaus Zeugenaussage vor dem Ausschuss, die CIA erwäge gar, ihre Kooperation mit dem BND einzustellen: In einer internen Konferenz habe sich CIA-Direktor William E. Colby mit unverhohlener Entrüstung über die Vorgänge im deutschen Auslandsnachrichtendienst geäußert. Ehmkes Handeln widerspreche allen geheimdienstlichen Erfordernissen. Es seien bereits jetzt Schäden unabsehbaren Ausmaßes entstanden, die den BND, gegen den in den letzten Jahren schon erhebliche Bedenken bestanden hätten, vollends aus dem Kreis seriöser Partnerdienste ausschlössen. Colby überlege sich ernsthaft, ob er den BND-Vertreter in Washington nicht zu sich kommen lassen solle, um ihm offiziell mitzuteilen, dass unter diesen Umständen die bisherige Kooperation nicht fortgesetzt werden könne.132 Wie seriös die Meldung ist, lässt sich nicht beurteilen.


    

  


  
    

    PRIVATSACHEN


    Was der Stauffenberg-Dienst

    über Politiker schreibt


    Stauffenbergs Dienst liefert seit 1973 vermehrt Berichte mit Hinweisen zum Privatleben von Politikern. Sie stellen aber die Ausnahme und nicht die Regel dar, grob geschätzt 2Prozent aller Meldungen. Diese Berichte gehen ausschließlich an den engsten Kreis. Stauffenberg und seine Mitarbeiter sind sich daher sehr wohl bewusst, dass sie hier politisch heikles Terrain betreten. Würde öffentlich bekannt, dass sie derart Vertrauliches weitergäben, könnte dies peinliche Nachfragen zum Beispiel vom politischen Gegner provozieren. Sie warnen ihre Empfänger, sollten sie sich nicht an die nötige Vertraulichkeit halten, würden solche Berichte nicht mehr verfasst und verteilt.133


    Informanten fügen gerne einmal private Details hinzu, um Thesen in ihren Berichten zu begründen: Ein geheimer Zuträger aus Washington meldet dem Dienst im Juli 1973, der Berater des amerikanischen Präsidenten, Henry Kissinger, sei nicht auf eine liberale Linie eingeschwenkt, wie wohl einige Medien berichtet hatten. Der Zuträger ergänzt die Meldung mit dem Hinweis, Kissingers »gegenwärtige Freundin« sei »politisch eindeutig erzkonservativ«134. Ob er glaubt, die Frau würde den Berater des Präsidenten beeinflussen? Sicher geht es für den Informanten mehr darum, anzudeuten, dass er selbst in das private Umfeld des Sicherheitsberaters Einblick hat. Ein Jahr später, 1974, heiratet Kissinger in zweiter Ehe Nancy Maginnes.


    Drei Monate nach Willy Brandts Rücktritt als Bundeskanzler im Mai 1974 berichtet der Dienst über dessen psychische Verfassung. In der Meldung steht: »Auch sein Alkohol-Konsum hat sich wieder gesteigert. Zwar rafft er sich gelegentlich zu Kraftakten auf, aber im Allgemeinen gehen von ihm keinerlei Führungsimpulse aus. Er leidet sichtlich unter der Treulosigkeit Wehners, gegen den er einen kaum verhüllten Hass hegt. Brandt ist – zumindest gegenwärtig – keine politische Potenz mehr.«135 Zum Alkohol-Konsum Brandts gab es bereits im Juli 1972 eine Meldung aus Wien. Dort wird ein Kellner zitiert, Brandt habe zur Besprechung beim Frühstück mehrere große Cognacs bestellt.136


    Auch Charakterstudien von Politikern bietet der Stauffenberg-Dienst seinen Lesern, so eine zu Bundeskanzler Helmut Schmidt. Ein US-amerikanischer Politiker berichtet nach einem Gespräch mit Schmidt über die Weltwirtschaftslage im Dezember 1974: »Schmidt ist ein Mann von scharfer Intelligenz und präziser Diktion. Sein großes Selbstbewusstsein ist unübersehbar. Ähnlich wie de Gaulle spricht er von sich selbst oft in der dritten Person (›dieser Kanzler‹). Er vermittelt den Eindruck höchster innerer Anspannung, die immer wieder den Gedanken aufkommen lässt, dass dafür physische Faktoren ursächlich sein könnten (gestörte Funktion der Schilddrüse?).«137 Die gemutmaßte Krankheit schafft es sogar in die Kopfzeile des Berichts.


    Im Jahr 1976 äußert sich der Bundeskanzler angeblich selbst in einem vertraulichen Gespräch gegenüber einem Informanten, er habe Sorge wegen seiner Gesundheit. Er fürchte, die kommende Legislaturperiode nicht voll durchstehen zu können.138 Solche Informationen sind für die CDU/CSU-Empfänger des Stauffenberg-Dienstes sicher von Interesse, weil sie Aussagen zum politischen Gegner liefern. Zwei Monate später erreicht den Dienst eine Meldung aus Wien, wonach auch der österreichische Bundeskanzler Bruno Kreisky sich um den deutschen Kanzler sorge: »Kreisky hat wiederholt die Befürchtung geäußert, dass Schmidt den Stress nicht mehr lange durchstehen könne.«139


    Es finden sich noch weitere Mutmaßungen über den Gesundheitszustand führender Politiker in den Akten des Stauffenberg-Dienstes. Ein Informant meldet in Zeitraum Ende 1972 bis Anfang 1973, der französische Präsident Georges Pompidou sei am »Cushing Syndrom« erkrankt. Er führt aus: »Schon seit Monaten haben die Ärzte bei ihm das Vorliegen des sog. ›Cushing Syndroms‹ diagnostiziert, dessen Besserungsaussichten bei ihm heute mit ›nahezu Null‹ angegeben werden, was nach Lage der Dinge schon in Jahresfrist zum Tode führen könnte.«140 Damals rätselt die Öffentlichkeit, was dem Präsidenten fehlt. Kaum jemand glaubt die offizielle Version, er leide an einer Grippe. In Wahrheit hatten die Ärzte im Sommer 1972 »Morbus Waldenström«, eine spezielle Form des Lymphdrüsen-Krebses, diagnostiziert. Sie verschrieben ihm Cortison, was das Gesicht anschwellen ließ. Daher glaubte der Informant, es handele sich um das »Cushing Syndrom«, eine Nieren-Krankheit, die ein »Vollmondgesicht« hervorrufen kann.141


    Meldungen zum Gesundheitszustand von ausländischen Politikern gehören grundsätzlich zur normalen Berichterstattung von Auslandsnachrichtendiensten. Vermutlich sah sich der Stauffenberg-Dienst deshalb legitimiert, über solch Privates wie eine tödliche Krankheit zu berichten – ihm fehlt jedoch die politische Berechtigung. Hier wird in erster Linie die Neugierde der Empfänger der Berichte befriedigt.


    

  


  
    

    RENTE FÜR STAUFFENBERG


    Neues Finanzkonzept dank

    Hans Langemann


    1976 soll Stauffenberg mit 65 Jahren in Rente gehen. Der Freistaat Bayern teilt ihm mit, ihn jenseits der Altersgrenze nicht weiter beschäftigen zu wollen.142 Gerade jetzt, wo seine Zuträger neuerdings sogar aus Bangladesch, Südafrika und Simbabwe berichten und er die Informanten Burg und Romulus gewonnen hat!143 In eben dieser Zeit, wo er Rückhalt in den Unionsparteien findet, wird sein Dienst wieder einmal in Frage gestellt. Dies ärgert Stauffenberg.


    Sein Briefwechsel mit Marx zeigt, dass er wirklich um den Fortbestand seiner Aufklärungsarbeit bangt.144 Demnach muss Stauffenbergs Arbeitsplatz in der Staatskanzlei für den Informationsdienst wesentlich sein und diesen finanziell absichern.145 Gründe, warum Stauffenberg seine Verrentung als bedrohlich für den Dienst ansieht, nennt er in den Briefwechseln keine. Selbst Stauffenbergs Unterstützer Klaus Dohrn, der in der Schweiz wohnt, spricht Alfred Dregger als Vorstandsmitglied der CDU/CSU-Fraktion und Empfänger des Dienstes auf das Problem an.146 Stauffenberg wendet sich an den bayerischen Staatsminister, Ludwig Huber, und den Leiter der Staatskanzlei, Rainer Keßler, ohne Erfolg.147


    In dieser schwierigen Situation schreibt er an den CSU-Vorsitzenden Strauß und erinnert ihn an die Gründung des Dienstes: 1970 habe er mit Guttenbergs Einsatz ebenfalls Hemmnisse beim Wechsel in den bayerischen Landesdienst überwunden. Stauffenberg bittet Strauß, sich ein zweites Mal für ihn zu engagieren. Immerhin habe er selbst ihm versichert, wie hilfreich seine Informationen seien. Stauffenberg betont gegenüber dem CSU-Chef: »Mit einer gewissen Genugtuung kann ich dabei darauf hinweisen, daß es mir gelungen ist, schon seit geraumer Zeit keinerlei finanzielles Ansinnen an CDU und CSU stellen zu müssen. Das bisher reibungslos funktionierende Anstellungsverhältnis meiner Sekretärin und mir an einem äußersten Randbezirk der Bayerischen Staatskanzlei ist jedoch eine Voraussetzung für diese im Stillen geleistete Arbeit, die mir kaum durch anderweitige Regelungen ersetzbar erscheint.«148 Er habe es in den vergangenen Jahren geschafft, eine sehr kostengünstige Basis für den Dienst zu finden.149 Strauß schlägt laut dem Briefwechsel vor, die Hanns-Seidel- oder die Konrad-Adenauer-Stiftung könnten Stauffenberg stattdessen weiterbeschäftigen. Von dieser Idee hält Stauffenberg jedoch nichts.150


    Und dann steht am 3. Oktober 1976 noch die Bundestagswahl an: Würde Helmut Kohl Kanzler, hätte sich Stauffenbergs Zuarbeit als Dienst der Opposition wahrscheinlich sowieso überlebt, auch wenn das ein paar seiner Unterstützer anders sehen. Tatsächlich gewinnen CDU und CSU die meisten Stimmen, erreichen 48,6 Prozent. Die Regierungsverantwortung bleibt ihnen jedoch abermals verwehrt. Helmut Schmidt setzt die sozialliberale Koalition fort.


    Stauffenberg bleibt nichts anders übrig, als weitere Gespräche zu führen: Er trifft sich mit dem neuen CDU/CSU-Fraktionsvorsitzenden Kohl, dessen parlamentarischem Geschäftsführer Walter Wallmann und dem Vorsitzenden der CSU-Landesgruppe, Friedrich Zimmermann.151 Die Verrentung können sie nicht abwenden, Ende 1976 scheidet Stauffenberg aus der Staatskanzlei aus. Er schreibt seinen Empfängern: »Am 14. September wurde eine zeitweilige Einschränkung und anschließende Unterbrechung der Zusendungen angekündigt. Zahlreiche Empfänger haben seither ihr Interesse an einer in gewohnter Weise fortgeführten Unterrichtung bekundet. Diese wird hiermit wieder aufgenommen, – einstweilen unter etwas eingeschränkten und teilweise behelfsmäßigen Bedingungen.«152


    


    
      
      

      
        	
          Zahlungen des bayerischen Innenministeriums


          an den Arbeitskreis für das Studium internationaler Fragen153


          Verwendungszweck: »Staatsschutzmäßige Gefährdungsdarstellung der internationalen Zusammenhänge extremistisch-terroristischer Bestrebungen«154
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          3500 Mark
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          27.000 Mark
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          30.000 Mark

        
      


      
        	
          1981

        

        	
          35.000 Mark
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          95.500 Mark

        
      

    


    


    
      
      

      
        	
          Zahlungen von Hans Christoph von Stauffenberg


          an Hans Langemann, Chef des bayerischen Staatsschutzes


          Verwendungszweck: »Auslagenerstattung für Informanten«155

        
      


      
        	
          1976–1979

        

        	
          Monatlich zwischen 5000 und 6000 Mark

        
      


      
        	
          Summe

        

        	
          Zwischen 240.000 und 288.000 Mark, laut Aussage Stauffenbergs mindestens 300.000 Mark

        
      

    


    


    Stauffenbergs politische Unterstützer müssen demnach eine Lösung gefunden haben.156 Marx schreibt in einem Brief vom März 1977 verklausuliert: »Kohl habe ich auf Ihren Besuch und auf die Verabredungen dort angesprochen und er hat mir gesagt, dass er die Ihnen gegebenen Zusagen unbedingt einhalten wolle.«157 Was der neue CDU/CSU-Fraktionsvorsitzende Stauffenberg versprochen hat, lässt sich den Akten nicht entnehmen.


    Überliefert ist jedoch ein bemerkenswerter Finanzfluss, der zu der Zeit einsetzt, als Stauffenberg in Rente geht: Hans Langemann, mittlerweile Leiter der Staatsschutzabteilung des Innenministeriums, gewährt dem Arbeitskreis für das Studium internationaler Fragen Gelder für sogenannten »positiven Verfassungsschutz«. Im Jahr 1976 zahlt er dem Verein, der Stauffenbergs Arbeit unterstützt, den überschaubaren Betrag von 3500 Mark. 1979 werden es bereits 27.000 Mark sein.158 Insgesamt fließen auf diese Weise bis 1981 mindestens 95.500 Mark. Diese Zahlen ermittelt 1982 der Untersuchungsausschuss des Bayerischen Landtags anlässlich der Presse-Veröffentlichungen über Hans Langemann. Die Abgeordneten überprüfen dabei die Finanzzuwendungen Langemanns an Dritte während seiner Zeit im Innenministerium. Nach ihren Recherchen überweist der Arbeitskreis für das Studium internationaler Fragen Stauffenberg regelmäßig Geld auf ein Sonderkonto. Von diesen Beträgen bezahlt der Leiter des Münchner Dienstes seine Informanten und seinen Kooperationspartner Langemann. Langemann will das Geld nicht behalten, sondern allein für seine Zuträger verwandt haben.159


    Langemann ist somit Zahler und Empfänger zugleich. Bis 1982 erhält er von Stauffenberg laut dem Abschlussbericht der Opposition im Bayerischen Landtag zwischen 300.000 und 350.000 Mark.160 Die parlamentarische Mehrheit, die CSU, schreibt in ihrem Bericht, nur in der Zeit von 1976 bis 1979 seien Gelder geflossen, die Gesamtsumme gibt sie aber ebenfalls mit über 300.000 Mark an.161 Auf jeden Fall muss der Arbeitskreis für das Studium internationaler Fragen damals über weitere zahlungskräftige Unterstützer verfügen, ansonsten hätte Stauffenberg Langemann nicht so gut bezahlen können. Die Spenden der Privatwirtschaft müssen demnach weiterhin geflossen sein.


    Die Mitglieder des Untersuchungsausschusses stoßen zudem auf das Konto eines Stauffenberg-Informanten, Aristide Brunello. Auch auf dieses hat Langemann Gelder des Innenministeriums überwiesen – in den Jahren 1978 und 1979 insgesamt 14.500 Mark. Unterschriftsberechtigt für das Konto ist neben Brunello auch Stauffenberg.162 Da diese Finanzangaben die einzigen Daten aus verlässlicher Quelle sind, bleiben hier viele Fragezeichen.


    __________


    


    Die Arbeit des Dienstes geht jedenfalls 1977 weiter.163 Im März erreicht die Empfänger aus dem »engsten Verteiler« eine Information zur Ost- und Deutschlandpolitik der US-Regierung. Der Meldung liegt ein Zettel mit der Bitte bei, die Ausarbeitung »nach Kenntnisnahme« zu »vernichten«.164 Sie geht exklusiv an die CDU/CSU-Politiker Carstens, Dregger, Kohl, Marx, Strauß, Wallmann und Zimmermann. Auf dem Zettel findet sich außerdem ein Hinweis, der zeigt, dass Stauffenberg seinen Informanten auch Aufträge erteilt, also gezielt aufklärt: »Die vorliegende Information ist die Wiedergabe eines vertraulichen Gesprächs des hochplatzierten (ausländischen) Gewährsmannes mit dem Generalsekretär im Élysée, Jean François-Poncet, im Vollzug eines erteilten Auftrages zu dem behandelten Thema.«165


    Die Meldung stammt laut der handschriftlichen Notiz darauf von Stauffenbergs Zuträger Petrus aus Paris. Er soll ermitteln, wie die neue US-Regierung unter Jimmy Carter ihre Deutschlandpolitik gestalten will. Der Gewährsmann liefert eine Aussage, die den Lesern des Dienstes gefallen dürfte: »In der Umgebung Carters fasst man die Befürwortung einer SPD-CDU/CSU-Koalition oder auch eines Zusammengehens von CDU/CSU-FDP ins Auge, um den bevorstehenden ›Bluffs‹ oder Drohungen des Ostens entschlossen entgegentreten zu können.«166


    Petrus soll mehr über die amerikanischen Überlegungen in Erfahrung bringen. Daher schlägt Stauffenberg vor, ihn nach New York zu schicken, wenn sich die entsprechenden Reisekosten aufbringen ließen. Dort solle er unter anderem die Meinung des Sicherheitsberaters des Präsidenten, Zbigniew Brzeziński, einholen. Stauffenberg bietet daher seinen Lesern an: »Für weitere Auftragserteilung wird um Anregungen und Wünsche gebeten.«167 Mehr und mehr Informationen werden die Zuträger demnach nicht mehr nur sammeln, sondern beschaffen.


    Im Dezember trifft Petrus in Washington tatsächlich Brzeziński. Dieser muss bei ihm einen nachdrücklichen Eindruck hinterlassen haben. Der Bearbeiter seiner Berichte – wohl niemand anderes als Stauffenberg – bemerkt: »Der Informant hält Brzeziński wegen seiner (durch Carter voll gedeckten) Fähigkeit, die eigenen Absichten täuschend zu verdecken, für einen zielbewussten und äußerst gefährlichen Gegenspieler Moskaus.« Stauffenberg warnt seine Empfänger jedoch: »In diesem Zusammenhang muss auf die Erfahrung hingewiesen werden, dass Informanten gelegentlich dazu neigen, die von ihnen beobachteten Akteure auf der politischen Bühne einseitig überzubewerten. Sie ›verlieben‹ sich gleichsam in den Hauptdarsteller.«168


    

  


  
    

    BRIGITTE MOHNHAUPT

    IN BEIRUT?


    Die Quelle »Spiritus«

    und die RAF


    Stauffenberg kann sich als Rentner nun ganz auf die Arbeit für seinen Dienst konzentrieren. Dies geschieht zu einer Zeit, in der kaum etwas die Menschen in Deutschland mehr bewegt als der linke Terrorismus: Im April 1977 erschießt ein Kommando der Roten Armee Fraktion (RAF)den Generalbundesanwalt Siegfried Buback in seinem Dienstwagen. Im Juli klingeln die RAF-Mitglieder Susanne Albrecht, Brigitte Mohnhaupt und Christian Klar an der Tür des Vorstandssprechers der Dresdner Bank, Jürgen Ponto, in Oberursel. Da Albrecht eine Bekannte der Familie ist, werden sie hereingelassen und erschießen den nichtsahnenden Bankier. Im September entführen RAF-Terroristen den Arbeitgeberpräsidenten Hanns Martin Schleyer, um so ihre inhaftierten Gruppenmitglieder freizupressen.


    Für Helmut Schmidt beginnt die schwierigste Zeit seiner Kanzlerschaft, der sogenannte Deutsche Herbst. Am 13. Oktober 1977 entführen vier mit der RAF verbündete Kämpfer der Volksfront zur Befreiung Palästinas (PFLP) die Lufthansa-Maschine Landshut auf ihrem Flug von Palma de Mallorca nach Frankfurt am Main. Es beginnt eine fliegerische Odyssee: In Aden erschießen die Entführer den Kapitän. Endstation ist die somalische Hauptstadt Mogadischu. Schmidt entschließt sich am 18. Oktober, mit Hilfe der für Terroreinsätze ausgebildeten Grenzschutztruppe 9 (GSG 9) die Geiseln zu befreien. Die Spezialkräfte erschießen drei der Entführer, eine Palästinenserin überlebt schwer verletzt, alle Passagiere werden gerettet. In der Nacht begehen die RAF-Mitglieder Andreas Baader, Gudrun Ensslin und Jan-Carl Raspe in der Justizvollzugsanstalt Stuttgart-Stammheim Selbstmord. Zur selben Zeit töten die Entführer Arbeitgeberpräsident Schleyer.


    Stauffenberg kann seinen Empfängern zum Deutschen Herbst jedoch wenig mitteilen. Sein Dienst verfügt laut den Unterlagen über keine Kontakte zu Mitarbeitern des Bundeskriminalamtes oder des Bundesamtes für Verfassungsschutz, die hauptsächlich die Taten der RAF untersuchen. Stauffenberg will zudem keine umfangreiche Inlandsaufklärung betreiben. Daher bekommt der 65-Jährige nur Hinweise aus dem Ausland, und die meisten Meldungen beschäftigen sich mit den internationalen Verbindungen der Terrorgruppen – vor allem zu den Palästinensern, zum libyschen Machthaber Muammar al-Gaddafi und zur Sowjetunion. Stauffenbergs Zuträger bedienen sich dabei meist der Hilfe ausländischer Dienste, die langfristiger beobachten können und über staatliche Rückendeckung verfügen. Würden die Mittelsmänner des Stauffenberg-Dienstes in terroristische Strukturen eindringen wollen, könnten sie schnell in Lebensgefahr geraten.


    So berichtet der Informant Romulus im August 1977 denn auch über politischen Terrorismus in Italien, womit zweifelsfrei die Roten Brigaden gemeint sind, und nicht über die Vorfälle in Deutschland. In den sogenannten bleiernen Jahren zwischen 1969 und 1982 gab es in Italien mehr als 8000 terroristische Anschläge.169 Der Zuträger gibt an, sich auf Informationen der Sicurezza zu stützen, also des zivilen italienischen Nachrichtendienstes. Diese Behörde war speziell für den Terrorismus im Land gegründet worden, stellt demnach eine aufschlussreiche Quelle dar. Romulus berichtet, die Ausbildung der italienischen Terroristen erfolge über die PLO, die Finanzierung übernehme der libysche Machthaber Gaddafi. Zwei oder drei arabische Beamte der Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur (UNESCO) in Genf steuern laut Romulus die Terrorgruppen. In Rom diene ein Anwalt der Kurie als Schaltstelle, vor allem für die Geldzahlungen. 170


    Die Meldungen zur RAF erreichen Stauffenberg ebenfalls nicht von deutschem Territorium und sie thematisieren in der Regel deren palästinensische Kontakte. Die Hinweise liefert der Informant Spiritus, dessen wahre Identität im Dunkeln liegt. Sein erster Bericht vom Mai 1978 beschäftigt sich mit den in Zagreb festgenommenen RAF-Terroristen Brigitte Mohnhaupt, Peter-Jürgen Boock, Rolf Clemens Wagner und Sieglinde Hofmann. Die Bonner Regierung hatte am 11. Mai von der Festnahme erfahren und sofort ein Auslieferungsersuchen gestellt, ohne Erfolg.171 Staatsminister Wischnewski, berichtet Spiritus, sei deshalb eigens nach Belgrad gereist. Der Informant beruft sich dabei auf die Direktion der Staatspolizei in Wien. Doch auch Wischnewskis Reise habe nichts bewirkt, stellt Spiritus fest, weil die jugoslawische Regierung als Gegenleistung verlangt habe, die Bundesrepublik solle eine entsprechende Anzahl kroatischer Terroristen ausliefern. Die Bonner Regierung wolle nun die französische Regierung um Hilfe bitten.172 Alle Mühen bleiben vergebens: Titos Sicherheitsbehörden entlassen die RAF-Mitglieder im November aus der Haft. Mohnhaupt und ihre ehemaligen Mithäftlinge werden in den Jemen abgeschoben. Dort werden sie mit anderen Angehörigen der Terrorgruppe in einem palästinensischen Ausbildungslager in Aden trainieren.173


    Anfang 1979 kehren sie zurück nach Europa, um den Mordanschlag auf den NATO-Oberbefehlshaber General Alexander Haig im belgischen Casteau vorzubereiten. Ihr Plan scheitert jedoch, weil sie die Geschwindigkeit von Haigs Dienstwagen falsch eingeschätzt haben. Der Sprengsatz zerstört nur das Heck des Fahrzeugs. 174


    Wenige Wochen später liefert der Informant Spiritus erneut eine RAF-Meldung. Er will dank arabischer Hinweise wissen, dass sich Christian Klar, Brigitte Mohnhaupt und Adelheid Schulz in der Hauptstadt des Libanon, Beirut, befinden. Mohnhaupt gilt als Anführerin der zweiten RAF-Generation, als »ungekrönte Königin«.175 Christian Klar, einer der Hauptverantwortlichen des Deutschen Herbstes, hat den Ruf, besonders kaltblütig zu sein. Adelheid Schulz – die Jüngste der Gruppe – war früher seine WG-Partnerin und Freundin. Sie wird als Vertraute Brigitte Mohnhaupts beschrieben und plante unter anderem die Entführung des Arbeitgeberpräsidenten Schleyer. Daher erscheint die Zusammenstellung der Gruppe, die Spiritus wählt, nicht unlogisch. Allerdings beraten im Sommer 1979 die RAF-Mitglieder, darunter Mohnhaupt, in Paris mit den Revolutionären Zellen über gemeinsame Aktionen und nicht in Beirut.


    Im August ergänzt Spiritus, das Trio halte Verbindung mit der Militärabteilung der PLO. Ihr Kontaktmann, Majed Muhsin,176 sei vor allem mit geheimdienstlichen Fragen befasst. Gemeint ist der Bruder von Zuhair Muhsin,177 der bis zu seinem Tod im Juli 1979 ein einflussreicher Palästinenserführer war und in Cannes einem Mordanschlag zum Opfer fiel. Die Täter wurden nie gefasst.


    Spiritus meldete damals, allerdings im vorsichtigen Konjunktiv, Mohnhaupt sei zu dessen Beerdigung in Damaskus erschienen.178 Er schreibt nun: »Klar, Mohnhaupt und Schulz sowie zwei weitere namentlich nicht bekannte Personen sollen mit Majed Mohsen (Muhsin) die Möglichkeit einer Unterstützung in der Bundesrepublik – gegen Ende des Jahres im süddeutschen Raum – geplanter Terroraktionen erörtert haben.«179 Dabei sei es insbesondere darum gegangen, von den Palästinensern Sprengmaterial zu erhalten. Schon der Sprengstoff für das Haig-Attentat stammte aus dieser Quelle.180


    Der nächste Anschlag geschieht im November 1979, ob mit palästinensischer Hilfe oder ohne, ist unklar: RAF-Mitglieder, unter ihnen Klar, überfallen eine Bank in Zürich und töten dabei eine Passantin.


    Kurze Zeit darauf spalten sich die Linksterroristen: Ein Teil – unter ihnen zum Beispiel Susanne Albrecht und Werner Lotze – findet Anfang 1980 in der DDR Unterschlupf und bekommt vom Ministerium für Staatssicherheit eine neue Identität. 181 Die übrigen zieht es in den Nahen Osten, vor allem in den Süd-Jemen.182 Die drei von Spiritus in den Blick genommenen Terroristen Klar, Mohnhaupt und Schulz werden im November 1982 in Deutschland verhaftet.


    

  


  
    

    ARAFAT, DIE PLO

    UND CARLOS


    Die Quelle »Petrus« und

    der Terrorismus


    Laut dem Hamburger Magazin »konkret« soll Stauffenberg nicht nur Informationen zum internationalen Terrorismus gesammelt haben. Ein Journalist des Blattes schreibt im November 1982: »In einem Fall gingen die Vorschläge und Planungen, die Langemann unter Einschaltung des Freiherrn von Stauffenberg erarbeitete, bis in den Bereich von Mord und Totschlag. Auch hier war die Zielrichtung Terrorismusbekämpfung. Am 9. und 10. November 1977, wenige Wochen nach den Todesfällen der RAF-Gefangenen in Stammheim, reiste Stauffenberg nach Paris. Dort traf er den ehemaligen BND-Agenten Simon Malley mit Decknamen Petrus.«183


    Langemann als Chef der Staatsschutzabteilung des Landes Bayern habe nach Stauffenbergs Rückkehr in München einen Vermerk angelegt, den das Magazin im Wortlaut abdruckt. Demnach soll Malley dem Leiter des Dienstes berichtet haben, die arabisch-europäische Terrorszene würde weiterhin durch bekannte Terroristen wie den Palästinenser Wadi Haddad und den Venezolaner Ilich Ramírez Sánchez mit Kampfnamen Carlos gelenkt. In dem Vermerk, den »konkret« veröffentlicht, ist davon die Rede, dass Petrus meint: »Nach wie vor gehe die Planung in der gesamten arabischen europäischen Terrorszene von einer Aktionsgruppe aus, zu der insbesondere Waddi [müsste eigentlich Wadi heißen, Anm.d.A.] Haddad gehöre. Daneben der bekannte Carlos.«184


    Diese Terroristen verfügten über einen achtköpfigen Führungskader in Europa, darunter drei Deutsche, und die Gruppe werde vom KGB kontrolliert. Petrus soll demnach Stauffenberg vorgeschlagen haben, die Gruppe über einen Verbindungsmann zu infiltrieren und zu zerschlagen. Kosten laut dem Vermerk: mehrere Millionen Deutsche Mark. Die Aufzeichnung gibt Langemann Alfred Seidl, Staatssekretär des Innenministeriums, zur Kenntnis. 185


    Sollte Stauffenberg nun doch operativ arbeiten, also aus seinem Nachrichtendienst einen Geheimdienst machen wollen?186 Der Langemann-Vermerk liegt der Autorin nicht vor, seine Echtheit lässt sich nicht beurteilen. Um Carlos ranken sich damals bereits Legenden, er steht ganz oben auf den weltweiten Fahndungslisten. Sollte Petrus tatsächlich den Stauffenberg-Dienst nah an diesen marxistischen Attentäter, Bombenleger und Geiselnehmer heranführen können? Stauffenberg wird später vor einem Untersuchungsausschuss des Bayerischen Landtags bestätigen, dass es eine solche Idee gegeben habe. Unsicher, wie sie sich hätten verhalten sollen, seien er und Langemann zum ehemaligen BND-Präsidenten Gehlen gefahren. Der habe geraten, die Finger von der Sache zu lassen.187


    


    
      
      

      
        	
          Ausgewählte Daten zu Carlos und Wadi Haddad 1971–1978

        
      


      
        	
          Juli 1971

        

        	
          Jordanien: Ilich Ramírez Sánchez (später führt er den Kampfnamen Carlos) lernt die führenden Köpfe der Volksfront zur Befreiung Palästinas, Georges Habasch und Wadi Haddad, kennen.

        
      


      
        	
          Sommer 1973

        

        	
          Haddad überredet Carlos, für seinen Europa-Chef Michel Moukharbal zu arbeiten.

        
      


      
        	
          30. Dezember 1973

        

        	
          Der Anschlag von Carlos auf den jüdischen Geschäftsmann Lord Joseph Edward Sieff schlägt fehl.

        
      


      
        	
          13. September 1974

        

        	
          Unterstützer von Moukharbal und Carlos sowie drei Mitglieder der Japanischen Roten Armee überfallen die französische Botschaft in Den Haag und nehmen elf Geiseln, darunter den französischen Botschafter.


          Moukharbal und Carlos bauen Kontakte zu den Revolutionären Zellen auf (u.a. Wilfried Böse und Johannes Weinrich).

        
      


      
        	
          1975

        

        	
          Moukharbal und Carlos beraten die RAF im Zusammenhang mit der Besetzung der deutschen Botschaft in Stockholm.

        
      


      
        	
          27. Juni 1975

        

        	
          Carlos erschießt Moukharbal und zwei Mitarbeiter des französischen Geheimdienstes DST. Ein dritter DST-Beamter wird schwer verletzt.

        
      


      
        	
          21. Dezember 1975

        

        	
          Überfall auf die OPEC-Konferenz unter der Leitung von Carlos, mit dabei – Terroristen der Revolutionären Zellen (u.a. Hans-Joachim Klein), drei Menschen werden getötet, Klein verwundet, 80 Personen als Geiseln genommen.

        
      


      
        	
          Mai 1976

        

        	
          Haddad schließt Carlos aus der Organisation aus.

        
      


      
        	
          27. Juni 1976

        

        	
          Ein in Athen gestartetes Air-France-Flugzeug wird von zehn Terroristen, darunter Wilfried Böse und Brigitte Kuhlmann, nach Entebbe in Uganda entführt. Als Drahtzieher gilt Haddad. Bei der Befreiungsaktion israelischer Spezialeinheiten werden alle Geiselnehmer und drei Geiseln getötet.

        
      


      
        	
          1976

        

        	
          Haddad wird aus der PFLP ausgeschlossen.

        
      


      
        	
          1977

        

        	
          Entführung des Flugzeugs Landshut. Haddad ist in die Planungen eingebunden.

        
      


      
        	
          28. März 1978

        

        	
          Haddad stirbt in Ost-Berlin

        
      


      
        	
          Quelle: Skelton-Robinson, Thomas: Im Netz verheddert. Die Beziehungen des bundesdeutschen Linksterrorismus zur Volksfront für die Befreiung Palästinas (1969-1980), in Kraushaar, Wolfgang (Hrsg.): Die RAF und der linke Terrorismus, Band 2, Hamburg 2006, S. 865-891.

        
      

    


    


    Wie ist das zu bewerten? Die beiden Terroristen Haddad und Carlos verbindet in der Tat ihre Kampfzeit für die Volksfront zur Befreiung Palästinas (PFLP). 1971 hatten sich die beiden kennengelernt, zwei Jahre später warb Haddad den Venezolaner für die PFLP. Der Palästinenser hatte den militärischen Arm der Organisation geleitet, Carlos in ihrem Namen mehrere Anschläge verübt.


    Wie sieht ihr Verhältnis im Winter 1977 aus? Es gibt dazu keine eindeutige Antwort. Oliver Schröm beschreibt in seinem Buch über Carlos die Vorweihnachtszeit 1977: Danach lebt der Terrorist zusammen mit seinem Vertrauten, dem Deutschen Johannes Weinrich, in Algier unter der Protektion des Staatschefs Boumedienne und des algerischen Geheimdienstes. Angeblich befindet sich auch Haddad in der Stadt.188


    Andere Autoren verweisen darauf, dass es bereits ein Jahr zuvor zum Bruch zwischen dem Venezolaner und dem Palästinenser gekommen sei und dass beide nun versuchen, eigene Gruppen zu etablieren: Die PFLP warf nämlich Carlos vor, Ende 1975 Lösegelder der Geiselnahme im Hauptquartier der Organisation erdölexportierender Länder (OPEC) in Wien unterschlagen zu haben. Mit dem Geld sollen sich Medienberichten zufolge ein saudi-arabischer Ölminister sowie dessen iranischer Kollege freigekauft haben. Haddad wurde wohl 1976 ausgeschlossen und hat eine Splittergruppe gegründet.189


    Stauffenbergs Quelle Petrus – um die es sich in dem Vermerk handelt – meldet im Dezember 1977 wieder eine andere Version nach München: Carlos sei in Libyens Hauptstadt Tripolis. »Er wohnt, streng abgeschirmt, mit einer ›ständigen Begleiterin‹, vermutlich lateinamerikanischer Herkunft, etwas außerhalb der Stadt.«190 Er empfange jedoch einzelne Abgesandte, die ihm wohl unterstellt seien, um von ihnen Berichte entgegenzunehmen und ihnen Befehle zu erteilen. Die arabischen Terroristen würden von einem Europäer mit dem Decknamen Alex betreut und mit Geld versehen. Widersprüchliche und falsche Informationen zu Ilich Ramírez Sánchez kursieren damals etliche.


    Es ist nicht abwegig, wie im angeblichen Langemann-Vermerk in »konkret« behauptet wird, dass Stauffenberg von Malley Nachrichten zum internationalen Terrorismus haben wollte. Zumal der Arbeitskreis für das Studium internationaler Fragen, der ihn unterstützt, zu diesem Zweck Gelder von Langemann erhält. Stauffenberg hat bereits frühere Meldungen zum Thema Carlos in seinem Archiv. Eine von ihnen stammt aus dem Jahr 1975 aus Paris, jedoch nicht von Petrus, sondern von Jonathan. Die französischen Behörden hatten damals den Kontaktmann des Venezolaners für die PFLP, den Libanesen Michel Moukharbal, verhaftet und verhört. Der PFLP-Mann führte drei Geheimdienstmitarbeiter des französischen Inlandsgeheimdienstes DST zur Wohnung von Carlos. Der Terrorist bat sie herein und erschoss drei der Männer – darunter Moukharbal. Über Brüssel gelang Carlos die Flucht.


    Stauffenbergs Informant Jonathan meldet dazu Beachtenswertes: »Sein libanesischer Freund war ›umgedreht‹ worden und hatte aussichtsreich erscheinende Gespräche mit Carlos geführt, um ihn für eine Zusammenarbeit mit entsprechenden französischen und israelischen Stellen zu gewinnen. Das Zusammentreffen der französischen Sicherheitskräfte mit Carlos unter der Mitwirkung des Libanesen sollte einer gemeinsamen Besprechung diesbezüglicher Abreden gelten. Daraus erklärt sich u.a. die Tatsache, dass die Besucher unbewaffnet kamen und von diesem widerstandslos umgebracht werden konnten.«191 Demnach wären die Männer in eine Falle getappt. Die meisten Autoren gehen jedoch davon aus, dass die französischen Geheimdienstmitarbeiter den Terroristen verhören und nicht anwerben wollten.192 Bis heute ist der genaue Hergang der Tat unbekannt.


    Doch wie sieht es mit den Berichten von Petrus in Sachen Terrorismus aus? Zweifellos liefert die Quelle die meisten der einschlägigen Berichte. Wer sie analysiert, wird schnell begreifen, warum Stauffenberg den Rat von Gehlen einholt: Einige der Meldungen von Petrus sind schlicht Phantasiegebilde: 1978 sagt er den Sturz Erich Honeckers voraus und ein Jahr später, dass der algerische Staatschef Boumedienne einem Giftmord zum Opfer gefallen sei – er litt an Leukämie.193 1980 meldet er, eine »kosmetische Operation« habe das Aussehen von Carlos vollkommen verändert.194 Wer Fotografien des Venezolaners aus verschiedenen Jahrzehnten vergleicht, entdeckt aber keine auffälligen Veränderungen, allenfalls die Erkenntnis, dass auch Terroristen altern.


    Zum vermeintlichen Infiltrationsangebot drängen sich ebenso Zweifel auf: In Langemanns vermeintlichem Vermerk, aus dem »konkret« zitiert, steht der Hinweis, die von Petrus ins Spiel gebrachte Terrorgruppe sei auch für die Entführung Richard Oetkers (1976) verantwortlich. Der Industriellenerbe wurde jedoch nicht von Terroristen entführt, sondern von Dieter Zlof, seines Zeichens studierter Betriebswirt, Tauchlehrer, Barmixer und Autohändler.195 Dieser wurde zwar erst 1978 gefasst, was Petrus entlasten mag. Dem »konkret«-Autor hätte dies 1982 aber bekannt sein müssen.


    Dies bedeutet nicht, dass Stauffenbergs Informant kein solches Angebot, den internationalen Terrorismus zu infiltrieren, gemacht haben könnte. Petrus liefert zu der Zeit des Vermerks, also Ende 1977, erwiesenermaßen Erkenntnisse, die das Umfeld von Haddad und Carlos betreffen. So erreicht den Dienst in München ein – nachvollziehbarer – Bericht über das Treffen der Gegner eines Friedensabkommens zwischen Israel und Ägypten. Dieses Abkommen will damals der ägyptische Staatspräsident Muhammad Anwar as-Sadat gemeinsam mit dem israelischen Ministerpräsidenten Menachem Begin auf den Weg bringen. Im März 1979 werden die beiden in Washington den Friedensvertrag unterzeichnen.


    Laut dem Bericht von Petrus versammeln sich vom 2. bis 5. Dezember 1977 die Gegner von Sadats Initiative zu Gesprächen in Tripolis. Die Ablehnungsfront besteht damals aus Algerien, dem Irak, der Demokratischen Volksrepublik Jemen (Südjemen), Libyen, Syrien sowie der PLO.196 Zuvor hatten die Länder ihre diplomatischen Beziehungen zu Ägypten abgebrochen. Petrus berichtet über die vertraulichen Gespräche am Rande der Konferenz. Arabische Vertreter hätten erörtert, ob Terrorismus als Mittel genutzt werden solle, um die Sadat-Initiative zu sabotieren. Unter den Teilnehmern sei auch Georges Habasch, Chef der PFLP, gewesen. Im palästinensischen Lager habe es unterschiedliche Meinungen gegeben: Die Gruppe um Habasch – unterstützt von Syrern und Irakern – sei für eine Terroraktion gewesen, die Gruppe um Arafat dagegen. Die Diskussion solle nach der Konferenz weitergehen. Der Informant hält fest: »Nach unbestätigten Gerüchten hat Gaddafi eine Belohnung von einer Billion Dollar ausgesetzt, wenn Sadat im Laufe der nächsten Wochen beseitigt werde. Die genannte Summe mag übertrieben sein, dennoch ist das Gerücht im Grunde richtig. Die Ausschaltung Sadats oder ein Staatsstreich mit Hilfe der ägyptischen Armee ist das den Geheimdiensten der Teilnehmerstaaten vorrangig gegebene Ziel. Auch Syrien stimmte dem zu.« 197 Der ägyptische Staatspräsident wird am 6. Oktober 1981 von einem politischen Gegner in Kairo ermordet.


    Die Meldungen der Quelle Petrus schwanken offensichtlich in ihrer Qualität. Der Wert des Informanten liegt ganz in seinen persönlichen Zugängen, seinen Hintergrundgesprächen in aller Welt. Zwischen ihm und Kissinger sind mehrere Gespräche mit »privatem Charakter« überliefert. Ebenso nah kommt der Journalist Malley dem kubanischen Machthaber Fidel Castro. Dass Petrus und Simon Malley wirklich identisch sind, wird spätestens hier deutlich: Mitte Mai 1977 führt Malley als Chefredakteur seiner Zeitschrift »Afrique-Asie« zwanzig Stunden lang ein Interview mit Fidel Castro.198 Zehn Tage verbringt er dazu auf der Insel. Zur selben Zeit gehen mehrere Berichte von Petrus aus Kuba in München ein. Sie decken sich mit der Aussage Castros in dem von Malley veröffentlichten Interview in »Afrique-Asie«: Castro wirft China darin vor, mit der NATO und der CIA zusammenzuarbeiten und planmäßig einen neuen Weltkrieg vorzubereiten.199 Interessant ist Petrus’ Aussage: »Nach wiederholten langen Unterhaltungen mit Castro scheint dieser hinlänglich Vertrauen gefasst zu haben, um auch über seine Probleme mit Moskau zu sprechen.«200 Demnach glaube der kubanische Machthaber, verbesserte Beziehungen zur Dritten Welt würden ihm eine vorsichtige, schrittweise Distanzierung von der Sowjetunion erlauben.


    Vor allem aber ist Malleys Zugang zur PLO für Stauffenberg von Wert: Mit Arafat verbindet den Journalisten eine Freundschaft, er interviewt ihn für seine Zeitungen mehrfach. Zudem berichtet er als Quelle Petrus über ihn für Stauffenbergs Dienst, zum Beispiel über Arafats Besuch in Moskau im Frühling 1975.201


    Sicher ist: Stauffenberg wird den Vorschlag, eine Terrorzelle zu infiltrieren, rasch zu den Akten gelegt haben. Diese Annahme wird dadurch bestätigt, dass er eine weitere Offerte zu einer »Operation« ein Jahr darauf ablehnt. Zwei Palästinenserführer sollen laut einem Informanten nicht, wie offiziell verkündet, bei einem Unfall gestorben sein. In Wahrheit seien sie in Beirut vor ein Kriegsgericht gestellt und innerhalb von 24 Stunden liquidiert worden. Die Männer hätten in Kontakt mit dem Staatsminister im Bundeskanzleramt, Hans-Jürgen Wischnewski, gestanden. Hierzu regt der Tippgeber an, er könne die Namen in Erfahrung bringen. Stauffenberg notiert: »Es wurde darauf verzichtet, auf dieses Angebot einzugehen, weil dies auf ein Feld führen würde, das ohne einen staatlich abgesicherten ›Apparat‹ nicht betreten werden sollte und daher außerhalb des Auftrages liegt.«202 Er weiß somit sehr genau, wo die Grenzen seiner Organisation liegen. Ihm und Langemann zu unterstellen, sie hätten das »Liquidieren terroristischer Kader« verfolgt, geht an der Realität vorbei. Zumal fraglich ist, ob die von Petrus identifizierte Gruppe überhaupt existierte.


    Petrus’ Nachrichten zum internationalen Terrorismus, die besser mit dem Begriff Spekulation beschrieben sind, gehen in den kommenden Jahren weiter.203 Aber was antwortete er einst auf eine kritische Nachfrage Stauffenbergs, der eine Meldung zu abenteuerlich fand: »Wenn das Handwerk der Diplomatie zur Kunst wird, kann sie die Realität unglaublich erscheinen lassen.«204


    

  


  
    

    ERSTE ENTHÜLLUNG


    Inge Goliath setzt sich

    in die DDR ab


    Infiltration – dieses Problem rückt am 10. März 1979 für den Stauffenberg-Dienst in den Vordergrund: Inge Goliath, die Mitarbeiterin des CDU-Bundestagsabgeordneten Werner Marx, erscheint morgens nicht zur Arbeit. Sie hat sich mit ihrem Ehemann in die DDR abgesetzt. Der Journalist Hans-Jürgen Müller wird 1985 in der »Berliner Morgenpost« schreiben, zu der Zeit hätten die Bonner Politiker ihre Sekretärinnen nicht mehr mit »Guten Morgen« begrüßt, sondern mit »schön, dass Sie da sind«.205 Der »Spiegel« macht am 19. März 1979 mit dem Titel auf: »Spionage im Vorzimmer – Bonns gefährdete Frauen«. Marx muss nämlich nicht als einziger schmerzhaft erkennen, dass seine Mitarbeiterin ein Doppelleben führte. Den Anfang machte am 5. März 1979 Ursel Lorenzen, Mitarbeiterin des britischen Zivilbeamten Terence Moran, der die Operationsabteilung des NATO-Rats leitete:206 Auch sie setzte sich in die DDR ab. Wenige Tage später galt Christel Broszey, Sekretärin im CDU-Bundesvorstand und enge Mitarbeiterin von Kurt Biedenkopf, seit einem erfundenen Friseurbesuch als verschollen.207 Auch sie ist mit ihrem Mann über die innerdeutsche Grenze verschwunden. Am 19. März traf es die SPD: Von Helga Rödinger, Chefsekretärin im Bundesministerium für Finanzen, fehlte jede Spur.


    Nur Sekretärin Ursula Höfs aus der Organisationsabteilung der CDU-Parteizentrale und ihr Mann werden kurz vor dem Übertritt des Ehepaars Goliath in die DDR von der Bonner Abwehr verhaftet. Auch Höfs’ Mann hatte das MfS in die Bundesrepublik eingeschleust. Mit einer speziellen Raster-Methode entdeckte der Verfassungsschutz, dass es sich bei Jürgen Höfs in Wahrheit um Siegfried Gäbler handelte. Der war 1965 aus der DDR »geflohen«. Die Verhaftung des Paars sei der Auslöser gewesen, so Geheimdienstchef Markus Wolf in seinen Erinnerungen, die Sekretärin von Marx aus dem Westen abzuziehen.208 Sicherlich wäre es nur eine Frage der Zeit gewesen, bis auch Wolfgang Goliaths wahrer Name bekannt geworden wäre.209 Die Spionageabwehr der Bundesrepublik war deshalb alarmiert, weil im Januar 1979 Werner Stiller, ein Oberleutnant aus Markus Wolfs Stab, gen Westen geflohen war. Zuvor hatte er schon als Doppelagent für den BND gearbeitet. Im Gepäck bringt er als »Morgengabe« einiges Material über DDR-Agenten im Westen mit – auch über Goliath.210 Dies ist der eine Grund, warum das Paar nach Ost-Berlin umzieht.


    Es soll noch einen weiteren geben. Der findet sich in den Unterlagen des vom KGB nach Großbritannien übergelaufenen Generals Wassili Mitrochin. Der russische Überläufer gilt allgemein als verlässliche Quelle: Er behauptet, der Rückzug des Agentenpaars Goliath in die DDR habe dem Ziel gedient, Franz Josef Strauß als Kanzlerkandidaten zu verhindern. Der Chef des Ministeriums für Staatssicherheit, Erich Mielke, und der Chef des KGB, Juri Andropow, hätten gemeinsam die Operation COBRA-2 beschlossen. Aus Goliaths Papieren sollte laut Mitrochin ein die CDU/CSU-Führung diskreditierendes Werk entstehen.


    Auch Stauffenbergs Dienst berichtet über Goliaths Wechsel in die DDR. Die Quelle Spiritus beruft sich auf eine Studie eines westlichen Dienstes und vertritt die These, dass die Goliaths deshalb in die DDR geholt wurden, um die Nato-Bindung der BRD zu beschädigen. Die Aktion gehe wohl auf Juri Andropow – den Chef des KGB – zurück.211 Dies bestätigt eine weitere Meldung von Stauffenbergs Dienst, in der sich der parlamentarische Staatssekretär des Bundesministeriums des Innern, Andreas von Schoeler, vertraulich äußert: Das MfS rufe Agenten in der Regel zurück, um sie anderweitig einzusetzen.212


    Die Sekretärin von Marx führt daher fortan kein beschauliches Leben einer ehemaligen Agentin. Ihre eigentliche Aufgabe beginnt erst. Den Auftakt bildet eine Gesprächsrunde am 17. Mai 1979 im Ost-Berliner Internationalen Pressezentrum. Offiziell steht die Veranstaltung unter der Schirmherrschaft der DDR-Wochenzeitung »Horizont«. In Wahrheit organisiert die Desinformations-Abteilung des MfS jede Kleinigkeit der Pressekonferenz.


    Auf dem Podium nimmt das Ehepaar Goliath Platz, in der Mitte der Moderator Ernst-Otto Schwabe, Chefredakteur bei »Horizont«. Eine Mitarbeiterin der Veranstaltung verteilt Dokumente aus Marx’ Büro an eine überschaubare Zahl von – sicher handverlesenen – Journalisten. Inge Goliath beginnt mit einer Erklärung, warum sie um »politisches Asyl« in der DDR gebeten habe. Ihre These: Sie habe nach und nach entdeckt, dass hinter den Kulissen eine Seilschaft aus CSU, CDU, konservativen Diplomaten und Geheimdienstlern versuche, die Entspannungspolitik der sozialliberalen Regierung zu Fall zu bringen.213 Auf diese Weise werde der gemäßigte Teil der CDU demontiert und Strauß als Kanzler aufgebaut. Chefredakteur Schwabe fasst ihre Darstellung plakativ zusammen: »Diese Papiere aus dem Geheimarchiv des Herrn Marx enthüllen den Mechanismus, wie Spannungen geschürt und Aggressionen verbreitet werden. Was Sie dort lesen werden, kommt – kurz gesagt – dem völkerrechtswidrigen Tatbestand des Komplotts gegen den Frieden gleich.«214


    Schon jetzt berichtet Inge Goliath einiges über die Verbindung ihres ehemaligen Chefs mit dem BND-Mitarbeiter Weiß. Sie erläutert den Journalisten: »Herr Weiß alias Winterstein ist auch eine der Hauptpersonen in der Seilschaft der CDU/CSU im BND. Von ihm kamen häufig Berichte und Lageanalysen zu Herrn Dr. Marx.«215 Sie behauptet ebenso, Marx sei einer der Urheber der Indiskretionen in der Springerpresse, in der »Quick« und in Löwenthals ZDF-Sendung während der Verhandlungen der Ostverträge gewesen. Marx verfüge über zahlreiche Zuträger aus Diplomatenkreisen; in seinem Büro liege eine Liste mit allen Vertrauensleuten der CDU/CSU in den Auslandsvertretungen der BRD. Sie gibt auch einen Hinweis zum Stauffenberg-Dienst.


    Da das Medienecho in der westlichen Presse ausbleibt, legt das MfS nach: Zwischen Juli 1979 und Oktober 1980 veröffentlicht der Geheimdienst zusammen mit Goliath drei diskreditierende Broschüren über ihren ehemaligen Chef Marx. 216 Es soll sich teils um echte, teils um gefälschte Unterlagen handeln217: Sie tragen die Titel »Das Interview – Inge Goliath enthüllt die Geheimnisse des Dr. Werner Marx« und »Das Interview – Inge Goliath enthüllt weitere Geheimnisse des Dr. Werner Marx«. Mehr als tausend Exemplare verschickt das MfS an Politiker, Gewerkschaftsführer und andere Meinungsmacher in der Bundesrepublik.


    Die erste Broschüre beginnt mit einem Interview, im Anhang folgen einige Dokumente. Goliath antwortet darin auf die Frage, ob die CSU einen eigenen Geheimdienst habe: »Ich weiß nicht, ob man es wirklich Geheimdienst nennen kann, aber er ist mal als die Keimzelle eines CDU-Geheimdienstes gegründet worden und läuft heute unter der Bezeichnung Vertraulicher Informationsdienst. Eigentlich hat dieser Dienst keine richtige Bezeichnung.«218 Gemeint ist natürlich Stauffenbergs Dienst. Diesen Dienst, berichtet sie, hätten Guttenberg, Globke und Langkau ins Leben gerufen, was zweifellos der Wahrheit entspricht. Ebenso nennt sie den Arbeitskreis für das Studium internationaler Fragen und erwähnt die Treffen auf Schloss Guttenberg. In einem Punkt weicht sie jedoch von den hier belegbaren Fakten ab: Die Konrad-Adenauer- und die Hanns-Seidel-Stiftung hätten für den Gründungsetat 600.000 Mark aufgebracht. 219 Eine solch große Summe wäre sicherlich hilfreich für Stauffenberg gewesen, doch widerspricht dies jedem vorliegenden Finanzplan. Goliath will die Information der Korrespondenz von Marx entnommen haben.


    Zu Stauffenberg erklärt Goliath: »Ich kenne ihn nicht persönlich, sondern nur aus den Briefen von Marx an ihn, die ich geschrieben habe, und aus Telefonaten.«220 Sie sei sich sicher, dass dessen Meldungen geheimdienstlich-konspirativ entstanden sein müssten, und führt einige Beispiele an, die als Dokumente der Broschüre beigefügt sind. Der Abgleich mit den Unterlagen im Archiv der Konrad-Adenauer-Stiftung zeigt: Es handelt sich nicht um gefälschtes Material, sondern um Kopien der Originale. Ob diese jedoch über Goliath den Osten erreichten, lässt sich anzweifeln: Laut den Datenbank-Auszügen des MfS schickt sie nur einmal im Jahr 1973 etwas über den Münchner Dienst. Die Beispieldokumente sind alle aus dem Jahr 1977. Die Berichte bekam Marx sicherheitshalber immer an seine Privatadresse geschickt. Wie konnte seine Sekretärin dann an die Dokumente gelangen? Sie erklärt dies so, dass Marx die Dokumente stets mit ins Büro genommen und an seine Referenten verteilt habe.221 Wenn das stimmt, hätte er sich sehr unklug verhalten. Zweifel sind daher angebracht an dieser Version. Gab es vielleicht noch weitere Lecks in der Umgebung von Stauffenberg? Eines bestand mit Sicherheit: Der neue Empfänger des Stauffenberg-Dienstes, der ehemalige Diplomat Böx, hielt engen Kontakt mit der Sekretärin des Auswärtigen Amtes und MfS-Agentin Helge Berger.222 Die Ostspionin wird aber bereits im Mai 1976 enttarnt.


    Je größer Stauffenbergs Verteiler wird, desto mehr birgt dies die Gefahr unerwünschter »Leser« im Osten. Im September 1979 schickt er eine Warnung an seine Empfänger, in Zukunft doch bitte »entsprechende Vorkehrungen in ihren Büros und dergleichen zu treffen«. 223 Stauffenberg rückt nur eine Auskunft Goliaths gerade: »Falsch ist an dieser Darstellung jedenfalls die Behauptung, in diesen ›internen Informationsdienst‹ hätten BND-Materialien Eingang gefunden. Sie impliziert den Vorwurf eines u.U. strafbaren Verhaltens. Der Rest der diesbezüglichen Darstellung von Frau Goliath mag auf sich beruhen.«224 Eines der Schriftstücke aus dem Jahr 1975 sei erkennbar anderer Herkunft, schreibt er. Die anderen hielten sich an das Muster seiner Berichte. Stauffenberg beschwichtigt, die außenpolitische Informationstätigkeit brauche das Licht der Öffentlichkeit nicht zu scheuen. Es liege jedoch im Wesen eines internen Informationsdienstes, dass seine Unterrichtungen nicht für eine breite Öffentlichkeit bestimmt seien. Goliaths Verrat scheint Stauffenbergs Arbeit nicht wesentlich beeinflusst zu haben – die Berichterstattung geht unverändert weiter.


    Der KGB soll sich gerühmt haben, die Operation COBRA-2 habe große Beunruhigung innerhalb der CDU/CSU ausgelöst.225 Die Medien fanden Goliaths Ausführung wenig interessant, vielleicht auch einfach nur unglaubwürdig.226 Allein das Magazin »Stern« veröffentlicht 1980 die Papiere mit einer Struktur- und Gehaltsliste des BND. 227 Die, schreibt der Historiker Hubertus Knabe, habe das MfS angefertigt und den Redakteuren übergeben.228


    Das mag wahr und falsch zugleich sein. Goliath hält nämlich im April 1982 einen Vortrag an der MfS-Schule über ihre Erfolge.229 Dabei berichtet sie mit deutlichem Stolz, wie sie an den Auszug der Gehaltsliste des BND gelangt sein will. Sie will die Liste im Büro von Marx entdeckt und in der Mittagspause abgeschrieben haben. In der Broschüre »Das Interview« gibt es einen Auszug zu der Abteilung, die Weiß alias Winterstein verantwortete. Es erscheint durchaus möglich, dass ein MfS-Mitarbeiter dieses Dokument als Grundlage nutzte und schlicht hinzufügte, was ihm in den Sinn kam.


    Dies wird nicht die letzte Fehlinformation zum BND und zum Stauffenberg-Dienst bleiben.


    

  


  
    

    NEUER PARTNER


    Stauffenberg kooperiert mit

    Brian Crozier in Großbritannien


    In den frühen 1980er Jahren liegt die erfolgreichste Phase des Stauffenberg-Dienstes. Die Zuträger gelangen an erstaunliche Informationen. Vor allem macht Stauffenberg eine entscheidende Bekanntschaft, die ihm neue Quellen öffnet: Er lernt Brian Crozier kennen,230 einen Geheimdienstexperten, manche würden sagen einen »ultimativen Kalten Krieger«.231 Geboren 1918 in Queensland, Australien, zog er mit seiner Familie erst nach Großbritannien und dann nach Frankreich. In den 1930er Jahren studierte Crozier Musik am Trinity College in London und galt schnell als talentierter Komponist und Musiker. Seinen künstlerischen Neigungen – wozu auch die Poesie gehörte – blieb er sein Leben lang treu.


    Beruflich entschied er sich jedoch nicht für die Konzerthäuser der Welt, sondern beschloss, Journalist zu werden. Als Mitarbeiter von Nachrichtenagenturen und Zeitungen in Großbritannien sowie Australien machte er Karriere, bereiste als Korrespondent Indonesien, Singapur und Vietnam. Seit den 1960er Jahren wurde er auch als Buchautor bekannt, schrieb über Neokolonialismus und die Sowjetunion und verfasste Biografien von Franco, de Gaulle und Chiang Kai-shek. Und er arbeitete sowohl mit dem britischen Inlands- wie Auslandsgeheimdienst als auch mit der CIA zusammen. Damit nicht genug, Crozier wollte sich ebenso der Forschung widmen: Er gründete 1970 in London das Institute for the Study of Conflict, einen privaten Think Tank, der sich mit den Strategien der Sowjetunion beschäftigte, vor allem mit Terrorismus und Subversion. Daher ist er der perfekte Partner für Stauffenberg.


    Sie teilen die gleichen Sorgen: Crozier fürchtete, die britischen Sozialdemokraten könnten den Marxismus an die Macht bringen. Als diese 1974 die Regierung übernahmen, organisierte er eine internationale Gegenbewegung und warnte konservative Journalisten und Abgeordnete mit Berichten über kommunistische Subversion. Dass er dabei mit Stauffenberg kooperierte, überrascht nicht. 1977 startete Crozier die Gruppe »The 61«. Sie wird zehn Jahre existieren.


    Wie auch bei Stauffenberg besteht sein Netzwerk aus Informanten, die teils bezahlt, teils ehrenamtlich Hinweise liefern. Ebenso setzt er auf Kooperation: In Deutschland arbeitet der gebürtige Australier mit drei Netzwerken zusammen: eines geleitet vom außenpolitischen Berater der CSU, Graf Huyn, ein weiteres unter der Ägide des Chefs des Hamburger Verfassungsschutzes, Hans Josef Horchem, und – das wichtigste – der Stauffenberg-Dienst. In seinen Memoiren gibt Crozier Stauffenberg das Pseudonym Hans von Machtenberg und lobt ihn, dieser habe ein »substantielles Netzwerk von Agenten« aufgebaut.232 Ein finanzieller Unterstützer Stauffenbergs habe auch ihm geholfen, auf diese Weise sei der Kontakt entstanden. Crozier erinnert sich: »Ich lud ihn ein, in unsere Lenkungsgruppe (die wir ›Politbüro‹ nannten) einzutreten.«233


    Auf diese Weise habe Stauffenberg Bulletins von Croziers Gruppe »The 61« erhalten und eine Auswahl an Geheimdienstberichten. Es liegt nahe zu vermuten, dass von hier die Studie von »befreundeter Seite« zur PLO-Ausbildung stammt.234 Im Austausch habe er, Crozier, Stauffenbergs Berichte auf Deutsch bekommen, um sie diskret zu nutzen.235 Einige der größten Erfolge seiner Gruppe »The 61« seien auf das Konto des Deutschen gegangen. Von einem wird noch die Rede sein.


    Doch schon zuvor gelingt dem Münchner Dienst Erstaunliches mit Hilfe des Informanten Spiritus. Im Mai 1980 überschreitet dieser in Paris die Grenze des harmlosen Nachrichtensammelns: Der Zuträger liest nach eigenen Angaben eine streng geheime Ausarbeitung des französischen Geheimdienstes über die militärische und wirtschaftspolitische Lage der Sowjetunion gegen. Das Dokument soll damals der französische Staatspräsident Valéry Giscard d’Estaing angefordert haben.236 Wie Spiritus es schafft, in diese Unterlagen Einsicht zu nehmen, verschweigt der Bericht selbstverständlich. Stauffenbergs Empfänger bekommen den Hinweis: »Die Lage-Analyse unterliegt strenger Geheimhaltung. Sie umfasst 25 Seiten und konnte vom Informanten nur ein Mal schnell gegengelesen werden. Es wird dringend um sorgfältige Wahrung der Vertraulichkeit gebeten.«237 Kern der Analyse ist, dass der französische Nachrichtendienst die Sowjetunion im Begriff sieht, sich militärpolitisch und wirtschaftspolitisch zu übernehmen. Die Verbände des Warschauer Paktes hätten nur noch 70 Prozent ihrer Schlagkraft – durchaus eine interessante Botschaft für Stauffenbergs Leser. Zudem zitiert der Informant den französischen Präsidenten, er wolle die nachrichtendienstliche Analyse mit Bundeskanzler Helmut Schmidt besprechen. Spiritus schreibt, die Studie habe Giscard d’Estaing sichtlich beeindruckt.


    __________


    


    Spiritus ist es auch, der einige Hintergrundberichte zur Staatskrise im Iran liefert, vor allem zur Stimmung innerhalb der CIA238 und des Weißen Hauses. 239 Hintergrund: Auf der Konferenz von Guadeloupe im Januar 1979 beschließen der französische Präsident Valéry Giscard d’Estaing, US-Präsident Jimmy Carter, der britische Premierminister James Callaghan und Bundeskanzler Helmut Schmidt, den Schah Mohammad Reza Pahlavi nicht mehr zu unterstützen. Bereits seit Monaten war es zu Demonstrationen, Streiks und bürgerkriegsähnlichen Zuständen im Land gekommen. Die westlichen Regierungschefs beauftragen Giscard d’Estaing, das Gespräch mit Pahlavis Kontrahenten, dem spirituellen Führer Ayatollah Ruhollah Chomeini, zu suchen. Der Schah hatte ihn 1964 verhaften lassen, ließ ihn aber ins Exil gehen. Nun wird sich die Geschichte umkehren: Pahlavi bricht ins Exil auf, Chomeini kehrt aus Frankreich zurück, und die islamische Revolution beginnt.


    Der Schah begibt sich in medizinische Behandlung in New York, was die antiamerikanische Stimmung der iranischen Revolutionäre zusätzlich anheizt. Am 4. November 1979 besetzen Hunderte iranische Studenten einer fundamentalistischen Gruppe aus Wut die US-Botschaft in Teheran. Sie halten 90 Bewohner der Botschaft fest und erklären 66 Amerikaner zu Gefangenen. Damit wollen sie die Auslieferung des früheren Schahs erzwingen. Präsident Carter willigt jedoch nicht ein, und so nimmt eine mehr als einjährige Geiselnahme ihren Lauf.


    Ob die Gefangenen militärisch befreit werden sollen oder nicht, diese Diskussion zeichnet Informant Spiritus nun nach. Das State Department, meldet er, rate dringend ab, die Militärs im Pentagon befürworteten eine Befreiungsaktion. Seine Gesprächspartner im National Security Council hätten außerdem angedeutet, dass die Sowjetunion eine »begrenzte« Vergeltungsaktion Washingtons nach einem etwaigen Geiselmord hinnehmen werde.240 Die Regierung in Moskau sei an einer weiteren religiös-fanatischen »Aufladung« der Region nicht interessiert.


    Petrus, also Malley, liefert am 8. Dezember 1979 bereits die Meldung, die USA hätten eine militärische Aktion gegen den Iran beschlossen, nur wie und wann bleibe geheim.241 Ziel sei es, die Regierung Chomeinis zu stürzen. Einen Monat später schickt er ergänzend ein Protokoll über die Beratungen im obersten US-Krisenstab.242 Er will es über ein Dritte-Welt-Land bekommen haben. Stauffenberg schreibt, die Wiedergabe der Gespräche erscheine zumindest in der Tendenz glaubwürdig. In dem Bericht von Petrus deutet sich jetzt klar an, dass der Sicherheitsberater des Präsidenten, Brzeziński, für eine militärische Operation stimmen will.


    Der Einsatz startet im April 1980 unter dem Tarnnamen »Eagle Claw« und wird eine schmerzhafte Niederlage für die Amerikaner: Mehrere US-Soldaten verlieren bei der Operation ihr Leben. Außenminister Cyrus Vance tritt daraufhin zurück.


    Auch zum Scheitern der Geiselbefreiung liefert Spiritus Gründe. Ein hoher PLO-Führer habe ihm gesagt, Carter habe die Operation abgebrochen, nachdem der irakische Präsident Saddam Hussein dem US-Beauftragten in Bagdad in letzter Minute die Unterstützung versagt habe.243 In dessen Land seien 450 Iraner, teilweise seit Monaten, in einer Spezialausbildung trainiert worden. Ob dies der Wahrheit entspricht, lässt sich nicht prüfen. Sicher ist jedoch, dass die Operation vor allem wegen technischer Pannen an den eingesetzten Hubschraubern scheiterte.


    Die Geiseln kommen erst nach Verhandlungen mit dem Iran im Januar 1981 frei.


    

  


  
    

    STAUFFENBERGS COUP


    Der Dienst berichtet über

    die Polen-Krise 1981


    »Die Information aus Ost-Berlin kommt von einer neuen Verbindung. Von dieser wird angegeben, daß sie auf den Büroleiter Honeckers zurückgehe.«244 Der Satz ist nicht unterstrichen und mit keinem Ausrufezeichen versehen. So mancher von Stauffenbergs Empfängern dürfte im Oktober 1980 diese entscheidenden Worte schlicht überlesen haben. Ist dem Münchner Dienst das gelungen, wovon die westlichen Nachrichtendienste damals träumen: eine Quelle direkt beim Staatsratsvorsitzenden der DDR und somit Einblick in den Machtzirkel der SED, das Politbüro? Stauffenberg formuliert sehr vorsichtig, da sein Informant ihm die Quelle wohl selbst nicht offenbart hat. Die nun folgenden Nachrichten aus dem Politbüro werden jedenfalls zum Interessantesten gehören, was Stauffenberg je an Berichten verfasst hat. Und die Öffnung der Archive nach dem Fall des Eisernen Vorhangs wird das bestätigen, was der unbekannte Helfer nach München meldet. Der Mann oder die Frau muss eine glaubhafte Quelle gewesen sein.


    Stauffenbergs unbekannter Zuträger befindet sich nicht nur am entscheidenden Ort, sondern ist auch zur passenden Zeit dort: Erstmals seit dem Prager Frühling im Jahre 1968 erschüttert eine neue Bewegung die festgefügte Ordnung des Warschauer Pakts. Polnische Arbeiter treten im Sommer 1980 wegen drastisch gestiegener Lebensmittelpreise in den Streik. Es bleibt nicht bei einer kurzen Aktion. Die Protestierenden bilden ein Komitee unter der Führung des Werftarbeiters Lech Wałęsa und stellen Forderungen auf, darunter die, eine freie Gewerkschaft gründen zu dürfen. Damit stellen sie das Machtmonopol der Sowjetunion in Frage, und die Solidarność-Bewegung ist geboren, offiziell am 17. September 1980.


    Das alarmiert die DDR-Führung. Stauffenbergs Quelle Fritz – wohl der Deckname für die neue Ostquelle – berichtet davon bereits Ende Oktober 1980. Er zitiert harsche Worte des Politbüro-Mitglieds Hermann Axen: »Wir dürfen unter keinen Umständen zulassen, dass der polnische Bazillus uns ansteckt.«245 Dass Axen eine kritische Haltung einnimmt, ist historisch belegt, das Zitat nicht.246 Die Politiker im Kreml reagieren zurückhaltender. Ein anderer Informant berichtet über eine Kommandeurs-Tagung in Prag im Oktober 1980. Dort soll sich Wiktor Georgijewitsch Kulikow, Oberkommandierender der Vereinten Streitkräfte des Warschauer Pakts, unmissverständlich gegen ein Eingreifen in Polen gewandt haben. Der Zuträger berichtet: »Kulikow erklärte zum Erstaunen mancher Teilnehmer, daß weder die SU noch die verbündeten Staaten in Polen ein ›europäisches Vietnam‹ schaffen möchten. Offensichtlich wollte er damit zum Ausdruck bringen, daß die SU als Folge einer Intervention in Polen mit einem langandauernden Guerillakrieg rechne.«247


    Nicht nur in der DDR-Parteiführung verfügt Stauffenberg über einen Informanten, sondern auch in Polen. Er hat den Decknamen Alex. Schon über die Staatskrise von 1970 hatte der Münchner Dienst ausführlich berichtet. Zehn Jahre später gibt Alex fast täglich die Ereignisse nach München durch, oft in Eile per Telefon. Wie ein Damoklesschwert schwebt der Ausnahmezustand über dem Land. Das Krisen-Szenario: Die Solidarność könnte den Generalstreik ausrufen, die Regierung könnte daraufhin den Kriegszustand verhängen und um Hilfe bei den Bruderländern des Warschauer Paktes bitten. Im Falle eines solchen Schrittes würden die Grundrechte, wie Rede- und Versammlungsfreiheit, aufgehoben und jeder Streik verboten.248


    Laut Alex denken die Mitglieder der polnischen Regierung über einen Ausnahmezustand bereits am 9. November 1980 nach. Das ist historisch belegt.249 Die Situation, so der Informant, sei äußerst prekär. Partei und Regierung wollten einen Streik auf alle Fälle verhindern. Ob sich die Solidarność damit abfinden werde, sei zweifelhaft.250 Der Erste Sekretär der Polnischen Vereinigten Arbeiterpartei (PVAP), Stanisław Kania, habe den polnischen Botschafter in Moskau, Kazimierz Olszewski, nach Warschau berufen und in der Nacht getroffen. Einzelheiten über das Gespräch seien nicht bekannt. Zur Beruhigung der aufgebrachten Arbeiter habe die Staatsspitze die Einführung der 5-Tage-Woche angekündigt.


    Auf ihrer Gipfelkonferenz am 5. Dezember 1980 in Moskau machen die Führer der Warschauer-Pakt-Staaten der polnischen Regierung die Auflage, die Krise mit nationalen Mitteln zu lösen, berichtet Alex weiter.251 Die Delegation der DDR – Staatsratsvorsitzender Erich Honecker, Ministerratsvorsitzender Willi Stoph, Politbüromitglied Hermann Axen, Verteidigungsminister Heinz Hoffmann, MfS-Chef Erich Mielke und Staatssekretär Werner Eberlein252 – kommt laut Fritz ernüchtert zurück nach Ost-Berlin. In Moskau, meldet der Zuträger, seien einzelne prominente DDR-Genossen der Kreml-Spitze mit ihren »wilden Forderungen«, die Ereignisse mit einer Intervention in Polen zu beenden, auf die Nerven gegangen.253 Dies hätten die Sowjets als »mangelnden Instinkt für die äußerst komplexe außenpolitische Problematik der polnischen Frage«254 bewertet. Im Februar 1981 scheinen sich die Sorgen der Führung in Ost-Berlin aufzulösen: Ein Vertrauensmann des Stauffenberg-Dienstes notiert, die SED-Führung habe die Regierungsumbildung in Warschau mit Erleichterung aufgenommen.255 Der neue Ministerpräsident und Verteidigungsminister Wojciech Jaruzelski gelte als linientreu und sei zu hartem Durchgreifen bereit.


    Dieser ist noch nicht lange im Amt, da halten die Warschauer-Pakt-Länder in Polen ein Manöver ab. Von Mitte März bis Anfang April 1981 stehen 30.000 Soldaten des Warschauer Pakts in Polen und weitere 120.000 an den sowjetischen Staatsgrenzen, eine deutliche Machtdemonstration gegenüber den reformfreudigen Kräften in Polen.256 Ein Zwischenfall löst eine Krise aus: Einige Solidarność-Mitglieder weigern sich in Bydgoszcz (Bromberg), den Sitzungsraum nach Verhandlungen mit der Regierung zu verlassen. Daraufhin lösen Sicherheitskräfte die Sitzung auf. Zwei Solidarność-Anhänger und ein Mitglied des Bauernverbandes werden verletzt.257 Die Gewerkschaftsanhänger fordern Aufklärung, und die Bevölkerung ergreift große Sympathie für die Opfer. Einer der Zuträger von Stauffenberg spricht den polnischen Botschafter in einer westeuropäischen Hauptstadt auf den Vorfall an und meldet nach München, dieser sehe hinter dem Vorfall eine Provokation.258 Alex erzählt – vorsichtig umschreibend – per Telefon am 22. März: Auch die Regierung und das polnische Politbüro verfügten derzeit nicht über weitergehendes Wissen, wer die Täter seien. Nach den Worten eines ZK-Sekretärs sei es nicht ausgeschlossen, dass es sich um befreundete ausländische Mächte handele. In den nächsten Tagen werde alles davon abhängen, ob sich die Forderungen der Solidarność – Absetzung aller in Bromberg Verantwortlichen, Disziplinarverfahren, Bestrafung der Polizisten – erfüllten. Geschehe das nicht, dann werde vermutlich der Generalstreik ausgerufen, mit »unabschätzbaren Folgen«.259 Den möglichen Generalstreik kündigt die Solidarność für den 31. März an. Alex zitiert ein nicht näher benanntes Mitglied des Zentralkomitees wörtlich: »Wenn es uns nicht gelingt, die allerorts aufschäumende Wut der Bevölkerung einzudämmen, dann kann es für Polen über Nacht sehr böse aussehen.«260


    Stauffenbergs Partner Crozier, der die Gruppe »The 61« leitet, schreibt in seinen Memoiren: »Im März 1981 erreichten uns beunruhigende Berichte aus unserem deutschen Netzwerk. Es gab zwei separate Meldungen, die einander bestärkten. Die erste kam von einer sehr gut plazierten Quelle in Ostberlin. Der Kern der Botschaft war, dass in der Nacht vom 28. März der Ausnahmezustand ausgerufen werden könnte und Einheiten der ostdeutschen Nationalen Volksarmee in den frühen Morgenstunden die Grenze überschreiten könnten.«261 In der Tat meldet Stauffenbergs Informant aus Ost-Berlin am 24. März 1981: »Es sind alle Vorbereitungen getroffen worden, um einem nach Erklärung des Ausnahmezustandes erwarteten Hilfsersuchen der polnischen Regierung an die WAPA-Staaten zu entsprechen. In Aussicht genommener Zeitpunkt: Nacht vom 28.03. zum 29.03.1981.«262 Stauffenberg vergewissert sich beim Lieferanten der Meldung, ob dies nicht doch eine gezielte Desinformation sein könnte, um den Westen zu beunruhigen und den Druck auf Polen zu erhöhen. Der Zuträger antwortet ihm, dies sei nie hundertprozentig auszuschließen.263 Stauffenberg notiert unter die Meldung, es bestehe aber kein Zweifel an der Einsatzbereitschaft.


    Am 27. März trifft die nächste Nachricht ein, die auf ein Eingreifen der Sowjets hindeutet: Laut dem Informanten bereitet der KGB einen Einsatz in Polen vor. Der Leiter der Abteilung »Innere Sicherheit« des Geheimdienstes, Igor Bogdanow264, sei zum Gespräch mit MfS-General Rudi Mittig über Prag nach Warschau eingereist. Den sowjetischen Manövertruppen in Polen265 – derzeit in Süd- und Westpolen – seien starke KGB-Einheiten zugeteilt. Der Informant teilt dem Münchner Dienst mit: »Im ZK-Büro der SED werden diese Tatsachen in Zusammenhang gebracht mit dem ›unmittelbaren Bevorstehen operativer Sicherheitsmaßnahmen des KGB in Polen‹«.266 Belegt ist, dass am 26. März ein sowjetisches Regierungsflugzeug mit 30 Funktionären des KGB, des sowjetischen Verteidigungsministeriums und des Stabs der Vereinten Streitkräfte des Warschauer Pakts auf dem Militärflughafen in der Nähe von Warschau landet. Die Passagiere sollen sich vor Ort mit den polnischen Kriegsrecht-Plänen vertraut machen.267


    Dass die Planungen so akut waren, wie Stauffenbergs Informant meldet, wird auch dadurch untermauert, dass Stanisław Kania, Erster Sekretär der PVAP, und Jaruzelski als polnischer Ministerpräsident am 27. März einen Plan für den Fall des Kriegsrechts unterschreiben.268 Dass die polnische Regierung vorbereitet war, gibt auch ein Gewährsmann der DDR in Polen zu Protokoll.269


    Crozier schreibt, die alarmierende Nachricht, die polnische Regierung werde in der Nacht vom 28. auf den 29. März den Ausnahmezustand ausrufen, habe ihm Stauffenberg per Telefon durchgegeben. Er selbst habe die Information dann als Eilmeldung an die Downing Street Number 10, das Weiße Haus und den Élysée-Palast weitergeleitet.270 Ebenso habe sein Netzwerk den Vatikan informiert. Das Weiße Haus habe ihm, Crozier, zu verstehen gegeben, dass der Präsident das rote Telefon, die Fernschreibverbindung zum Kreml, genutzt habe. Ähnliches meldet Stauffenberg: Am 30. März erhält er aus einer westeuropäischen Botschaft den Hinweis, Ronald Reagan wolle Breschnew per rotem Telefon warnen, dass auf eine Intervention der Sowjets in Polen eine scharfe US-Reaktion folgen werde. 271 Crozier erinnert sich in seinen Memoiren: Papst Johannes Paul II., also der gebürtige Pole Karol Józef Wojtyła, habe verkündet, wenn die Sowjets in Polen einmarschieren würden, würde er sich selbst ihnen entgegenstellen.272 Dass Stauffenbergs Meldungen zutreffend gewesen seien, habe ihm auch der KGB-General Oleg Gordijewski später bestätigt. Gordijewski war der Resident des östlichen Geheimdienstes in London und arbeitete als Doppelagent für den britischen Auslandsnachrichtendienst MI6.273


    In der Tat sind die Mitarbeiter des US-Nachrichtendienstes und anderer politischer Einrichtungen in den USA damals überzeugt, das Kriegsrecht werde am Wochenende des 28.und 29.März1981 verhängt. Die CIA und das US-Verteidigungsministerium hatten am 23.und 27.März den Hinweis auf eine mögliche Militäraktion erhalten.274 Dies zeigt, dass Stauffenbergs Arbeit sich mit der der CIA zur selben Zeit deckt. Am Nachmittag des 29. März meldet sein Informant aus Ost-Berlin, der sich auf das Zentralkomitee der SED und den DDR-Verteidigungsminister Hoffmann beruft: In der Nacht auf den 29. März solle um 4.30 Uhr das Manöver in die Phase »Gegenschlag/Feindvernichtung« versetzt werden. Der Informant berichtet, starke NVA-Panzerverbände würden ins Manövergebiet vordringen.275


    Währenddessen meldet Alex, alle auf Besonnenheit bedachten Kräfte in Polen wollten die drohende Katastrophe eines Bürgerkriegs abwenden. Regierung und Gewerkschafter würden versuchen, ohne das Politbüro einzubinden, ein Übereinkommen zu treffen. Die Parteibasis stehe auf Seiten der Solidarność, die Dogmatiker in der Führung könnten daher unter Druck geraten.276 Immerhin hat die polnische Gewerkschaft im Frühjahr 1981 mittlerweile mehrere Millionen Mitglieder. Am Wochenende 28. und 29. März findet zudem das außerordentliche Treffen des IX. Plenums des Zentralkomitees der PVAP statt. Doch erringt die polnische Regierung nicht die Mehrheit, das Kriegsrecht zu verhängen.277 Stattdessen gewinnt die Solidarność an Macht innerhalb der PVAP.


    Natürlich versucht der Dienst auch die Gründe in Erfahrung zu bringen, weshalb die Sowjetunion – zum Ärger der führenden SED-Politiker – doch nicht in Polen eingreift. Ein Militärschlag hätte die politischen, wirtschaftlichen und militärischen Möglichkeiten der SU überfordert, meldet ein Informant. Ein anderer sieht die Warnungen des Westens als ausschlaggebend an.278


    __________


    


    Damit ist die akute Gefahr gebannt. Anfang April wiederum zeichnet Stauffenbergs Informant aus der DDR das Bild eines verärgerten Honeckers, der sich schwer mit dem »weiterhin schwelenden konterrevolutionären Prozess in Polen«279 abfinden könne. Armeegeneral Heinz Hoffmann verstehe »die Welt nicht mehr«280. Warum die DDR-Führung nervös ist, dafür liefert Stauffenbergs Dienst Ende Mai 1981 eine plausible Erklärung. Ein Zuträger meldet: »In ihren jüngsten Berichten über die Stimmungslage der Bevölkerung weisen die Sicherheitsdienste [der DDR, Anm. der Autorin] darauf hin, dass sich insbesondere Teile der Arbeiterschaft zunehmend von den Erfolgen der Solidarität beeindruckt zeigen.«281 In der eigenen Gewerkschaft FDGB wünschten sich ebenfalls einige Mitglieder einen Strukturwandel. Außerdem berichtet Stauffenbergs Zuträger aus Ost-Berlin, die Politbüro-Mitglieder Willi Stoph, Günter Mittag und Harry Tisch hätten den Minister für Staatssicherheit der DDR, Erich Mielke, verantwortlich gemacht, die Lage in Polen falsch eingeschätzt zu haben. 282 Hermann Axen, Politbüro-Mitglied, zitiert der Informant mit den Worten: »Die polnische Konterrevolution ist das Gefährlichste seit Kriegsende.« 283


    Informant Alex berichtet weiter ausführlich über die Lage in Warschau, von der Stimmung im Zentralkomitee bis zu den Demonstranten auf der Straße. Seine Berichte beginnen immer mit der Angabe einer sogenannten »taktischen Zeit«. Die Bezeichnung benutzen vor allem Militär- und Krisenstäbe, was die Vermutung nahelegt, dass Alex einen solchen Hintergrund haben könnte.284 Es könnte auch darauf hinweisen, dass der Bericht per Funk die Empfänger in München erreichte. Diese Vermutung wird durch die Angabe aus einem anderen Bericht aus der DDR gestützt: »Die Information wird praktisch unredigiert in dem Wortlaut weitergegeben, der von der letzten, der aus Sicherheitsgründen zwischengeschalteten Relais-Stelle, übermittelt wurde.«285 Relais-Stellen dienen dazu, Funkwellen über weite Strecken zu übertragen. Im November 1981 warnt Alex abermals, Jaruzelski bereite sich auf einen »nationalen Notstand« vor und habe militärische Sonderkommandos gebildet. Diese könnten dann widerständige, zivile Funktionäre ausschalten. Es habe den Anschein, als plane der polnische Staatschef, eine Militärdiktatur zu errichten.286


    Am 13. Dezember 1981 bewahrheitet sich seine Vorhersage: Die polnische Regierung verhängt das Kriegsrecht. Gerade zu dieser Zeit treffen sich Bundeskanzler Schmidt und der Staatsratsvorsitzende Honecker in der DDR am Werbellinsee. Am Folgetag erreicht den Dienst die Meldung aus Ost-Berlin: Nach den »erreichbaren Informationen« sei die Mehrzahl der SED-Funktionäre nicht eingeweiht gewesen, dass die polnische Führung den Ausnahmezustand ausrufen werde. Dies deckt sich mit den späteren Zeitzeugenberichten führender Politiker der DDR. Günter Sieber, damals Botschafter Ost-Berlins in Polen, erinnert sich: »Die DDR ist von dem Ausnahmezustand vorab nicht informiert worden, weder von der Sowjetunion noch von Polen, obwohl bei uns am Werbellinsee Bundeskanzler Helmut Schmidt zu Besuch weilte.«287


    Honecker weiß aber sehr wohl Bescheid – das steht ebenso in Stauffenbergs Bericht. Er erhält schon am 10. Dezember aus Warschau die Information, Jaruzelski werde den Kriegszustand ausrufen.288 Ebenfalls informiert ist Verteidigungsminister Hoffmann.289 Nach »glaubhaften Informationen«, heißt es in Stauffenbergs Bericht weiter, habe Honecker am Abend des 12. Dezember Schmidt einen Hinweis zukommen lassen.290


    Hier irrt der Zuträger: Helmut Schmidt erinnert sich: »Am letzten Tag des Besuches [also am 13., Anm. der Autorin] erfuhr ich von der mich nunmehr überraschenden Ausrufung des Kriegsrechts durch General Jaruzelski, der nach meinem damaligen Eindruck dadurch einem sowjetischen Eingreifen zuvorkommen und Moskau beruhigen wollte.«291 Er habe im Laufe des ganzen Jahres 1981 immer mit der Möglichkeit eines gewaltsamen Eingreifens der Sowjetunion gerechnet und DDR-Staatschef Honecker auch gewarnt, sich im Falle einer sowjetischen Intervention in Polen auf keinen Fall mit Truppen der DDR zu beteiligen.


    Richtiger liegt Stauffenbergs Informant jedoch mit der folgenden Aussage: »Daraufhin hat das DDR-Verteidigungsministerium noch am 12.12. abends die seit langem vorbereiteten militärischen Grenzsicherungsmaßnahmen ausgelöst.«292 Insgesamt liefern Stauffenbergs Quellen im Osten somit recht verlässliche und zeitnahe Informationen. Crozier hat daher mit seinem Urteil, das deutsche Netzwerk arbeite professionell, recht.293


    Die Empfänger des Stauffenberg-Dienstes erreicht am 14. Dezember 1981 dann ein ganz außergewöhnlicher Bericht. Er trägt die Überschrift »Nicht nur persönlich – bitte möglichst weit verteilen«. In der Meldung geht es um Hilfe für Polen. Stauffenberg schreibt: »Der dringende Bedarf der polnischen Bevölkerung an Lebensmitteln aller Art ist bekannt. Der Winter droht katastrophal zu werden. Geboten ist Linderung der Not. Die einfachsten Mittel sind die besten. Private Initiative schuf die als gemeinnützig anerkannte ›Soforthilfe e.V.‹. Lebensmittelpakete (ca. 8 kg) werden zum Großhandelspreis eingekauft, von ehrenamtlichen Helfern verpackt und zum Selbstkostenpreis nach Polen gebracht. Dort werden sie in Schulen persönlich ohne Zwischenschaltung örtlicher Amtsträger an Kinder verteilt.«294 Wie viel Stauffenbergs Leser spenden, ist nicht überliefert.


    

  


  
    

    ABGESANG


    Das Ende des Stauffenberg-Dienstes


    Tragisch, schrill und merkwürdig wird diese Geschichte zu Ende gehen. All das liegt an einer Artikelserie und einem Buch über Stauffenbergs Helfer Hans Langemann. Sie erscheinen im ersten Halbjahr 1982 im linken Hamburger Verlag »konkret«. Später bringt ebenso der »Spiegel« eine Geschichte, in der auch Crozier genannt wird.295 Der erste aufsehenerregende Bericht in »konkret« trifft die politische Landschaft am 25. Februar 1982 mit dem vielsagenden Titel »›Operation Eva‹ – ein BND-Agent enthüllt Geheimdienst-Skandale«.296 Hauptquelle: niemand anderes als Langemann. Freiwillig soll er geplaudert haben, über seine Zeit im BND und seine Arbeit im Innenministerium. Langemann beschreiben die Autoren als einen Menschen zwischen Alkoholproblemen und Größenwahn, der sich für den »stärksten Mann« Bayerns hält.297


    Was ist mit Stauffenbergs Partner passiert? Bis heute gibt es keine zweifelsfreie Rekonstruktion, sosehr sich der Generalbundesanwalt, das Münchner Landgericht und zwei bayerische Untersuchungsausschüsse in mehreren Jahren auch bemüht haben. Von April bis Juli 1982 tagt der erste Untersuchungsausschuss und lädt mehr als 70 Zeugen vor.298


    Crozier bezeichnet das, was Langemann ereilt, als eine Identitätskrise.299 Er schreibt, die späteren Medienberichte seien ein Mischmasch aus wahren und falschen Angaben gewesen. Die Vorwürfe der Journalisten: Schickte Langemann dem CSU-Vorsitzenden Strauß einen Mafiosi an den Hals, der einen angeblichen KGB-Agenten in dessen Umfeld ausgemacht haben wollte? Schlug er Stauffenberg vor, einen eigenen Geheimdienst zu gründen, um dann »richtige Operationen« ausführen zu können? Ließ Langemann Telefonate mitschneiden und vermittelte er einem afrikanischen Minister Abhörgeräte? Und das alles im Dienste der bayerischen Landesregierung, bestens besoldet?300 Kaum ein Untersuchungsausschuss musste je derartige Fragen klären.


    Unstrittig ist: Langemann beschließt 1980, seine Geheimdiensterfahrungen literarisch zu verarbeiten, und wendet sich an den Medienunternehmer und Verleger Josef von Ferenczy in München. Jahre soll er bereits an seinem nachrichtendienstlichen Schlüsselroman »Katzenschlosser« gearbeitet haben. Ferenczy genießt damals den Ruf eines Strippenziehers zwischen Politik und Medien, vermittelt Berichte an Magazine und Zeitungen. Hier glaubt Langemann, den richtigen Partner für seinen erhofften literarischen Durchbruch gefunden zu haben. Doch für eine Karriere à la John le Carré reicht sein Talent nicht aus. Aus diesem Grund stellt ihm Ferenczy einen Ko-Autor an die Seite: Die Wahl fällt auf Frank Peter Heigl, einen früheren Mitarbeiter des Bundeskriminalamtes. Gutmeinende nennen den Zweitautor einen Journalisten, Schlechtmeinende einen Nachrichtenhändler. Er soll Langemanns »Geheimdienst-Roman« zu einem druckfertigen Sachbuch umarbeiten.


    In der Folge treffen sich die beiden im Sommer 1980 mehrfach in Südfrankreich, wo Langemann seinen Zweitwohnsitz hat. Dort erklärt Langemann Heigl, wie er 1957 zum BND kam, wie sein Arbeitgeber sich im folgenden Jahrzehnt wandelte und welch skurrilen Kollegen er begegnete. Anekdoten und Klatsch lässt der Staatsschützer nicht aus. Zu der Zeit verstehen sich der Ex-Nachrichtendienstmitarbeiter und sein Ko-Autor bestens: Sie schließen einen Vertrag über die folgenden publizistischen Arbeiten und die gemeinsame Verwertung. Langemanns Arbeitgeber – das Bayerische Innenministerium – bekommt davon nichts mit.301


    Im Februar 1981 steht das Exposé, der Verleger Josef von Ferenczy legt es dem persönlichen Referenten des Staatsministers des Inneren, Georg Walter, vor. Er soll sicherheitshalber einen Blick darauf werfen. Langemann übergibt ein Manuskript dem BND-Vizepräsidenten, Norbert Klusak, zur Probe. Letzterer weiß nicht, dass dieser auch der Autor ist, und erschrickt angesichts des brisanten Inhalts.302 BND-Präsident Klaus Kinkel versucht, Ferenczy von der Veröffentlichung abzubringen. Später wird der Chef des Auslandsnachrichtendienstes sagen, er fühle sich von Langemann »geleimt«. Der Grund: In seinem Manuskript fehlen zwei Seiten, aus denen sich der wahre Autor hätte erkennen lassen. Wären sie enthalten gewesen, hätte Langemann sofort Ärger bekommen. Ferenczy stoppt auf Anraten des BND das Projekt. Damit hängen Langemann und sein Mitautor in der Luft.


    Soweit der unstrittige Teil. Laut dem damaligen Chefredakteur von »konkret«, Manfred Bissinger, bekommt er Anfang 1982 von Heigl die Geschichte mit den passenden Unterlagen und den zugehörigen Tonbändern der Südfrankreich-Gespräche angeboten. Das sei so mit Langemann abgesprochen gewesen, schwört Heigl. Der Staatsschützer wird dies später in Abrede stellen.303


    Bissinger jedenfalls kauft das Material an, lässt es von einem ihm bekannten BND-Mitarbeiter prüfen und entschließt sich, eine Artikelserie zu starten.304 Zu Papier bringt sie ein Redakteur des Magazins, Jürgen Saupe. Bereits der Premieren-Artikel sorgt für Diskussionen. Bald darauf ermittelt die Bundesanwaltschaft gegen Langemann, Heigl und zwei »konkret«-Redakteure.305 Parallel richtet der Bayerische Landtag einen Untersuchungsausschuss ein. Langemann wird schließlich verhaftet und kommt in Untersuchungshaft. Ostern 1982 erscheinen Medienberichte, Langemann sei aus der Justiz-Vollzugsanstalt Stadelheim wegen einer Tablettenvergiftung ins Münchner Klinikum rechts der Isar gebracht worden.306 Zweifellos trifft ihn die Affäre hart.


    Das anschließend veröffentlichte Buch »Operation Eva« beginnt daher im Spätsommer 1982 mit den Worten: »Das Bild, das Hans Langemann der Öffentlichkeit bietet, ist schlicht jämmerlich. Ein zerfallener Mann, von Medikamenten abhängig, an Gedächtnisstörungen leidend, oftmals hilflos und in seiner Diktion – etwa vor dem Untersuchungsausschuss – unterwürfig, fast servil. Fernsehbilder zeigten ihn theatralisch. Mit der Hand auf dem Herzen beteuerte er ›bei meiner Familie‹, nichts mit ›konkret‹ zu tun zu haben.«307


    Stauffenberg trifft die öffentliche Kritik ebenso: Sein Informationsdienst rückt ins Scheinwerferlicht, vor allem wegen der finanziellen Verflechtungen zwischen ihm und Langemann. Im Buch »Operation Eva« steht dann für jeden seiner Empfänger zu lesen: »Hunderttausende von Mark gingen an den Stauffenberg-Dienst und von dort über Langemann – ohne Quittung, ohne Abrechnung – an unbekannte Agenten. Zum Stauffenberg-Dienst kam das Geld über Parteistiftungen und aus öffentlichen Mitteln. So erhielt ein dem Stauffenberg-Dienst zur Seite gestellter Arbeitskreis für das Studium internationaler Fragen jahrelang Zehntausende von Mark aus dem Bayerischen Landeshaushalt, genauer aus dem von Langemann und Innenminister Dr. Alfred Seidl verwalteten Topf für positiven Verfassungsschutz.«308


    Ähnliche Zahlen hatte auch der Untersuchungsausschuss recherchiert und moniert.309 Ordnungsgemäße Nachweise, was wirklich mit den Mitteln geschah, konnte er in zahlreichen Fällen nicht entdecken.310 Die Abgeordneten des Ausschusses laden Stauffenberg vor. Er muss am 30. Juni 1982 selbst aussagen. Der mittlerweile 70-Jährige bestätigt die bekannten Fakten: Langemann habe ihm Informationen gegen Geld geliefert, es sei auch um den internationalen Terrorismus gegangen, und ein Informant habe tatsächlich vorgeschlagen, eine Terrorzelle zu infiltrieren.311 Aristide Brunello – der italienische Geistliche – habe ihm eingangs Informationen geliefert, später sei der Kontakt wegen der Sprachbarriere eingeschlafen. Diese Aussage deckt sich mit den auf den Berichten vermerkten Decknamen – Bruno steht auf sehr wenigen. Stauffenberg weist zurück, dass er »Agenten« beschäftigt habe. Seine Zuträger seien »Informanten«. 312 Und beim Arbeitskreis für das Studium internationaler Fragen sei er nicht einmal Mitglied.313 Fragen nach seinem Informationsdienst sind vom Auftrag des Untersuchungsausschusses nicht gedeckt. Daher fällt das Kreuzverhör mäßig aus. Eine Frage klären die Abgeordneten in geheimer Sitzung, dieser Teil des Protokolls ist bis heute nicht einsehbar.


    Die folgenden Medienberichte bringen Stauffenberg in Misskredit. Michael Stiller, Redakteur der »Süddeutschen Zeitung«, notiert, der Freiherr gebe einen »in Geheimdienstmanier recherchierenden vertraulichen Informationsdienst«314 heraus. Der »Spiegel« sieht das ähnlich: »Hans Christoph Schenk Freiherr von Stauffenberg, ein entfernter Verwandter des Hitler-Attentäters Claus Schenk von Stauffenberg, ist eine der Schlüsselfiguren im Geheimdienstnetz der CSU.«315 Ebenso steht dort: »Der Arbeitskreis war zu Beginn der siebziger Jahre gegründet worden, um den Aufbau eines eigenen Nachrichtendienstes zu ermöglichen. Als Berater fungierte der ehemalige Brigadegeneral Wolfgang Langkau, der früher den Strategischen Dienst geleitet hatte.«316 Mit Verweis auf diesen Artikel versiegelt später die Konrad-Adenauer-Stiftung die von Stauffenberg an sie abgegebenen Unterlagen, bis sie sie im Jahr 2012 auf Antrag der Autorin und der Wochenzeitung »Die Zeit« freigibt.317


    Die weiteren Enthüllungen der Medien über Langemann sorgen dafür, dass Stauffenberg höchstens als Randfigur der Affäre erscheint oder als Abhängiger des bayerischen Staatsschützers.318 Im Laufe des Untersuchungsausschusses korrigiert sich Journalist Heigl: Die Behauptung, Langemann habe einen eigenen Geheimdienst gründen wollen, sei falsch gewesen.319 Im Abschlussbericht steht dann auch: »Vielmehr soll Dr. Langemann angestrebt haben, einen bestehenden privaten Informationsdienst (von Stauffenberg) durch einen operativen Bereich, nämlich die Nachrichtenbeschaffung, zu erweitern.« 320 Demnach hätte der Münchner Dienst nur Informationen gesammelt, jedoch nie selbst beschafft – was so nicht stimmt.


    __________


    


    1982 kommen Gerüchte auf, östliche Geheimdienste steckten hinter der Enthüllung: Diese Sicht untermauert auch Crozier und beruft sich auf einen KGB-Mitarbeiter. 321 Es gibt in der Tat eine Spur, dass ein Teil der Presseveröffentlichungen Desinformation, also irreführende Nachrichten, sein könnte. Bei der Behörde des Bundesbeauftragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik (BStU) gibt es mehrere Akten zum Fall Langemann. Sie enthalten Unterlagen, die offensichtlich mit denen, die »konkret« vorlagen, identisch sind: Einige der BND-Dokumente hatte der Hamburger Verlag genau so abgedruckt, beispielsweise die zur »Spiegel«-Affäre, die Personalbögen von Langemanns Quellen oder das Organigramm des Strategischen Dienstes. 322 Ebenso finden sich umfangreiche Abschriften von Tonbändern über die Unterhaltungen von Heigl und Langemann in Südfrankreich. Die erste Abschrift beginnt: »Die beiden Sprecher sind Dr. Hans Langemann und Frank Heigl.«323 Zweck solle sein, ein »Manuskript« zu erstellen, zweifellos das damals geplante Buch. Die Aufnahmen, heißt es, dienten der »beiderseitigen Information« und sollten »nicht veröffentlicht werden«.324 Was der ehemalige BND-Mitarbeiter laut diesen Unterlagen zu Protokoll gibt, orientiert sich an bereits veröffentlichten Berichten über den Auslandsgeheimdienst. Hinweise auf Langemanns Arbeit im Dienst des Landes Bayern finden sich weder in den Tonband-Abschriften noch im Aktenband.325


    In den Dokumenten findet sich sogar Entlastendes für den BND. Heigl und Saupe berichten im Buch »Operation Eva«, Langemann habe mit Unterstützung der CIA Unterlagen zur NS-Vergangenheit des Bundeskanzlers der Großen Koalition, Kurt Georg Kiesinger, unauffindbar werden lassen. Dazu hätten sie in den National Archives in Washington die zugehörigen Findbücher, die Verzeichnisse der Archivalien, verschwinden lassen. Laut den Akten der BStU musste Kiesinger überhaupt nicht vom BND gerettet werden, weil der Verdacht gegen den Kanzler mit Blick auf die Dokumente, die Langemann in Washington eingesehen hatte, in sich zusammenfiel. 326 Im BND-Vermerk ist nur die Rede davon, dass der CIA-Kollege Fotokopien der Findbücher noch liefern wolle, von »aus dem Verkehr ziehen« steht nirgendwo ein Wort. Wie es zu der Abweichung zwischen den Dokumenten und den »konkret«-Veröffentlichungen kommen konnte, lässt sich nicht beantworten. Auf welchem Weg die Staatssicherheit an das Material gekommen ist, verraten die Akten nicht, ebenso nicht wann. Hatte die DDR die Dokumente vor der Veröffentlichung? Oder bekam sie sie im Anschluss von jemandem geliefert? »konkret« lagerte ihre Unterlagen zudem aus Sicherheitsgründen aus.327 Es lässt sich nicht nachvollziehen, wer Zugriff auf die Tonbänder und Dokumente hatte. Sie wanderten durch die Hände von Journalisten, Juristen und Landtagsabgeordneten. Daher wäre es falsch, eine zwingende Verbindung zwischen den Unterlagen bei der BStU und den Veröffentlichungen von »konkret« zu ziehen. Zumal die Akten keinen Schriftwechsel von MfS-Mitarbeitern enthalten, die Aufschluss über den Weg des Materials von West nach Ost oder umgekehrt geben. Die Dokumente zeigen jedoch, dass eine Quellenkritik im Fall Langemann wichtig ist.


    Im Juli 1982, drei Monate vor der Landtagswahl in Bayern, stoppt die CSU-Landtagsmehrheit den Untersuchungsausschuss. Der Redakteur der »Süddeutschen«, Michael Stiller, schreibt: »Hätte Langemann nicht eine Art Geheimhaltungs-Neurose überfallen, die ihn im Zusammenwirken mit krankhafter Profilierungssucht zum ungehemmten Plaudern brachte – der frühere Agent des Bundesnachrichtendienstes würde sich bis zu seiner Pensionierung auf seinem Abenteuerspielplatz tummeln, den ihm die CSU 1973 im Innenministerium eingerichtet hat.«328 Nun, so mutmaßen die Journalisten, soll die Affäre nicht den Landtagswahlkampf beeinflussen. Die CSU wird aber nur 0,8 Prozentpunkte verlieren und ihre absolute Mehrheit behalten. Die Grünen und die FDP verpassen den Einzug in das bayerische Landesparlament.


    __________


    


    Politisch ist die Langemann-Affäre damit fast erledigt, auch wenn es eine marginale Fortsetzung des Untersuchungsausschusses gibt. Den Abgeordneten gelingt es nicht, die von der Bundesanwaltschaft beschlagnahmten Ringbücher Langemanns zu erhalten, die weitere Hinweise liefern sollen. Das Ansinnen der Politiker lehnt der Generalbundesanwalt ab und verweist auf das Sicherheitsinteresse des BND und die Intimsphäre des Beschuldigten.329 Damit legen die bayerischen Politiker den Fall zu den Akten.


    Gegen den Chefredakteur von »konkret«, Manfred Bissinger, und seinen Mitarbeiter Jürgen Saupe stellt der Generalbundesanwalt im September 1983 das Verfahren wegen »des Verdachts des Offenbarens von Staatsgeheimnissen« ein.330 Langemann belasten seine Krankheiten. Nur noch maximal zwei Stunden am Tag kann er den Verhandlungen des Dritten Strafsenats des Bayerischen Obersten Landesgerichts folgen und als Zeuge gehört werden. Das Gericht untersucht den Vorwurf, Langemann habe Dienstgeheimnisse verletzt.331 Das Urteil fällt milde aus: eine Freiheitsstrafe von acht Monaten, die zur Bewährung ausgesetzt wird. Das Gericht schließt sich der Auffassung an, Langemann habe Heigl die Dokumente nicht zur Veröffentlichung gegeben. Strafmildernd rechnet es ihm seinen Gesichts-Nacken-Durchschuss aus dem Zweiten Weltkrieg an, der laut einem medizinischen Gutachten das Stammhirn verletzt haben soll.332 Nach dem Urteil taucht Langemann nie wieder in der Öffentlichkeit auf.


    __________


    


    Die Empfänger von Stauffenbergs Informationen ziehen sich nervös zurück. Ebenso kündigt sein Partner Crozier seine Zusammenarbeit auf, die Indiskretion Langemanns sei für ihn unakzeptabel gewesen.333 Dies muss Stauffenberg nicht betrüben: Helmut Kohl wird am 1. Oktober 1982 Bundeskanzler, die konservativen Parteien bekommen somit wieder ihre alten Informationskanäle zurück. Im Dezember verfasst Stauffenberg die letzten Berichte. Vielleicht wechselt der eine oder andere Informant nun zum Auslandsnachrichtendienst. Alex und Fritz hätten sicherlich weiterhin wichtige Nachrichten aus der DDR und Polen liefern können.


    Der Arbeitskreis für das Studium internationaler Fragen besteht bis 1986. Dann beschließt die Mitgliederversammlung, den Verein aufzulösen, und bestimmt Stauffenberg und den ehemaligen CSU-Generalsekretär Florian Harlander als Liquidatoren.334


    Die nächsten Jahrzehnte verlebt Hans Christoph von Stauffenberg in seinem Schloss in Rißtissen, im Kreise der Familie, stets beschäftigt mit politischer Lektüre und klassischer Musik. Kurz nach seinem 94. Geburtstag stirbt er im November 2005 in München. Er soll versöhnt gewesen sein mit der Welt.
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